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Phase 


editorial 


Liebe Leserinnen und Leser, 
verehrte Linksradikale, 


hier ist sie nun endlich — phase zwei. Für 
uns bedeutet dieses Zeitungsprojekt einen 
neuen Anfang für bundesweite Diskussi- 
on, Aktion und hoffentlich bald auch 
wieder Organisation. Wir, die Redaktion, 
sind Linksradikale aus verschiedenen. 
Städten und Gruppen. Wir hoffen, dass 
diese Kombination für interessante Ideen 
und Ergebnisse sorgen wird. 

Diese erste Ausgabe hat zwar noch viele 
Probleme mit sich gebracht, aber dennoch 
denken wir, dass ihr eine lesenswerte 
Zeitung in den Händen haltet. 

Wir sind gespannt auf eure Reaktionen, 
auf Kritik und Lob — und natürlich war- 
ten auch wir auf viele neue Abonennt- 
Innen, denn nur so ist dieses Projekt 
dauerhaft zu finanzieren. 


Also viel Spaß beim Lesen, 


die phase zwei Redaktion 


Eigentumsvorbehalt: 


Diese Zeitung bleibt bis zur Aushändigung an den/die Adres- 


satIn Eigentum des/der Absenderln. „Zur-Habe-Nahme“ ist 
keine Aushändigung im Sinne dieses Vorbehaltes. Nicht aus- 
gehändigte Zeitungen sind unter Angabe von Gründen an 
den/die AbsenderIn zurückzuschicken. 
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Am 27. September 1998 stürmte die 
Revolution von ’68 die letzte Bastion. 
30 Jahre nachdem Rudi Dutschke den 
Massen zugerufen hatte, sie müssten 
den Marsch durch die Institutionen 
antreten, um die „formierte Gesell- 
schaft“, den Imperialismus und das 
Kapitalverhältnis zu Fall zu bringen, 
haben diese Massen ihren Weg nun 
endgültig abgeschlossen. Seit gerau- 
mer Zeit schon saßen sie in Rundfunk- 
und Fernsehredaktionen, gaben Zei- 
tungen mit Millionenauflage heraus 
und besetzten im Kulturbetrieb die 
Schaltstellen. Politisch engagierten sie 
sich in Stadtregierungen und im 
Bundestag, in Bürgerinitiativen und 
sozialen Bewegungen. Kulturelle und 
politische Hegemonie im zivilgesell- 
schaftlichen Diskurs — eine Voraus- 
setzung für Revolution, schreibt der 
italienische Kommunist Antonio 
Gramsci — haben sie längst erreicht: 
Sie sind die Zivilgesellschaft. 

Mit der Eroberung der Bundes- 
regierung und dem Ende der Ära Kohl 
ist der lange Marsch nun abgeschlos- 
sen; alle Institutionen, die es zu un- 
terwandern gab, sind unterwandert, 
gesichert und werden von den Kräften 
der Revolution gehalten. Von dem, 
was diese Kräfte allerdings einmal um- 
setzen wollten, ist nichts übrig geblie- 
ben. Der institutionelle Sieg der 
68erInnen besiegelte die Niederlage 
ihrer emanzipativen Inhalte: Ihren er- 
sten großen Auftritt in der Weltpolitik 
hatten die einstigen GegnerInnen des 
Vietnamkrieges mit der Bombardie- 
rung Belgrads. 
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Der Terror der 
Menschenrechte... 


Unter Helmut Kohl hätte es das 
nicht gegeben: Während in seiner Ära 
die ersten Auslandseinsätze der 
Bundeswehr eine innenpolitische 
Krise — zumindest einen Riesenkrach 
mit der 68erInnen-Opposition in den 
roten und grünen Parlamentsbänken 
— mit sich gebracht haben, lässt 
Deutschland unter rot-grün mit be- 
stem Gewissen durch seine Luftwaffe 
Jugoslawien unter Beschuss nehmen — 
und alle klatschen Beifall. Eine pazifi- 
stische oder antimilitaristische Frie- 
densbewegung gab es plötzlich nicht 
mehr, als im Frühjahr 1999 der erste 
deutsche Angriffskrieg seit 45 begann. 
Im Gegenteil: Das, was früher die Frie- 
densbewegung bzw. deren parlamen- 
tarischer Arm war, die Grünen, hat den 
Krieg maßgeblich forciert und vor der 
Bevölkerung gerechtfertigt. 

Weil ein nationalistischer Dik- 
tator Krieg führt gegen eine Sezes- 
sionsbewegung im eigenen Land, ka- 
men dort Menschen gewaltsam ums 
Leben oder mussten aus ihren 
Häusern fliehen. Ein zweifelsohne 
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Dalitschland Nach 
Zem Sieg vonag 


grausamer Vorgang, der in der kapita- 
listisch verfassten Welt aber zum Alltag 
gehört. Das Eingreifen des Westens, 


der sogenannten „Völkergemein- 
schaft“, in diesen Konflikt wurde von 
der Linken, die noch etwas gegen den 
dadurch ausgelösten NATO-Angriffs- 
krieg einzuwenden hatte, häufig in 
den herkömmlichen Kategorien der 
Imperialismusanalyse kritisiert. Ange- 
sichts der Argumentation, mit denen 
der NATO-Krieg in der BRD durchge- 
setzt und gerechtfertigt wurde, wird 
deutlich, dass diese Kritik in wesentli- 
chen Punkten zu kurz greift. Der 
Rückgriff auf die Menschenrechte als 
Grund für die Zerstörung der Infra- 
struktur eines ganzen Landes ist kei- 
neswegs als bloße Lüge der Kriegs- 
treiber zu bewerten, sondern zentraler 
Bestandteil derer Ideologie. Und in 
letzter Konsequenz schließen sich 
Angriffskriege und Menschenrechte 
tatsächlich keineswegs aus, sondern 
bedingen einander. 

Die Menschenrechte bzw. ihre 
staatliche Umsetzung als Grundrechte 
stellten im politischen Bezugssystem 
der 68erInnen schon immer einen 
zentralen Begriff dar. Ähnlich wie 
Demokratie, Freiheit und Gleichheit 
wurden sie nicht als konstitutive 
Bestandteile des bürgerlichen Gesell- 
schaftszusammenhangs analysiert, 


sesnd 


sondern als Errungenschaften der bür- 
gerlichen Revolution, die in die be- 
freite Gesellschaft hinüberzuretten, 
bzw. durch eine weitere Revolution 
erst tatsächlich zu realisieren seien. 
Doch auch wenn die kapitalistischen 
Metropolen sich an Menschenrechte 
nur halten, wenn es ihnen nützlich er- 
scheint, ist die Forderung nach ihrer 
Durchsetzung doch immer kompati- 
bel mit dem derzeit bestehenden 
kapitalistischen Herrschaftssystem. 
Historisch sind sie als wichtigster Be- 
standteil des allgemeinen Verrecht- 
lichungsprozesses im Wechselspiel 
mit der Entwicklung der kapitalisti- 
schen Wirtschaft überhaupt erst ent- 
standen. Durch gleiche Rechte, die al- 
len Staatsangehörigen gleichermaßen 
zustehen, wurde das moderne bürger- 
liche Individuum mit seinem Eigen- 
tum und seiner Privatsphäre, seinem 
wirtschaftlichen und politischen 


Interesse geschaffen. Die Absehung 
von jeglichen individuellen Eigen- 
schaften und Bedürfnissen, die jeden 
konkreten Menschen mittels „Ver- 
gleichung‘ zum Exemplar der Gattung 


„Mensch“ degradiert, sind Voraus- 
setzung für das Funktionieren des ka- 
pitalistischen Gesamtsystems. Indem 
der Staat seinen BürgerInnen Rechte 
wie das auf Eigentum zuteilt, zwingt er 
sie zugleich, diese Rechte auch ande- 
ren gegenüber anzuerkennen. Die ab- 
strakte rechtliche Gleichbehandlung 
unterschiedlicher Individuen garan- 
tiert die Fortexistenz konkreter sozia- 
ler Ungleichheit. In der Regel ist das 
mit Menschenrechten ausgestattete 
Individuum dadurch gezwungen, sei- 
ne Arbeitskraft zu Markte zu tragen 


oder — wahlweise, dies ist ein freies 
Land! — zu verrecken. „Das Gesetz in 
seiner majestätischen Gleichheit ver- 
bietet es den Reichen wie den Armen, 
auf den Straßen zu betteln, unter 
Brücken zu schlafen und Brot zu steh- 
len.“ (Anatol France). 

Menschen- und Grundrechte 
sind Gewaltverhältnisse: von Rechten 
zu sprechen setzt bereits staatliche 
Herrschaft voraus, die diese Rechte als 
Allgemeines gegenüber den Einzelnen 
durchsetzt. Die Tatsache, dass die 
68erInnen diesen Zusammenhang 
nicht gesehen haben als sie noch sy- 
stemoppositionell waren, führt jetzt — 
da sie das System selber geworden 
sind — dazu, dass sie sich treu bleiben 
können. Für sie selbst wie auch für ih- 
re AnhängerInnen hat sich im Ver- 
hältnis zu den Menschenrechten wohl 
nichts geändert. Was früher aber als 
Kritik an Folterstaaten gemeint war, 
wird jetzt zum Argument für den 
Angriffskrieg. Das politische Interesse 
nach Durchsetzung der Menschen- 
und Völkerrechte (bei gleichzeitigem 
Bruch des Völkerrechts durch die 
NATO selbst) auf dem Balkan ging 
beim Krieg gegen Jugoslawien Hand in 
Hand mit wirtschaftlichen Interessen 
der BRD. Der 
Balkan soll zum 


einen gründlich 
zivilisiert wer- 
den, zum anderen wird er so zum wirt- 
schaftlichen und politischen Hinterhof 
der EU gemacht. Das Gewicht der im- 
perialistischen Argumentation hat sich 
dabei von der ökonomischen auf die 
politische Seite verlagert. Vor allem 
ginge es darum, „freedom and de- 
mocrazy“ auf dem Balkan herzustel- 
len. Dass eben dies nötig ist für die 
Eingliederung der Balkanstaaten in 


den kapitalistischen Weltmarkt, er- 
scheint dabei fast als willkommener 
Nebeneffekt. Tatsächlich ist aber die 
Ausbreitung der kapitalistischen Wirt- 
schaftsweise ohne das dazugehörende 
Rechts- und Herrschaftssystem gar 
nicht denkbar. Durchsetzung der 
Menschenrechte und imperialistische 
Machtpolitik sind auf dem Balkan das 
Gleiche. 


„Acht trotz, 
sondern wegen Auschwitz 


Die rot-grüne Regierung hat 
sich bei der Rechtfertigung des Krieges 
nicht aufdas Argument der Menschen- 
rechte beschränkt. Wichtiger noch für 
das uneingeschränkte Einverständnis 
der ehemaligen 68erInnen in Staat 
und Zivilgesellschaft war der von 
Joseph Fischer formulierte Anspruch, 
ein neues Auschwitz zu verhindern. 
Die Wahrnehmung des Krieges in der 
deutschen Öffentlichkeit nahm folge- 
richtig die Form einer kollektiven 
Wahnvorstellung an. Von Massenhin- 
richtungen an Intellektuellen war die 
Rede, die sich bis heute bester 
Gesundheit erfreuen, in Fußball- 
stadien wurden angebliche KZs ent- 
deckt, obwohl selbst albanische Natio- 
nalisten zu Protokoll geben, dort habe 


nie etwas anderes als Sport stattgefun- 
den und in jeden Flüchtlingstreck 
wurde ein Transport in die Gas- 
kammern projiziert. Gerade das 
Argument, ein neues Auschwitz müs- 
se verhindert werden, gehört zum 
Selbstverständnis der 68erInnen, die 
für sich in Anspruch nehmen, 
Deutschland gegen ihre Nazi-Eltern zi- 
vilisiert zu haben. Mit der rot-grünen 
Bundesregierung ist eine Generation 
an die Macht gekommen, die sich über 


phase zwei null eins 


die Abgrenzung zum 
NS politisiert hat und 
nun meint, die 
Vergangenheit aufge- 
arbeitet zu haben. Es 
wird nicht mehr ver- 
drängt, sondern erin- 
nert, was das Zeug 
hält. Mit der Vor- 
stellung, das Land 
erst wirklich demo- 
kratisiert zu haben, 
geht der Anspruch 
einher, jetzt mit 
Deutschland die zivil- 
ste  Zivilgesellschaft 
von allen zu schaffen. 
Mit dem Terror des 
notorisch guten Ge- 
wissens soll dieses 
„Modell Deutsch- 
land“ exportiert wer- 
den und nicht trotz, 
sondern wegen 
Auschwitz führen die 
68erInnen wieder 
Angriffskriege. Am 
rot-grünen deutschen 
Wesen soll die Welt 
genesen. 


Ideologie der 
Verwertbarkeit - 
Arbeitswahn und 
Rassismus 


Was die rot- 
grüne Bundesregie- 
rung auf dem Balkan 
erst unter Zuhilfenahme der Luftwaffe 
durchsetzen musste, findet sie in der 
BRD bereits vor: einen Staat, der als 
„freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung“ fungiert, die Menschen- 
rechte somit anerkennt. Als Subjekt 
dieser Rechte macht die BRD ihre 
Staatsangehörigen zu Objekten. 
Verpflichtet sind sie zunächst nur sich 
selbst und ihrem privaten Fortkom- 
men unter Herrschaft des Rechts. Das 
heißt — wie oben schon erwähnt - sie 
dürfen und müssen mit ihren Ressour- 
cen machen, was sie wollen, ohne da- 
bei die Interessen eines oder einer an- 
deren zu schädigen. Wenn kein 
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größeres Eigentum vorhanden ist, 
heißt das: Arbeiten. Für diejenigen, die 
dies nicht können, weil ihre Arbeits- 
kraft nicht gefragt ist, hält der Staat 
Unterstützung bereit: Verrecken sol- 
len sie nicht. Dies blüht tendenziell 
nur denen, die nicht arbeiten wollen: 
Stärker als unter schwarz-gelb folgen 
Grüne und Sozialdemokraten der 
Ideologie der Verwertbarkeit: Wer 
nicht arbeiten will, soll auch nicht es- 
sen. Mit seiner Feststellung, es gäbe in 
Deutschland kein Recht auf Faulheit, 
hat Schröder diese existentielle Dro- 
hung den Erwerbslosen ins Stamm- 
buch geschrieben. Im Klartext heißt 
das: Wer nicht ständig unter Beweis 
stellt, dass er dem kapitalistischen 
System zur Verfügung steht, den lässt 
die Volksgemeinschaft fallen. 

Auch diesem reaktionären Pro- 
jekt kommt die Vergangenheit der 
Regierung als Linke zugute. Im gegen 
das liberale Konkurrenzprinzip einge- 
forderten Gemeinschaftsdenken ist 
der Zwang, dem Kollektiv, das einen 
füttert, auch dienen zu müssen, immer 
schon enthalten. Als „Bündnis für 
Arbeit“ holt der Kanzler alle Inter- 
essensvertretungen dieser Gemein- 
schaft an einen Tisch und fordert sie 
auf, die eigenen Interessen im Sinne 
de Ganzen, des Standorts also, hinten 
an zu stellen. Das trotzdem auch die 
Konkurrenz unter rot-grün neue 
Blüten treibt, ist dazu nur scheinbar 
ein Widerspruch. Das liberale Recht 
des Stärkeren ist nur die andere, pri- 
vatwirtschaftliche Seite des bürgerli- 
chen Kollektivdenkens, dass seinen 
realen Ausdruck in der Nation findet. 
Historisch reinste Form dieses Kollek- 
tivs war die nationalsozialistische 
Volksgemeinschaft; die Vernichtung 
der Juden schärfster Ausbruch der 
Verwertbarkeitsideologie gegen an- 
geblich „arbeitsunwillige Schma- 
rotzer“. 

Unter rot-grün geht der Zwang 
zur Verwertbarkeit andere, pragmati- 
schere Wege. Wie schon zu Zeiten der 
GastarbeiterInnenwerbung wurde der 
Verwertungsrassismus zum staatlichen 
Projekt erkoren. Ausländische Arbeits- 
kräfte, die für den Erfolg der National- 
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ökonomie im „Krieg der Standorte“ 
gebraucht werden, werden angewor- 
ben. Für deren Bereitschaft, Deutsch- 
land zu dienen, erhalten sie unter 
Umständen — und das ist neu — die 
deutsche Staatsbürgerschaft, werden 
also mit dem Vollprogramm an 
Menschenrechten ausgestattet und 
sind nicht mehr der rassistischen 
Ausländergesetzgebung unterworfen. 
Der rot-grüne Staat macht in dieser 
Frage das „Deutsch-sein“ nicht mehr 
an völkischen Blutskriterien fest, son- 
dern an der Verwertbarkeit. Das hat 
nichts mit einer menschlichen Geste 
für die Verfolgten der Welt zu tun. Im 
Gegenteil: die Unverwertbaren sind 
immer stärkerer Repression unterwor- 
fen. Als Deutsche der Gefahr, dass ih- 
nen die Stütze gestrichen wird, als 
Ausländer der Ausweisung oder dem 
Tod an der hermetisch abgeriegelten 
Ostgrenze der „Festung Europa“. 

Auch die Staatsantifakampagne 
des letzten Sommers ist unter dem 
Gesichtspunkt des Verwertungsrassis- 
mus zu betrachten. Im Gegensatz zum 
Staat ist der völkische Mob nicht be- 
reit, objektive Kriterien wie berufliche 
Qualifikation gelten zu lassen, wenn es 
darum geht, was deutsch ist. Wenn 
Nazis also versuchen, das Land nach 
ethnischen Gesichtspunkten zu säu- 
bern, ist dies ein eklatanter Eingriff in 
die Definitionsmacht des Staates, was 
zu tolerieren ist, und was nicht. Wenn 
die BRD gegen ihre Nazis vorgeht tut 
sie dies nicht aus Mitleid für die Opfer 
des faschistischen Terrors, sondern 
um ihr oberstes Gut zu wahren: Das 
Gewaltmonopol. 


Joseph Fischer und die Gewalt: 
Die Abwicklung der linken 
Opposition 


Die 68erInnen und nachfol- 
gend die Neuen Sozialen Bewegungen 
haben ein ganzes Spektrum verschie- 
dener Protest- und Widerstandsfor- 
men entwickelt. Vom Sit-In über‘s 
Steinewerfen bis hin zum bewaffneten 
Kampf: Entscheidend für die Wahl der 
Formen war immer deren Legitimität, 
die — geleitet von der Erkenntnis, daß 
das System seinen Insassen die Mittel 
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zu seiner Veränderung nicht per Ge- 
setz in die Hand geben würde — nicht 
deckungsgleich sein musste mit ihrer 
Legalität. Ob eine Protest- oder Wider- 
standsform legitim ist, wurde also 
nicht an einer durch Gesetze definier- 
ten Grenze entschieden, sondern al- 
lein daran, ob sie als Mittel dem zu er- 
reichenden Zweck entsprach und den 
eigenen moralischen Grundsätzen ge- 
nügte. Joseph Fischer zum Beispiel 
sah es bekanntermaßen als legitim an, 
im Frankfurter Häuserkampf der 70er 
Jahre seinen Zielen mit Steinen und 
Mollis Nachdruck zu verleihen. Durch 
die Domestizierung eines großen Teils 
der Neuen Sozialen Bewegungen 
durch die Grüne Partei wurde die 
Wahl der Mittel aus freien Stücken 
zwar stark eingeschränkt — „gewalt- 
frei“ wolle man sein, schrieben sich die 
Grünen auf ihre Fahnen — grundsätz- 
lich aber blieb das Spannungsverhält- 
nis zwischen Legalität und Legitimität 
bis zum Machtwechsel 1998 bestehen. 
Auch beim Castortransport ein Jahr da- 
vor haben sich Grüne Spitzenleute 
noch für — zweifellos illegale — Sitz- 
blockaden auf der Strecke ausgespro- 
chen, ohne sich um die Rechtslage zu 
scheren. 

Mit dem Regierungsantritt von 
rot-grün hat sich dies entscheidend 
geändert. Nach dem Selbstverständnis 
der neuen Herren sind die Forderun- 
gen der ehemaligen linken Opposition 
nun regierungsamtlich geworden — 
kein Grund also, noch Widerstand zu 
leisten. Schließlich vertritt die Regie- 
rung die Ziele der Linken ja jetzt selbst 
und setzt zumindest alles durch, was 
machbar ist — den Atomausstieg bis 
2050 zum Beispiel. Protest oder gar 
Widerstand ist da nicht mehr nötig, 
findet die Regierung und reagiert um 
so allergischer auf alle, die das anders 
sehen. Denn natürlich hat sich durch 
den Regierungsantritt nichts geändert 
an den falschen kapitalistischen 
Verhältnissen in der BRD; und ange- 
sichts der realen Zustände erscheint 
Widerstand angebracht. Dass man sich 
dazu nicht an der Realität zu orientie- 
ren hat, wie rot-grün das tut, legt 
schon der Untertitel dieser Zeitung na- 
he. Vor dem Hintergrund einer — 


wenn auch auf Sparflamme - fortexi- 
stierenden radikalen Linken hat sich 
eine große Koalition der Demokrat- 
Innen gebildet, die die öffentliche 
Debatte um Legalität und Legitimität 
beenden will. Legitim soll wieder — 
wie zu Adenauers Zeiten — genau das 
sein, was gesetzlich auch gestattet ist. 
Geburtsstunde dieser Koalition ist der 
scheinbare Streit zwischen rot-grüner 
Regierung und konservativ-liberaler 
Opposition um die Vergangenheit des 
Außenministers. Deutlich wurde, daß 
ihre Differenzen 20 Jahre zurücklie- 
gen, man sich jetzt aber in allen 
Punkten einig ist. Die Opposition 
spielt die Rächer der freiheitlich-de- 
mokratischen Grundordnung, die den 
Ex-Linken die „Fehler“ ihrer Vergan- 
genheit vorrechnet. Die Koalition be- 
zieht sich positiv auf ihre Geschichte, 
insistiert darauf, dass es die gesell- 
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schaftliche Lage „damals“ erforderte, 
auch mal jenseits des legalen Rahmens 
zu handeln, sich diese historische 
Konstellation aber spätestens seit dem 
27. September ’98 erledigt hat: Die 
freiheitliche Demokratie, um die es 
damals gegangen sei, sei nun durch- 
gesetzt — vergleiche auch: Zivilgesell- 
schaft. Da die nun erreicht ist, er- 
scheint die radikale Linke von heute in 
den Augen der Linken von einst als 
reinster Anachronismus. Dass es den 
SteinewerferInnen von damals subjek- 
tiv um viel mehr ging, als um die eige- 
ne Regierungsbeteiligung, fällt bei die- 
ser Lesart der BRD-Geschichte unter 
den Tisch. Und damit auch, dass 
durchaus viel mehr legitim ist, als um 
Regierungsmacht zu kämpfen. 
Abgewickelt werden in dieser 
Debatte die Positionen, denen es im- 
mer noch um mehr geht. Selbst die 
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ehemals als zivilcouragierte Parade- 
bürger gefeierten SitzblockiererInnen 
von Gorleben wurden beim Castor- 
transport 2001 nur noch als Chaoten 
und Randaliererinnen wahrgenom- 
men; denjenigen, die tatsächlich ran- 
dalieren, wird unterstellt, es könne ih- 
nen um nichts anderes mehr gehen, 
als um Chaos. Das erzreaktionäre 
Klischee vom „Politrocker“ wird aus- 
gerechnet von denen bemüht, die es 
von anderer Seite selbst angehängt be- 
kommen haben. Toleriert wird nur 
noch die Latschdemo: Wer sich min- 
destens zweihundert Meter vom 
Geschehen aufhält und Friedenslieder 
singt, wird von den Grünen nach wie 
vor gelobt. 

Dass Gewalt Konstitutionsbe- 
dingung der bürgerlichen Gesellschaft 
ist, haben die jetzigen Regierungs- 
mitglieder einmal gewusst. Mittler- 
weile nehmen sie sie nur noch als ab- 
weichendes individuelles Verhalten 
wahr, dass mit Gesellschaft nichts zu 
tun habe: nur ein Störfaktor, den man 


ausschalten kann. Die strukturelle 
Gewalt des Kapitalverhältnisses oder 
die daraus resultierende staatliche 
Herrschaft qua Gewaltmonopol sind 
ihnen keine Begriffe mehr. Diese 
Entwicklung haben die Grünen mit 
ihrem Bekenntnis zur persönlichen 
Gewaltfreiheit und damit zu einem in- 
dividualisierten Gewaltbegriff Anfang 
der 80er selbst eingeläutet. Ergebnis 
ist, dass sie die Gewalt der Gesellschaft 
jetzt selbst mit exekutieren, die Gewalt 
dagegen ideologisch aber entschiede- 
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ner bekämpfen als irgendeine Regie- 
rungspartei vor ihnen. 


Formierter als die 
„formierte Gesellschaft“ 


Hauptgegner der 68erInnen 
war, als sie sich auf den Marsch ge- 
macht haben, die „formierte Gesell- 
schaft“ der frühen BRD. Wessen Haare 
die Schultern berührten, bekam kei- 
nen Job und zwei Gitarre spielende 
Studenten lösten Mitte der 60er aufei- 
nem Platz in München eine Straßen- 
schlacht aus, weil es als unerträglich 
galt, einfach herumzusitzen und Gitar- 
re zu spielen. 

Zumindest hier scheinen die 
68erInnen ganze Arbeit geleistet zu ha- 
ben. Aus der Subkultur, die sie aufge- 
macht haben, sind so viele Subkultu- 
ren entstanden, das der Begriff keinen 
Sinn mehr macht. Erlaubt ist alles. Das 
Fernsehen zeigt S/M-Sex verbunden 
mit der Aufforderung, das doch einmal 
zu probieren, und die Hauptstadt 
macht Werbung 
mit dem alljähr- 
, lichen Auf- 
marsch von an- 
derthalb 
Millionen Tech- 
" no-Jüngern und 
" Ecstasy-Usern. 
Schöne neue 
Welt. 

Aber die 
ganze Arbeit, die 
hier geleistet 
> wurde, ist mal 
wieder ganze 
Arbeit im Sinne des Kapitals. Alles, was 
als oppositionelle Haltung seit ’68 auf- 
getreten ist, ist fester Bestandteil der 
Gesellschaft geworden. Popmusik, in 
den 60ern noch von Sittenwächtern 
aus dem Radio verbannt, ist heute 
Träger der Kulturindustrie, und die 
Öko- und Biofraktion der 70er schickt 
sich heute als Vollkornbourgeoisie an, 
die Lebensmittelversorgung nach 
Marktkriterien neu zu organisieren. 
Ob Glatze oder Haare bis zum Arsch: 
Aussehen und kulturelle Codes trans- 
portieren keinen politischen Inhalt 
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mehr. Eine Mainstreamkultur gibt es 
anno 2001 ebenso wenig, wie es Sub- 
kulturen gibt. Es gibt nur noch Paral- 
lelkulturen, und alle tragen sie ihren 
Teil bei zum Standort D. 

Dieser Tatbestand macht die di- 
versifizierte Gesellschaft des neuen 
Jahrhunderts formierter, als es die for- 
mierte ’68 war. Heute gibt es keinen 
Code mehr, der eine oppositionelle 
Haltung zur Gesellschaft demonstrie- 
ren könnte, weil er sich gegen den 
Markt stellt. Weil es zur Voraussetzung 
gehört, „anders“ zu sein um dazuzu- 
gehören, lässt sich durch das „Anders- 
sein“ keine politische Position mehr 
vermitteln. Den Lebensentwürfen sind 
scheinbar keine Grenzen mehr ge- 
setzt; die bürgerliche Gesellschaft er- 
scheint nicht mehr als Gefängnis, aus 
dem es auszubrechen gilt. Wenn alles 
akzeptiert ist, zwingt nichts zur Re- 
bellion. Die Freiheitlichkeit, die Jo- 
seph Fischer in seinen wilden Jahren 
angeblich durchsetzen wollte, meint 
genau das. 

Tatsächlich ist aber nur die 
Produktpalette größer geworden, un- 
ter der man wählen muss. Immer noch 
gilt es, sich zu verkaufen, um am 
Reichtum der Gesellschaft teilhaben 
zu können und immer noch wird die- 
ser Reichtum nicht produziert um 
Bedürfnisse zu befriedigen, sondern 
Bedürfnisse werden geschaffen, um 
kapitalistischen Reichtum als Mehr- 
wert realisieren zu können. Die 
Möglichkeit, mehr und freier zu kon- 
sumieren wird zum Zwang, auch pro- 
duzieren zu müssen. Arbeitswahn, 
Verwertbarkeit und die „wunderbare 
Welt der Warenform“ greifen ineinan- 
der und machen noch die rührendste 
Utopie zum Mittel der Verwertung. 
Das postmoderne ‚anything goes‘ ist 
nur ein anderer Name für den ständig 
wachsenden Druck, den die Gesell- 
schaft auf ihre Insassen ausübt: die 
Gefängnismauern stehen fester denn 
je. 


Mitten durch die Institutionen 


in den Sachzwang 


Das Wort vom Verrat ist schnell 
an der Hand, wenn die verbliebene 
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Restlinke den ehemaligen Genoss- 
innen und Genossen beim Herrschen, 
Abschieben und Kriegführen zu- 
schaut. Es erklärt aber nichts von dem 
gesellschaftlichen Vorgang, dem die 
jetzigen Herren Deutschlands sowohl 
ihren formalen Sieg als auch ihren in- 
haltlichen Bankrott zu verdanken ha- 
ben. Verrat ist eine subjektive und mo- 
ralische Kategorie — der eine wird halt 
zum Verräter, die andere nicht. Was 
der 68erInnen-Bewegung und ihren 
Verlaufsformen, den Neuen Sozialen 
Bewegungen, widerfahren ist, ist aber 
nicht subjektiv begründet, sondern 
objektiv in den gesellschaftlichen 
Verhältnissen des Kapitalismus. Die 
Entwicklung war von dem Augenblick 
an klar, als Dutschke die Linke dazu 
aufgerufen hat, in den Institutionen 
auf diese einzuwirken, statt sie von 
außen zu bekämpfen. Wer ernsthaft 
versucht, diese Gesellschaft zu verän- 
dern, statt sie abzuschaffen; wer sich 
also hineingibt in das demokratische 
Spiel der Kräfte und den Staat als neu- 
trales Mittel auffasst, das es zu beset- 
zen und nach seinen Interessen zu 
nutzen gelte, der hat schon verloren. 
Die Vorstellung, der Staat sei ein Agent 
der Bourgeoisie, es gehe aber darum, 
ihn zu einem des Proletariats zu ma- 
chen, war schon bei immer falsch. Er 
ist nicht der Staat der Kapitalisten, son- 
dern der des Kapitals. Und das ist ein 
gesellschaftliches Verhältnis, das nicht 
nur die Interessen der Unternehmer- 
Innen, sondern das aller Mitglieder 
der bürgerlichen Gesellschaft bedingt. 
Auch ArbeiterInnen sind nur Träger- 
Innen der abstrakten Arbeit, einer 
Funktion des Kapitals also, und die 
Durchsetzung der Partikularinteressen 
dieser Klasse gegen die der Kapitalis- 
ten ist unerlässlich für das Funktio- 
nieren des Ganzen. Bürgerliche 
Demokratie, Pluralismus, setzt die sich 
widersprechenden Interessen mittels 
Diskussion, Abstimmung und Durch- 
setzung um in das bürgerliche All- 
gemeinwohl, das nichts zu tun hat mit 
dem Wohl des oder der Einzelnen, 
sondern nur mit dem der „abstrakten 
Allgemeinheit“: dem Kapitalverhältnis. 
Die 68erInnen haben in diesem 
Prozess, wie die sozialdemokratischen 


Parteien vor ihnen, Position für die 
Sache der Unterdrückten bezogen und 
sich damit gleichzeitig auf die 
Umsetzung jenes Allgemeinwohls ver- 
pflichtet. Damit waren sie aber auch 
gezwungen, sich auf die Sachzwänge 
einzulassen, die diese Aufgabe mit sich 
bringt. Im Kapitalismus herrschen 
nicht die vermeintlich Herrschenden, 
sondern der „stumme Zwang der Ver- 
hältnisse“ (Marx), dem auch sie neben 
allen anderen unterworfen sind. Die 
politische Entwicklung, die das „Pro- 
jekt 68° nehmen musste, war damit 
vorgezeichnet. Die alten Forderungen 
nach Emanzipation mussten den Ak- 
teuren notwendig als utopisch er- 
scheinen, weil sie den Rahmen, in dem 
sie tatsächlich utopisch sind, zu ihrem 
eigenen gemacht hatten. Der große ge- 
sellschaftliche Entwurf, der das Ende 
der Herrschaft bringen sollte, wurde 
ersetzt durch kleine pragmatische For- 
derungen an die Herrschaft, die um- 
zusetzen immerhin besser sei, als gar 
nichts zu erreichen. Selbst das war 
noch zu hochgegriffen: Als die Herr- 
schaftskritikerInnen Schritt für Schritt 
selbst zu Herrschenden wurden, 
verschwanden sogar noch die Mini- 
malforderungen: Atomausstieg, Frie- 
denspolitik, soziale Gleichheit, Um- 
weltschutz. 

Was geblieben ist, ist linke 
Phraseologie. Ein Wortgeklingel, das 
im Rahmen der Zivilgesellschaft zum 
Getöse anschwillt, aber nur noch 
Form ist, keinerlei realen Inhalt mehr 
hat. Die sozialen Bewegungen sind 
entweder damit befriedet, weil sie den 
Weg nachvollzogen haben, oder desil- 
lusioniert verschwunden. Für den ver- 
bliebenen Rest der radikalen Linken 
lässt sich aus alldem aber immerhin 
die Lehre ziehen, das der Weg der 
Anpassung, des Politikmachens als 
Mitwirken in der Gesellschaft, wie es 
etwa dem Konzept des „revolu- 
tionären Reformismus“ vorschwebt, 
mit ’68 endgültig gescheitert ist. Was 
der Arbeiterbewegung durch die 
Sozialdemokratie widerfahren ist, ist 
den 68erInnen mit den Grünen und 
der „neuen“ SPD genauso passiert. 
Auch die PDS hat ihren Weg an die 
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Schaltstellen der Macht und die 
Leerstellen der Kritik an dieser zu drei 
Vierteln beendet. Will die Restlinke 
nicht ebenfalls in den Strudel von 
Verbesserung der bürgerlichen Rea- 
lität und Anpassung an diese geraten, 
muss sie sich jenseits des Kapitalismus 
verorten; ein Ort, den es im Hier und 
Jetzt nicht geben kann und der durch 
Revolution erst zu schaffen wäre. 
Durch diese Zielsetzung wäre das 
Abgleiten in den Reformismus und das 
Mitmachen in den gegebenen Verhält- 
nissen ausgeschlossen. 


‚phase zwei, Göttingen 
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Die staatlichen Anti-Nazi-Initiativen 


fordern von derAntifabewegung eine 
Reflektion ihrer Politik. Im Vorfeld des 
Antifakongresses zeigten sich vor al- 
lem zwei Positionen, die eine deutli- 
che Änderung der bisherigenPraxis 
vorschlagen und gegensätzlicher nicht 
sein könnten. Eine Kritik der zugrun- 
de liegenden Analysen und sich ab- 
zeichnender Konsequenzen scheint 
unumgänglich. 


Kontinuität... 


Auf jede Veränderung gibt es 
zwei mögliche Arten der Reaktion. 
Entweder wird sie zum grundlegen- 
den Wandel erklärt oder ihr wird jeg- 
liche Relevanz abgesprochen, da im 
wesentlichen alles beim alten geblie- 
ben sei. Beiden Haltungen entspre- 
chen politische Konzepte. Entweder 
wird die neue Situation zum Anlass ge- 


nommen, die bisherigen 
Strategien grundsätzlich in 
Frage zu stellen, oder es 
wird darauf beharrt, dass 
die grundsätzliche Ausrich- 
tung des eigenen Kampfes 
berechtigt war und des- 
halb lediglich geringfügige 
Anpassungen an den be- 
stehenden Konzepten vor- 
zunehmen sind. 

Im Zusammenhang 
mit der rot-grünen Regie- 
rungspolitik und ihrer Be- 
setzung des Antifaschis- 
, mus finden sich innerhalb 
der Antifabewegung beide 
Positionen. 

Die Analysen für die 

verschiedenen Ansätze beto- 
nen dabei unterschiedliche Aspekte 
des zivilgesellschaftlichen Antifaschis- 
mus. So zeigt ein Blick in die Pro- 
vinzen, wie wenig sich tatsächlich 
durch die Berliner Antinazinitiativen 
vor Ort ändert. Wo bisher ein rechter 
Konsens vorgefunden wurde, hat sich 
mit den Aufrufen zum allgemeinen 
Aufstand der Anständigen oft gar 
nichts bewegt. Als beispielhaft für die- 
se Kontinuität kann auch dieses Mal 
wieder Wurzen gelten, wo die u.a. 
vom Stern gesponserte HipHop-Tour 
gegen rechte Gewalt „Die Leude wolln 
dass was passiert“ von Nazis angegrif- 
fen wurde, während die Polizei Des- 
interesse demonstrierte. Auf die 
Veröffentlichung dieser Vorfälle über- 
legen offizielle Stellen, mit Verleum- 
dungsklagen zu reagieren. Hier hat 
sich nichts geändert und wird sich 
wohl auch nichts ändern, auch wenn 
in den Kleinstädten drei Hügel weiter 


phase zwei null eins 


gegen jeden NPD-Aufmarsch mit ei- 
nem Volksfest protestiert wird. 

Dafür, wie wenig solche zivilge- 
sellschaftlichen Happenings zu be- 
deuten haben, gab es ja bereits ein ein- 
drucksvolles Beispiel, als die gesamte 
BRD ihre Betroffenheit über die 
Anschläge auf Asylheime in Form von 
Lichterketten inszenierte. Auch damals 
hätte durchaus Grund zu der 
Annahme bestanden, hier fände eine 
notwendige zivilisatorische Korrektur 
der deutschen Zustände statt. Doch 
dieser oberflächliche Eindruck erwies 
sich schon damals als falsch. Die 
Zivilgesellschaft ist ein Projekt der na- 
tionalen Identität, das sich eben auch 
der Nazibewegung bedient, um sich 
ihrer selbst durch Abgrenzung zu ver- 
gewissern. In ihm geht es nicht um 
den Kampf gegen nationalsozialisti- 
sche Ideologeme, Rassismus oder au- 
toritäre Staatsanrufungen, in ihm geht 
es um die Repräsentation eines selbst- 
bewussten, mit seiner Geschichte im 
reinen befindlichen Deutschlands. 

Entsprechend naheliegend ist 
es, eine sehr zaghafte Prognose be- 
treffs der Zurückdrängung der Nazi- 
szene auszusprechen. Zwar ist gegen- 
wärtig tatsächlich eine Zunahme des 
Repressionsdrucks zu verzeichnen. 
Dessen Reichweite ist aber begrenzt. 
In seinem Zentrum steht die NPD und 
ihre Aktivitäten, was eine weitere 
Parallele zur Entwicklung der 90er 
Jahre darstellt. Auch damals wurden 
die legalistischen Strukturen der 
Nazibewegung zerschlagen, die aber, 
zunächst im Osten und inzwischen 
auch bundesweit, ihreStärke in kaum 
organisierten Kameradschaftsstruktu- 
ren und Cliquen hat. Wenn deren or- 
ganisatorisches Rückgrat mit der NPD 
zusammenbricht, mag das ein Schutz 
für staatliche Institutionen sein, auf 
der Ebene des alltäglichen Naziterrors 
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ändert sich allerdings nichts. Gerade 
die eher schwach organisierten, sub- 
kulturell ausgerichteten Strukturen, 
die sich als radikale Variante des allge- 
meinen Volksempfindens verstehen, 
stellen eine tatsächliche Bedrohung 
dar und waren in den letzten Jahren 
sowohl das zentrale Rekrutierungsfeld 
der Naziorganisationen als auch der 
wesentliche Teil ihrer gesellschaftli- 
chen Bedeutung. Vor allem im Umfeld 
des Antifaschistischen Infoblatts (AIB) 
führt diese Form der Analyse zu der 
Behauptung, mit dem Einsetzen des 
zivilgesellschaftlichen Antifaschismus 
habe sich eigentlich nichts geändert. 
Folglich ginge es nach wie vor darum, 
Strukturen gegen die Nazis — beson- 
ders im ländlichen Raum — zu unter- 
stützen. Also konkrete Projekte und al- 
ternative Jugendzentren zu beraten 
und publizistisch zu begleiten. Denn 
das ansonsten eher irreführende Ge- 
rede von regierungsamtlicher Seite 
und den Eliten der bürgerlichen Ge- 
sellschaft über ihr Engagement gegen 
Rechts habe zumindest ein Gutes, die 
Chancen für breite Bündnisse in kon- 
kreten Fragen seien deutlich besser 
geworden. Hier gelte es, die Lippen- 
bekenntnisse in materielle Unter- 
stützung umzuwandeln und womög- 
lich, wie die Aktion Noteingang in 
Brandenburg und andere Opferbera- 
tungsprojekte, sich institutionalisier- 
ter Förderung zu versichern. 


.. und Wandlung 


Dieser Einschätzung entgegen- 
gesetzt ist eine Analyse, die durch das 
Einsetzen des rot-grünen Antifaschis- 
mus, die Bedeutung dieses, in den 
er Jahren zum entscheidenden 
Praxisfeld der radikalen Linken in der 
BRD mutierten Politikbereichs für 
grundsätzlich revisionsbedürftig hält. 
Ausgangspunkt für diese Analyse- 
richtung ist die Selbstbeschreibung 
vieler Antifagruppen als Verfechter- 
innen eines revolutionären Antifa- 
schismus. Dabei wurde Antifa an- 
knüpfend an die Entwicklung der 
autonomen Bewegung Ende der 80er 
Jahre als Teilbereich einer Gesamt- 
bewegung mit revolutionärem An- 


spruch gesehen. Die Funktion des 
Antifaschismus wurde in diesem Zu- 
sammenhang häufig als Politisierungs- 
feld und Anknüpfungspunkt für eine 
vorzunehmende Vermittlung grund- 
sätzlicher Gesellschaftskritik gesehen, 
nicht aber als ein Zweck in sich selbst. 

Mit dem Einsatz des Antifaschis- 
mus als Teil des Regierungspro- 
gramms wird eine solche Ausrichtung 
fragwürdig, muss doch jetzt gefragt 
werden, inwiefern unter den gegebe- 
nen gesellschaftlichen Bedingungen 
Antifa überhaupt noch geeignet ist, ei- 
ne radikale Gesellschaftskritik zu ver- 
mitteln und somit als Ausgangspunkt 
einer revolutionären Praxis zu dienen. 
Schließlich drängt sich nach der feind- 
lichen Übernahme von Angriffs- 
punkten und sogar Analysefragmen- 
ten der Antifa durch die exponierten 
RepräsentantInnen von Staat und Ge- 
sellschaft der Verdacht auf, Antifaschis- 
mus sei ein Projekt zur Rettung des 
bürgerlichen Staates und seiner zivilen 
Gesellschaft vor dem Faschismus. 

Die Anerkennung des bürgerli- 
chen Antifaschismus macht die Kon- 
zeption von Antifa als revolutionärem 
Teilbereich aber auch aus einer ande- 
ren Perspektive fragwürdig. Wenn es 
tatsächlich einen Unterschied zwi- 
schen dem bürgerlichen Staat und ei- 
ner nationalsozialistischen oder fa- 
schistischen Diktatur gibt, dann muss 
auch gefragt werden, ob mit der links- 
radikalen Aufladung von Antifa nicht 
der Verhinderung dieser diktatori- 
schen Staatsformen unnötige Hürden 
in den Weg gelegtwerden. Wenn in- 
nerhalb der antifaschistischen Kräfte 
eine Konkurrenz um den „wahren 
Antifaschismus“ entbrennt, der not- 
wendiger Weise kapitalismusüberwin- 
dend sein müsse, dann werden damit 
breite Bündnisse gegen die Gefahren 
einer erfolgreichen Nazibewegung oh- 
ne Not behindert. 

Der Rückzug der radikalen Lin- 
ken aus dem Politikbereich Antifa- 
schismus kann dieser Analyse zufolge 
also mehrere positive Konsequenzen 
haben. Zum einen wird das direkte 
Ziel des Antifaschismus, der Kampf ge- 
gen eine Nazibewegung und ihre ge- 
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sellschaftlichen Erfolge, wieder erns- 
ter genommen und mit neuen Mög- 
lichkeiten ausgestattet. Zum anderen 
ermöglicht es die Abkehr der radikalen 
Linken von einer Praxis, die eng an die 
Existenz und Bedeutung einer Nazi be- 
wegung gekoppelt ist und damit, sich 
auf ihre direkten Ziele zu konzentrie- 
ren. Diese Ziele sind die grundsätzli- 
che Kritik am herrschenden gesell- 
schaftlichen Zustand und die 
Organisation einer Bewegung, die des- 
sen Abschaffung will. 

Was in diesem Zusammenhang 
der Antifabewegung der 90er Jahre 
nicht nur von Vertreterinnen der 
Antifaschistischen Aktion Berlin (AAB) 
vorgeworfen wird, ist, durch den 
Mangel an gesamtgesellschaftlicher 
Kritik und in der Hoffnung, dies allein 
durch ein militantes infragestellen des 
Gewaltmonopols des Staates zu kom- 
pensieren, eine Politik betrieben zu 
haben, die der BGS heute konsequen- 


ter und effektiver zu Ende führen 
kann. Antifa wäre in dieser Perspektive 
eine weitere Bewegung gewesen, die 
statt ihrem eigenen revolutionären 
Anspruch gerecht zu werden, die bür- 
gerlichen Politik- und Problemlö- 
sungsansätze weiterentwickelt hat. 
Wenn heute BGS und „Bunt statt 
Braun“-Bündnisse die gewaltförmige 
und die zivilgesellschaftliche Seite des 
staatlich propagierten Antifaschismus 
darstellen, dann ist dies Ergebnis einer 
Geschichte, in der sich die Antifa als 
weiterer Modernisierungsfaktor bei 
der historischen Durchsetzung des 
Kapitalismus und der Legitimation des 
bürgerlichen Staates erwiesen hat. 
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Da beide Analyseansätze durch- 
aus für ihre Positionen gute Argumen- 
te anführen können, die zeigen, dass 
in ihnen durchaus richtige Elemente 
enthalten sind, in ihrer Bewertung der 
Situation und den daraus abzuleiten- 
den Folgerungen nicht unterschiedli- 
cher hätten sein können, wird es not- 
wendig sein sich mit der Kritik der 
vorgelegten Analysen zu beschäftigen. 
Dabei können die richtigen Erkennt- 
nisse des einen Ansatzes durchaus ge- 
gen den anderen verwendet werden, 
um zu zeigen, warum eine grundsätz- 
liche Abkehr vom Politikfeld Antifa- 
schismus genauso falsch ist, wie die Ig- 
noranz staatlicher Antinazipolitik und 
rot-grüner Antifaschismusrethorik. 


Revolutionärer Reformismus 


Gerade vor dem Hintergrund 
des beklagten Mangels an radikaler 
Gesellschaftskritik innerhalb der Anti- 
fa wird die Problematik des vom AIB 
vorgeschlagenen Übergangs zu einem 
„Revolutionären Reformismus“ deut- 
lich. Dort sollen vermittelt durch 
konkrete Bündnis- und Unterstüt- 
zungsarbeit für Alternativkultur und 
Opferperspektive, linksradikale Posi- 
tionen verbreitet werden. Der instru- 
mentalisierend positive Bezug auf die 
staatliche Antifaschismusinitiative ver- 
kennt gleichermaßen deren gesell- 
schaftliches Ausmaß und ist mit seiner 
Tendenz zur Institutionalisierung von 
Antifaarbeit grundsätzlich kritikwürdig. 

Die Unterschätzung des staatli- 
chen Antifaschismus geschieht haupt- 
sächlich durch die Missachtung des in- 
tegrativen Potentials, das durch die 
Installation der Formel vom zivilge- 
sellschaftlichen Engagement gegen 
Nazis erzeugt wird. Verschiedenste 
Formen des Kampfes gegen Nazis wer- 
den durch diese Einbettung zur Bür- 
gerlnnenarbeit mit gesellschaftlicher 
Anerkennung umdefiniert, ohne dass 
das Konzept des „Revolutionären 
Reformismus“ dem direkt begegnen 
könnte. Vielmehr scheint die Hoff- 
nung im Umfeld des AIB zu sein, über 
den Kontakt zu anderen bürgerbeweg- 
ten AntinaziaktivistInnen eine Grund- 
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lage für die revolutionäre Agitation zu 
finden. 

Faktisch ist aber durchaus an- 
deres zu erwarten. Abgekoppelt von 
einer Bewegung würde die Mehrheit 
der revolutionären ReformistInnen 
bald mit der Erhaltung ihrer institu- 
tionellen Position ausgefüllt sein und 
ihr bereits vorhandenes Know-how 
der konkreten Umsetzung eines staat- 
lichen Antinaziinteresses zur Verfü- 
gung stellen. Für die darüber hinaus- 
gehende revolutionäre Agitation ist in 
diesem Zusammenhang kein echter 
Spielraum zu erkennen, zumal ihre 
Erfolgsaussichten auch im zivilgesell- 
schaftlichen Umfeld der Kampagnen 
gegen Nazigewalt alles andere als groß 
sind. 

So steht zu erwarten, dass | 
statt der politischen Analyse die " 
konkrete Arbeit die Perspektive " 
des „Revolutionären Reformis- 
mus“ ist. Was vorgeschlagen wird, 
ist in der Tat eine Konzentration ” 
auf die Arbeit mit und für Opfer 
von Naziübergriffen. Die über ei- 
ne Einzelfallhilfe hinausgehen- 
den Möglichkeiten einer Arbeit 
bleiben aber im Dunkeln. Gerade 
weil im „revolutionären Reformis- 
mus“ so wenig Platz für Gesell- 
schaftsanalyse und -kritik bleibt, & 
ist auch kaum zu erwarten, dass 
aus der Zusammenarbeit mit den 
(potentiellen) Naziopfern die An- 
fänge einer neuen linksradikalen 
Bewegung entstehen. Wäre doch 
Voraussetzung für diese Hoffnung ge- 
rade die radikale Gesellschaftskritik, 
die eher an den Grenzen der Einzel- 
fallhilfe interessiert ist, als an deren 
Möglichkeiten, um in diesem Zusam- 
menhang die Notwendigkeit grund- 
sätzlichen gesellschaftlichen Wandels 
deutlich zu machen. Wo dieses 
Bewusstsein aber nicht im Zentrum 
des politischen Handelns steht, wird 
aus der institutionalisierten Arbeit au- 
tomatisch ein Abhängigkeitsverhältnis 
zum gesellschaftlichen Klima, in dem 
nicht mehr die eigene Aktion die 
Spielräume für Initiativen bestimmt. 
Dann geht es nur noch darum, in 
Bündnissen die eigene Position zu er- 
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halten, strategisch in lokal- und regio- 
nalpolitischen Foren zu agieren, kurz 
ein akzeptierter Teil der Kommunal- 
politik zu werden und zu bleiben. Das 
bedeutet aber auch, dass überall dort, 
wo solche Überlegungen das Handeln 
bestimmen müssen, radikale Gegen- 
positionen mehr und mehr ver- 
schwinden. Die institutionalisierte Ar- 
beit kann sich weder nach außen so 
darstellen, dass sie sich mit ihrer 
Realität grundsätzlich nicht abfinden 
will, noch kann sie auf Dauer in die- 
sem Bewusstsein existieren. 


Damit verliert sie aber auch je- 
de Attraktivitätfür alle, die nicht mit 
der SPD oder gar der CDU zusammen 
Aufkleber verteilen wollen, dass Aus- 
länder zu ermorden böse ist. Solche 
Kommunalpolitik, wie sie beispielhaft 
von der brandenburgischen Aktion 
Noteingang vorgeführt wird, hat ge- 
sellschaftliche Diskussionen zur Folge, 
ob das Image ostdeutscher Städte da- 
durch beschmutzt wird, dass das 
Angebot von Hilfe bei rassistischen 
Übergriffen den Eindruck erweckt, so 
etwas könne hier am helllichten Tag 
erfolgen, oder ob nicht das Image ost- 
deutscher Gemeinden ohnehin ein 
solches ist, so dass die Aktion Toleranz 
und Weltoffenheit eines Ortes de- 
monstrieren kann. 
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Post-revolutionäre Antifa 


Der Ausweitung radikaler Ge- 
sellschaftskritik, die dem „revolutio- 
nären Reformismus“ in entscheiden- 
dem Maße verloren zu gehen droht, 
hat sich die gegensätzliche Position 
verschrieben, die gegenwärtig nach 
einem Nachfolgemodell zum revolu- 
tionären Antifaschismus der Antifa- 
schistischen Aktion/Bundesweite 
Organisation (AA/BO) sucht. In Ausei- 
nandersetzung mit dem revolutio- 
nären Antifaschismus rückt dabei die 
Kritik am unausgefüllt gebliebenen 
Revolutionsbegriff ins Zentrum der 
Überlegungen. 

Pate bei der Einführung des 
Begriffs vom revolutionären Antifa- 
schismus stand eine spezielle Analyse 
des Zusammenhangs von faschisti- 
scher Diktatur und kapitalistischer 
Gesellschaft. Kern dieser Analyse war 
die Aussage, die faschistische Diktatur 
stelle eine Krisenoption des Kapitals 
dar. Entsprechend war auch die Be- 
wertung, hinter dem Faschismus stehe 
das Kapital, ein Allgemeinplatz, der 
aus der historischen Analyse des Natio- 
nalsozialismus durch die kommunisti- 
sche Bewegung übernommen wurde. 
Die Forderung nach einem revolutio- 
nären Element in der antifaschisti- 
schen Politik war damit nur folgerich- 
tig, sollte es doch darum gehen, die 
Ursachen des Faschismus zu bekämp- 
fen. 

Allerdings war die Praxis der 
Antifa in den letzten zehn Jahren eine 
andere. Hier ging es nicht darum, im 
Rahmen einer Revolution „die Wur- 
zeln des Faschismus auszurotten“, 
sondern dem völkischen Aufbruch 
nach der Wiedervereinigung und der 
von ihm getragenen Nazibewegung, 
die sich mit der traditionellen Analyse 


nicht fassen ließen, etwas entgegenzu- 
setzen. Die Formel vom revolutionä- 
ren Antifaschismus drückte dabei 
kaum mehr als das Beharren auf einer 
linksradikalen Ausgangsposition für 
diese Politik aus, die nicht in konkre- 
ten Nazis das Problem ausmachte, son- 
dern in dem gesellschaftlichen Zusam- 
menhang, in welchem sie standen. Je 
deutlicher die Komplexität dieses 
Zusammenhangs aber wurde und je 
weiter die Analyse von einem verein- 
fachenden Klassenbegriff abweichen 
musste, mit dem der Faschismus auf 
ein Herrschaftsinstrument der besit- 
zenden Klasse reduziert werden konn- 
te, umso klarer wurden auch die 
Fragen, die eine revolutionäre Bewe- 
gung zu beantworten hätte. Die Orga- 
nisation einer solchen Bewegung 
hätte zum einen zu klären, welches 
Subjekt die gesellschaftliche Verände- 
rung nicht nur vorantreiben, sondern, 
da der Anspruch ein grundsätzlich 
emanzipatorischer ist, letztlich auch 
die Verwirklichung des revolutionären 
Projekts trägt. Zum anderen steht die 
Rede von der Revolution vor dem 
Problem aus einer radikalen Kritik des 
Bestehenden erwachsen zu müssen, 
deren gegenwärtiger gesellschaftlicher 
Standpunkt alles andere als unproble- 
matisch und klar ist. Revolutionäre 
Politik steht deshalb zur Zeit vor dem 
Problem jenseits eines verbalen An- 
spruchs nicht konkret werden zu kön- 
nen. 

Aus diesem Problem erwächst 
eine überaus pessimistische Position, 
die grundsätzliche Bedenken gegen 
die Möglichkeit einer Lösung äußert, 
vor allem aber die Rede vom Revo- 
lutionären aufzugeben wünscht, um 
an ihre Stelle die Stärkung kritischer 
Analysen zu stellen. Durch den grund- 
sätzlichen Pessimismus bleibt es aller- 
dings nicht bei einer verstärkten 
Anstrengung zur Kritik. Vielmehr geht 
mit ihm der Bezug auf eine linksradi- 
kale Bewegung und ihre Politik verlo- 
ren. Gefragt wird nicht mehr, warum 
sich Antifa zum Hauptschwerpunkt 
der radikalen Linken während ihrer 
Krise in den 90er Jahren entwickelt 
hat. Jetzt wird die Vorstellung einer 
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Bewegung, die konkret agiert, direkt 
mit der Uneinlösbarkeit des Revolu- 
tionsversprechens verbunden. 

Damit schneidet sich die Posi- 
tion der post-revolutionären Antifa 
von jeder direkten Verbindung links- 
radikaler Analysen mit antifaschisti- 
scher Praxis ab. Ihre fehlende Vor- 
stellung von der Möglichkeit einer 
linksradikalen Bewegung und ihr 
mangelndes Interesse an dieser wird 
deutlich. Wo der revolutionäre Refor- 
mismus die Bewegung zu Gunsten 
konkreter Interventionen von radika- 
ler Gesellschaftskritik abschneidet und 
damit aufgibt, gibt die postrevolutio- 
näre Antifa zu Gunsten der radikalen 
Kritik die konkrete Intervention auf 
und trennt damit die linksradikale 
Bewegung von ihrer Realität. Mehr 
noch, Teil der pessimistischen Analyse 
ist die Aufgabe jeden Glaubens an ei- 
ne gesellschaftliche Veränderung, die 
vor dem tatsächlichen Eintreten einer 
revolutionären Situation im Sinne ei- 
ner linksradikalen Bewegung sein 
könnte und an deren Durchsetzung 
diese sich konstituiert. Genau diese 
Rolle hatte Antifaschismus in den letz- 
ten zehn Jahren für die radikale Linke 
in der BRD übernommen. 

So nachvollziehbar und richtig 
die Kritik an einem überstrapazierten 
Verbalradikalismus einer revolutionä- 
ren Antifa ist, der einerseits zur per- 
manenten programmatischen Selbst- 
überschätzung und andererseits mit 
seiner Kurzerklärung der Verhältnisse 
zur Behinderung gesellschaftlicher 
Analysen führte, so überzogen sind die 
Konsequenzen. 
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Die gegenwärtigen Diskussionen über 
die Möglichkeiten und Perspektiven 
der Antifabewegung als linksradika- 
ler Bewegung, eröffnen Fragen nach 
der Bedeutung von Teilbereichen und 
dem grundsätzlichen Verständnis der 
eigenen Praxis. Ein Beitrag zur 
Diskussion. 


Das Ende der Teilbereiche 


Die Rede von der Teilbereichs- 
politik ist in den 90er Jahren absurd 
geworden. Entstanden als Ausdruck 
einer übergreifenden linksradikalen 
Bewegung, die anhand mehrerer 
Schwerpunkte agierte und sich ausdif- 
ferenzierte, ist der Begriff des Teil- 
bereichs inzwischen ein Relikt aus ei- 
ner vergangenen Zeit. Wenn sich 
heute eine Bewegung, wie die Antifa, 
als linksradikal begreifen will, dann 
kann sie nicht darauf hoffen, ihren da- 
mit verbundenen, grundsätzlichen 
Anspruch von anderen Teilen einer 
umfassenderen Bewegung repräsen- 
tiert zu bekommen. Die Frage, die des- 
halb im Anschluss an den rot-grünen 
Staatsantifaschismus mit neuer Vehe- 
menz diskutiert wird, ist jene nach der 
Bedeutung von Radikalität bei den aus 
der autonomen Bewegung hervorge- 
gangenen Gruppen. Radikalität kann 
dabei auf zwei Ebenen gesucht wer- 
den. Einmal im Zusammenhang mit 
der Gesellschaftsanalyse, die das 
Handeln bestimmt, zum anderen aber 
auch in bezug auf die Ziele, die von 
den Gruppen verfolgt werden. 

Beide Ebenen lassen sich be- 
reits anhand der Antifa darstellen. Die 
Ziele, an denen die Antifa in der 
Vergangenheit die erfolgreichen ihrer 


Kampagnen entwickelte, waren immer 
mit der Existenz einer Nazibewegung 
verwoben, gegen die mobilisiert wer- 
den konnte. Dies verleitet leicht dazu, 
Antifapolitik auf das Vorgehen gegen 
Nazis also Anti-Nazi-Politik zu reduzie- 
ren. Radikalität ließe sich in diesem 
Zusammenhang lediglich über die 
Organisationsform der Gruppen und 
ihre Ablehnung bestimmter bürgerli- 
cher Grundregeln, wie dem Gewalt- 
monopol des Staates, ausmachen. 
Allerdings handelt es sich bei der 
Darstellung von Antifa- als Anti-Nazi- 
Politik um eine Verkürzung, die kon- 
krete Ziele von Kampagnen gegen 
Nazizentren oder Naziaufmärsche mit 
ihrem Gesamtanspruch verwechselt. 
Diesem größere Anspruch von 
Antifaaktionen wurde Anfang der 90er 
Jahre durch die Postulierung eines an- 
tikapitalistischen, revolutionären Anti- 
faschismus Ausdruck verliehen, und 
später wurde er durch die Thematisie- 
rung der gesellschaftlichen Ursachen 
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für die Stärke und die Erfolge der Nazi- 
bewegung zu einer zentralen Frage 
mehrerer Kampagnen. 

Trotzdem gelang es der Antifa 
nicht, sich von den Aktionen der Nazi- 
bewegung zu lösen und eine eigen- 
ständige revolutionäre oder auch nur 
gesellschaftskritische Politik zu ent- 
wickeln, obwohl die Radikalität in den 
Analysen in beiden Fällen gegeben 
war. Mehr noch, da die Analysen eine 
grundsätzliche Lösung des Nazipro- 
blems unter den bestehenden gesell- 
schaftlichen Bedingungen unmöglich 
erscheinen lassen, gab es durchaus 
Gründe, immer wieder auch Versuche 
in eine solche Richtung zu starten. Klar 
war, dass die teilweise existenziellen 
Probleme, die eine Nazibewegung 
darstellte, im Rahmen eines gesell- 
schaftlichen Gesamtzusammenhangs 
betrachtet werden mussten, sollte 
effektiv statt nur symptomatisch be- 
kämpft werden, was dieser immer wie- 
der hervorbrachte. Die Beschreibung 
und Analyse dieses Zusammenhangs 
wurden und werden dabei durchaus 
kontrovers diskutiert. 
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Abstraktion und Konkretion 


Dass allerdings die Politik auf ei- 
nem abstrakten Level nie so erfolg- 
reich werden konnte, wie in den kon- 
kreten Zielen hängt zum einen mit 
dem Inhalt der Analysen zusammen, 
zum anderen aber auch mit den 
Bedingungen, unter denen eine Bewe- 
gung überhaupt nur organisiert wer- 
den kann. Da die Analysen davon aus- 
gingen, der gesellschaftliche Zustand 
in der BRD sei entweder aufgrund der 
dominanten Ideologeme oder der 
ökonomischen Verfasstheit Ursache 
für die Stärke einer Nazibewegung, 
war die Tragfähigkeit von Bündnissen 
mit NazigegnerInnen, selbst da wo 
diese Analysen in der Vorbereitung ge- 
meinsamer Aktionen toleriert wurden, 
mit dem Erreichen konkreter Lösun- 
gen für konkrete Probleme ausge- 
schöpft. Darüber hinaus war ein brei- 
teres gesellschaftliches Potential, dass 
sich etwa aus den Erfahrungen des 
Nationalsozialismus vehement gegen 
deutlich erkennbare Nazistrukturen 
und nationalsozialistische Ideologien 
ausspricht, nicht mobilisierbar. Ent- 
sprechend gering war die Wirkung ei- 
ner solchen Politik, wenn sie nicht im 
Zusammenhang mit den konkreten 
Ergebnissen des analysierten Zustan- 
des präsentiert wurde. 

Dies galt aber auch für die Antifa 
als Bewegung, in der viele sich weni- 
ger auf Analysen einigen konnten, als 
auf Punkte, an denen konkreter Wider- 
stand unumgänglich ist. Antifa hatte 
damit innerhalb der Aufteilung links- 
radikaler Politikbereiche jenes Feld, 
auf dem durch die Existenz und das 
Erstarken der Nazibewegung ein per- 
manenter Handlungsdruck mit den 
Möglichkeiten einer breiteren gesell- 
schaftlichen Mobilisierung anhand 
konkreter Fragen und der Notwen- 
digkeit einer Kritik des gesamtgesell- 
schaftlichen Zusammenhangs, ohne 
die sich in der BRD keine effektive 
Gegenwehr gegen die auf der Welle 
des völkischen Aufbruchs nach der 
Wiedervereinigung schwimmenden 
Nazibewegung entwickelt hätte, auf- 
einander trafen. In diesen drei 
Aspekten ist auch die Ursache dafür zu 
sehen, dass in einer Zeit, in der alle an- 


deren Teilbereiche der radikalen 
Linken in der BRD einen Niedergang 
erfuhren, Antifa für immer mehr 
Menschen mit Interesse an linksradi- 
kaler Politik interessant wurde. 
Gleichzeitig kann Antifa damit 
ein Beispiel dafür sein, unter welchen 
Prämissen sich eine linksradikale 
Bewegung, die aufgrund ihrer Stärke 
nicht in der Lage ist, allumfassend zu 
agieren, jenseits des gescheiterten 
Modells der Teilbereiche organisieren 
kann. Sie braucht Punkte, an denen sie 
soviel gesellschaftliche Aufmerksam- 
keit erlangen kann, dass ihr Wider- 
stand wahrgenommen wird und sie 
muss gleichzeitig bei der Konstruktion 
eines solchen Politikfelds ihren ge- 
samtgesellschaftlichen Anspruch ver- 
deutlichen, indem sie sich nicht an iso- 
lierten Punkten organisiert, sondern 
an Widersprüchen die ihre Relevanz 
aus der Stellung im gesellschaftlichen 
Zusammenhang gewinnen. 


Widerspruch und Widerstand 


Der Sinn eines solchen Unter- 
fangens hängt allerdings von bereits 
unterstellten Annahmen über die po- 
litische Bedeutung von Widerstand ab. 
Voraussetzung für die Notwendigkeit 
einer Intervention mit linksradikalem 
Hintergrund ist die Analyse von Wider- 
sprüchen, die über eine berechtigte 
moralische Empörung hinausgeht. 
Denn die moralische Empörung ist 
tendenziell von zwei Schwächen ge- 
kennzeichnet. Sie wird sich leicht mit 
der Beseitigung des moralischen 
Mangels, dem Lindern eines Leidens, 
der Verringerung eines Elends oder et- 
was mehr Gerechtigkeit zufrieden ge- 
ben und sie fragt nicht nach den 
Ursachen im sozialen Gefüge für das, 
was sie erregt, sondern neigt zur indi- 
vidualisierten Schuldzuweisung. 

Widerstand aber, der sich gegen 
gesellschaftliche Zustände richtet, ist 
schlecht beraten, sich auf individuali- 
sierte Appelle zu verlassen, in einer 
Gesellschaft, die trotz ihrer perma- 
nenten Betonung der Individualität 
der Menschen in ihr, von Zwängen ge- 
prägt wird, die überindividuell sind. Es 
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ist der Zwang zur Lohnarbeit für fast 
alle Menschen, der den Kapitalismus 
nicht einfach moralisch verdammens- 
wert macht, sondern zu einem so- 
zioökonomischen Verhältnis, dass sich 
nicht durch guten Willen und Achtung 
der Menschenwürde überwinden läs- 
st. Genauso wie sich ein auf gesell- 
schaftliche Ursachen bedachter Antifa- 
schismus nicht auf Repression oder 
politische Bildungsarbeit mit Nazis be- 
schränken kann, Antirassismus nicht 
auf den Beweis der Menschlichkeit 
von aus dem nationalen Kollektiv Aus- 
geschlossenen, Antiimperialismus auf 
die Forderung nach Anerkennung der 
Gültigkeit des Völkerrechts, Feminis- 
mus aufdie Darstellung der Gleichheit 
von Frau und Mann, linksradikale Bio- 
politik auf den Schutz von Leben und 
Artenvielfalt oder eine Mobilisierung 
gegen die Überwachungsgesellschaft 
auf die Panikmache vor einem großen 
Bruder oder dem Voyeurismus des 
Staates. 

Die Überwindung der Wider- 
sprüche, die eine radikale Linke als ge- 
sellschaftliche ausgemacht hat und in 
denen sie intervenieren will, werden 
von ihr als charakteristisch für eine 
Gesellschaft analysiert, die ihrem 
emanzipatorischen Ideal der sozialen 
Verhältnisse widerspricht. Sie sind da- 
mit direkt oder indirekt Widersprüche, 
die auf die Einzelnen in dieser Gesell- 
schaft wirken, weswegen ihre Ableh- 
nung durchaus konkret und nicht nur 
abstrakt etwa im Namen eines allge- 
meinen Menschen- oder Individual- 
rechts begründet werden kann. 

Doch wenn für die Bestimmung 
und Bewertung der eigenen Praxis ein 
solches Gewicht auf der analysieren- 
den Einordnung von konkreten Ver- 
hältnissen in einen gesamtgesellschaft- 
lichen Zustand liegt, welche 
Anforderungen müssen dann an eine 
grundsätzliche, eine linksradikale 
Kritik gestellt werden? Kritik hat die 
Aufgabe, die Wirklichkeit in Frage zu 
stellen, Widersprüche aufzumachen 
und Begründungen, die auf Natürlich- 
keit und Notwendigkeit aufgebaut 
sind, zu dekonstruieren. Kritik hat 
zum Ziel, die Abweichungen von den 
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emanzipatorischen Bedürfnissen in 
ihrem gesellschaftlichen Zusammen- 
hang deutlich zu machen und damit 
eine Perspektive für eine Veränderung 
zu eröffnen, weil sie davon ausgeht, 
dass die sozialen Verhältnisse mensch- 
liche Produkte sind, auch wenn sie 
durch ihren überindividuellen Charak- 
ter eine Selbständigkeit gewonnen ha- 
ben, mit der sie den Einzelnen als 


nicht personalisierbarer Zwang ge- 
genübertreten. 


Kritik und Spektakel 


Wird Kritik in dieser Weise 
wahrgenommen und interpretiert, hat 
sie ihren Ort sowohl in der gesell- 
schaftlichen Realität, von der sie han- 
delt, als auch in den Auseinanderset- 
zungen um die Widersprüche, die sie 
thematisiert. Für eine linksradikale 
Bewegung heißt das, dass die Kritik, 
auf die sie sich bezieht, immer im 
Verhältnis zu ihrer Praxis steht. Hier 
erweist sich ihre Notwendigkeit, weil 
die Bewegung eine Interpretation ih- 
rer Auseinandersetzungen und ihrer 
Position in der Gesellschaft bedarf. 
Hier erweist sich aber auch ihre Taug- 
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lichkeit, weil erst im tatsächlichen 
Rückbezug abstrakter Erkenntnisse 
auf die konkrete Realität das Kriterium 
der Gültigkeit des kritischen Gedan- 
kens gegeben ist. Wer etwa aufgrund 
der objektiven Ausbeutungsverhält- 
nisse in der BRD glaubt, das Mittel der 
Wahl sei gegenwärtig die Agitation der 
Arbeiterklasse zur sozialen Revolution, 
sollte diese Analyse umgehend an den 


Werkstoren testen, um anhand der 
Realität zu bemerken, welche Hürden 
aus dem Weg geräumt werden müs- 
sten, um das Proletariat zur revolu- 
tionären Klasse zu formen. Eine Kritik, 
die sich einem solchen Bezug nicht 
stellt, ist keine. 

Linksradikale Bewegung und 
linksradikale Kritik bedürfen einander 
wechselseitig, obwohl weder von der 
Kritik immer eine unmittelbare Hand- 
lungsrelevanz verlangt werden kann, 
noch die Politik einer Bewegung in je- 
dem Punkt den Vorgaben einer Kritik 
folgen wird. Aber wenn es darum geht, 
die Ziele jenseits der konkreten 
Intervention, die Motivationen und 
Strategien einer Bewegung transpa- 
rent zu machen, wird sie sich auf die 
kritischen Vorarbeiten stützen. Und 
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wenn es einer Kritik darum geht, mehr 
als akademisches Spiel zu sein, wird 
sie immer auf eine Bewegung ange- 
wiesen sein, für deren Entwicklung sie 
entsteht und durch deren Praxis sie 
überhaupt erst vermittelbar wird - so- 
wohl der Bewegung selbst als auch 
über diese hinaus. In diesem Sinne, 
sind die spektakulären Events einer 
Bewegung der Ort, an dem die kriti- 
schen Ideen publik und greifbar wer- 
den, ohne dass sie dadurch zum 
Eigentlichen des Events werden, weil 
sie nicht von der konkreten Politik ab- 
gelöst werden können, ohne das 
Schicksal etlicher Flugschriften der 
Spartakistarbeiterpartei zu erleiden. 


Symbolische Politik und 
materielle Ordnung 


In diesem Sinne einer Verbin- 
dung von konkreter Aktion und 
grundsätzlicher Kritik ist auch das 
Mittel der symbolischen Politik zu ver- 
stehen. Da sie aber des konkreten 
Anlasses weder entbehren kann, noch 
ihr grundsätzliches Ziel erreichen, ist 
diese Politik immer wieder von der 
Schwankung zwischen dem Feiern ei- 
nes unechten Erfolgs und dem perma- 
nenten Scheitern an einem höheren 
Ziel gekennzeichnet. Solange das 
Verhältnis zwischen beiden nicht ge- 
klärt ist, wird damit die symbolische 
Politik von ihrer Begrenztheit in Frage 
gestellt. 

Eine Aufgabe des konkreten 
Ziels oder auch nur seine Suspendie- 
rung im Namen einer eigentlichen, 
grundsätzlichen Kritik heißt symboli- 
sche Politik aufgeben. Ein Symbol des 
Widerstands, das nur als Symbol ge- 
schaffen wird, ist nämlich keins. So 
kommt nicht einmal der Berliner re- 
volutionäre 1. Mai, der immer als 
Paradebeispiel für die Ablehnung des 
konkreten Ziels ausgegeben wird, oh- 
ne die konkrete Komponente aus. 
Eine revolutionäre 1. Mai Demonstra- 
tion, die sich nicht mehr zum Ziel setz- 
te offensiv gegen die Polizei vorzuge- 
hen und die Möglichkeiten militanten 
Handelns auf der Straße konkret vor- 
zuführen, wäre nicht die Veranstal- 
tung von der.da geredet wird. Es ist 
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deshalb gerade nicht egal, was am 1. 
Mai in Berlin passiert, sondern von ei- 
ner konkreten Bedeutung für die sym- 
bolische Wirkung einer grundsätzli- 
chen Ablehnung der herrschenden 
Verhältnisse. 

Stünde die konkrete Aktion 
aber nicht gleichzeitig für mehr, wäre 
der Berliner 1. Mai tatsächlich so ent- 
politisiert, wie uns alle glauben ma- 
chen wollen, wäre das Symbol eben- 
falls keines. Es ist aber gerade die 
Selbstbezeichnung „revolutionär“, die 
den Unterschied zwischen einem 
Hooligankrawall, den die bürgerli- 
chen Medien erfolgreich zum Gewalt- 
exzess als beliebigen Zeichen für alles 
mögliche umdeuten können, und je- 
nem kritischen Ereignis ausmacht, 
dass eine feste Bedeutung für die ra- 
dikale Linke in der BRD hat. Dass trotz- 
dem die Frage gestellt wird, was denn 
am 1. Mai in Berlin revolutionär sei, 
hängt mit der Überforderung der sym- 
bolischen Politik zusammen, den An- 
spruch, den sie formuliert, auch um- 
zusetzen. 

Doch jenseits der Formulierung 
des linksradikalen oder revolutio- 
nären Anspruchs ist die Politik einer 
Bewegung immer mit der kapitalisti- 
schen Realität konfrontiert. Diese be- 
steht zum einen aus einer materiellen 
Ordnung, die den einzelnen in Form 
Zwänge gegenübertritt, die als gege- 
ben hingenommen werden müssen, 
zum anderen aber sind diese Zwänge 
aufgrund ihrer Materialität auch ge- 
sellschaftlich anerkannt. So muss der 
Kapitalismus nicht permanent durch 
Gewaltandrohung aufrecht erhalten 
werden, sondern kann sich auf einen 
gesellschaftlichen Konsens berufen, 
der nur an einzelnen Punkten auf- 
bricht, für den Gesamtzusammenhang 
aber gültig bleibt. Wo eine linksradi- 
kale Bewegung dem begegnen will, 
ohne sich selbst zum revolutionären 
Zwang einer Avantgarde zu imaginie- 
ren, muss sie Organisationsformen 
finden, die dem emanzipatorischen 
Ideal gerecht werden wollen und da- 
mit eine radikal andere Perspektive 
eröffnen. 


Masse und Pop 


Wenn aber die kapitalistische 
Ordnung diese starke Macht des fakti- 
schen hat, die sich nicht einmal auf die 
permanente Gewalt zu ihrer Durch- 
setzung berufen muss, dann stellt sich 
die Frage, wer diese linksradikale 
Bewegung füllen soll. Wer kann für 
sich in Anspruch nehmen, das Subjekt 
jener revolutionären Veränderung zu 
sein, die durch linksradikale Kritik als 
Lösung gefordert wird? 

Die Frage verschließt sich einer 
einfachen Antwort. Zum einen weil die 
klassischen Modelle revolutionärer 
Subjekte sich als untauglich erwiesen 
haben, zum anderen weil gerade die 
Auseinandersetzung mit dem Natio- 
nalsozialismus die Erkenntnis bestärkt 
hat, dass das Streben nach Emanzipa- 
tion keine Konstante des menschli- 
chen Strebens ist. Beides hat vor allem 
den Bezug aufdie Klasse der Arbeiten- 
den als revolutionäres Subjekt un- 
möglich gemacht. Dass diese Klasse 
ein historisches Potential zur Revolu- 
tion in sich trüge, war schon immer ei- 
ne Vereinfachung, die in der marxisti- 
schen Tradition mit dem Unterschied 
zwischen einer objektiven gesellschaft- 
lichen Situation, in der sich die Mit- 
glieder dieser Klasse befanden, und 
ihrem subjektiven Verständnis und 
Strategien des Umgangs mit dieser ge- 
sellschaftlichen Situation. Allein des- 
halb war die revolutionäre Arbeiter- 
Innenklasse schon immer ein Projekt, 
dass etwa durch eine Partei betrieben 
werden musste. 

Der Grund allerdings weshalb 
die Arbeitenden überhaupt als revolu- 
tionäres Subjekt in Frage kamen, war 
ihre Unterwerfung, also ihre Positio- 
nierung im gesellschaftlichen Wider- 
spruch der Ausbeutung, der ihnen ei- 
nen konkreten Grund lieferte, nach 
Veränderung zu trachten. Eine solche 
Bedingung ist verallgemeinerbar und 
so sind alle Betroffenen von gesell- 
schaftlichen Widersprüchen in einer 
gesellschaftlichen Situation, in der sie 
zum potentiellen Subjekt revolutionä- 
rer Anstrengungen werden. Aus die- 
sem Grund werden in den letzten 
Jahrzehnten immer wieder Hoffnun- 


gen auf die Unterdrückten des Tri- 
konts, MigrantInnen oder Frauen ge- 
richtet, die schließlich zur kritischen 
Masse eines revolutionären Vorhabens 
werden sollen. 

Doch diese Hoffnung auf eine 
revolutionäre Masse, ist genauso illu- 
sorisch, wie das Hoffen auf den Auf- 
stand der deutschen ArbeiterInnen. 
Das eigentliche Subjekt wird nur von 
jenen gebildet, die den Zwängen auch 
entfliehen wollen, statt andere Strate- 
gien des Arrangements in der Gesell- 
schaft zu wählen, die immer lange an- 
geboten werden, bevor die Masse 
kritisch wird. Auch deshalb ist das 
Subjekt einer linksradikalen Bewe- 
gung notwendig instabil. Die Möglich- 
keit seines Zustandekommens hängt 
neben seiner organisatorischen Struk- 
tur auch davon ab, dass die Präsen- 
tation der radikalen Kritik und der 
konkreten Hoffnung auf Veränderung 
gelingt. Wenn dies in Form von Events 
geschieht, dann sind diese grundsätz- 
lich auf ihre Wirkung bedacht, wollen 
Pop sein, ohne durch eine Rücknahme 
der grundsätzlichen Kritik Menschen 
anzusprechen, denen es nicht um 
Emanzipation geht. Pop als Politik- 
mittel ist also kein Populismus, son- 
dern eine Darstellungsform des links- 
radikalen Standpunkts, die sich auf 
ihre Angemessenheit befragen lässt. 

Das Popversprechen auf Eman- 
zipation ist ein Anspruch an dem sich 
die Bewegung und ihre Form der 
Organisation immer messen lassen 
muss. Es darf kein Vertrösten auf ir- 
gendeine goldene Zukunft geben. Bei 
dem gegenwärtigen Zustand der radi- 
kalen Linken müssen wir jedoch über 
jeden Tag dankbar sein, an dem keine 
revolutionäre Situation in der BRD 
entsteht. Daran gilt es zunächst etwas 
zu ändern, wozu noch weitere Detail- 
fragen der praktischen Organisation 
einer linksradikalen Bewegung zu 
klären sind. 


‚bhase zwei, leipzig. 
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Vom 20. bis 22. April fand in Göttingen der „Antifa- 


Kongress 2001" statt. Er sollte eine Bestandsauf- 
nahme der radikalen Linken sowie eine Neuorientie- 
rung der eigenen Politik sein. 


Die Abschlussveranstaltung am Sonn- 
tag, den 22. April ’01, im Vorlesungs- 
saal der Göttinger Universität bot ein- 
mal mehr all jenes, welches 
Standardrepertoire eines jeden guten 
Kongresses der radikalen Linken sein 
sollte. Die Cola-Preise wurden ver- 
flucht, genauso wie der Müll. Das 
Leben in der Kommune wurde gehy- 
pet, genauso wie die Zukunft der elek- 
tronischen Weltrevolution. Ansonsten 
gab es ein paar Statements ohne 
großen Bezug und die Kritik, dass die 
vorbereitenden Gruppen alles durch- 
gestylt hatten und keine Möglichkeit 
bestand, sich am Ablauf des Kongres- 
ses zu beteiligen. Vorgetragen wurde 
diese Kritik von einem Mitglied der 
vorbereitenden Gruppe AAB. 

Wer diesen Albernheiten des 
Abschlussplenums zu viel Bedeutung 
beimaß, könnte leicht der Ansicht er- 
liegen, es hätte auf dem Kongress 
nichts Wesentliches gegeben. Ohne in 
Apologie zu verfallen, muss dieses 
eventuell notwendig falsche Bewusst- 
sein von hier aus zurückgewiesen wer- 
den. 

Sicherlich hat der Kongress kei- 
ne wirklich neuen Erkenntnisse über 
den Zustand der linksradikalen Bewe- 
gung gebracht. Genauer gesagt, hat er 
im Prinzip genau das bestätigt, was 
auch schon vorher klar war: Die 
Antifabewegung der 90er Jahre befin- 
det sich in einer inhaltlichen wie struk- 
turellen Krise und ist in der jetzigen 
Form an ihren Endpunkt geraten. 
Dennoch war der Kongress kein kläg- 


licher Abgesang auf die Politik der letz- 
ten Jahrzehnte, sondern wie vorgese- 
hen eine Bestandsaufnahme der links- 
radikalen Antifabewegung und der 
Auftakt zu überfälligen Diskussionen. 
Dass es grundsätzlich ein Inter- 
esse an solcher Art Diskussionen gibt, 
zeigt bereits die Zahl von 600 Kon- 
gressteilnehmerInnen. Das Antifa- 
Spektrum war dabei am stärksten ver- 
treten. Es gab eine Menge 
BO-Gruppen, aber auch viele BAT- 
bzw. bundesweit nicht organisierte 
Gruppen. Auffällig hierbei waren be- 
sonders die NRW-Gruppen. Nicht nur 
wegen ihrer großen Anzahl, sondern 
auch, weil diese den genau entgegen- 
gesetzten Trend einer bundesweiten 
Entwicklung beschreiben. Während 
im bundesweiten Maßstab die linksra- 
dikalen Gruppen weniger werden, 
bzw. sich mehr und mehr zurückzie- 
hen, ist in NRW die Gründung neuer 
Gruppen sowie eine generell optimi- 
stische Stimmung zu verzeichnen. 


Neben diesen angesprochenen 
waren ebenfalls viele Gruppen anwe- 
send, welche nicht dem Antifa-Spek- 
trum zuzurechnen sind. Dies zeigt, 
dass über die Antifabewegung hinaus 
ein Interesse an dieser Bewegung bzw. 
den aufgeworfenen Fragen besteht. 
Bezeichnend war, dass die im Vorfeld 
geäußerten Befürchtungen, feministi- 
sche bzw. AAB-feindliche Gruppen 
könnten versuchen, den Kongress zu 
stören bzw. zu verhindern, sich nicht 
annähernd erfüllt haben. Dies zeigt, 
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dass es grundsätzlich möglich ist, über 
die entscheidenden Fragen zu disku- 
tieren, ohne dass Gruppen versuchen, 
Diskussionen grundsätzlicher Art zu 
unterbinden. Die in dieser Richtung 
zu beobachtende Paranoia ist also wei- 
testgehend unberechtigt. 


Ein entscheidendes Manko der 
derzeitigen Gruppenlandschaft offen- 
barte sich jedoch mit aller Deutlichkeit 
auf dem Kongress: Viele Gruppen sind 
nicht in der Lage, eigene Standpunkte 
zu formulieren und zur Diskussion zu 
stellen. Die Diskussionen verliefen ins- 
gesamt eher schleppend und Beiträge 
waren häufig als persönliche Anmer- 
kungen zu verstehen und nicht als 
Gruppenpositionen. Auch wenn nicht 
davon ausgegangen werden kann, 
dass eine ernsthafte Diskussion ver- 
schiedener Positionen im Rahmen ei- 
nes solchen Kongresses überhaupt 
möglich ist, hätte zumindest die Mög- 
lichkeit, ja sogar die dringende Not- 
wendigkeit bestanden, existierende 
Gruppenpositionen erst einmal dar- 
zustellen. 

Gezeigt hat sich dieses Manko 
besonders in der Akzeptanz der Veran- 
staltungen. Als besonders gelungen 
galten jene, auf denen klare Positio- 
nen vorgetragen wurden, an denen 
man sich abarbeiten konnte. Dies wa- 
ren die Veranstaltung zu Globalisie- 
rung (Michael Heinrich) sowie die zur 
Frage nach der Entwicklung des 
Kapitaliimus (Thomas Ebermann). 
Veranstaltungen, bei. denen größerer 
Wert auf Diskussionen gelegt wurde, 
liefen eher schlecht, und diese Diskus- 
sionen wurden als wenig produktiv 
bezeichnet. 

Dieses auf dem Kongress beob- 
achtbare Defizit inhaltlicher Diskus- 


gesnd 


sion verweist auf selbiges Defizit im 
bundesweiten Maßstab. Dabei ist es 
durchaus nicht so, dass inhaltliche 
Diskussionen absichtlich abgeblockt 
werden oder es keinerlei Interesse an 
einer Auseinandersetzung mit der der- 
zeitigen Lage der linksradikalen Bewe- 
gung gibt. Die antifaschistische Offen- 
sive der Bundesregierung und deren 
Folgen für die eigene Politik sorgt in 
den Gruppen und einzelnen Regionen 
durchaus für eine Debatte darum, wie 
in Zukunft eine linksradikale Perspek- 
tive aussehen kann. Zu einer umfas- 
senderen, heißt bundesweiten, Ver- 
ständigung hierüber kommt es jedoch 
nicht. 

Dieses Defizit zeigte sich auf 
dem Kongress relativ deutlich an den 
Diskussionen um die Zukunft von 
Antifaschismus als Politikfeld für die 
radikale Linke. Eine gemeinsame Stra- 
tegie, wie weiter mit diesem Thema 
umgegangen werden kann, existiert 
nicht. Hierüber bestehen ganz ver- 
schiedene Ansichten, die sich in den 
Diskussionsbeiträgen offenbarten. Auf 
der einen Seite gibt es diejenigen 
Gruppen, welche an den Formen klas- 
sischer Antifapolitik, das heißt an kon- 
kreten Aktionen gegen Nazis und de- 
ren Aufmärsche, weiterhin festhalten 
wollen. Demgegenüber stand die 
Position derer, welche Antifaschismus 
als weiteres Politikfeld der radikalen 
Linken ablehnen. Dazwischen schließ- 
lich die, für die Antifaschismus schon 
immer mehr als nur Antinazipolitik 
war und die deshalb weiterhin Antifa- 
schismus als gesellschaftlich relevan- 
tes Politikfeld bearbeiten und lediglich 
die Antinazipolitik zurückfahren wol- 
len. Diese Unterschiedlichkeit der 
Positionen gerade auf dem Gebiet, 
welches das Verbindende linksradika- 
ler Politik der letzten zehn Jahre war, 
zeigt, wie wichtig eine grundsätzliche 
Diskussion über Strategien ist, welche 
den jeweils regionalen Rahmen ver- 
lässt. 

Grundsätzliche Einigkeit hinge- 
gen bestand in der Tatsache, Kapitalis- 
mus abschaffen zu wollen. Dies stellt 
zwar keine Selbstverständlichkeit im 
gesamtgesellschaftlichen Rahmen dar, 
gehört aber zu einem gut behüteten 


Gemeinplatz der radikalen Linken. In 
dieser scheinbaren Einigkeit offenbar- 
te sich jedoch Uneinigkeit darüber, 
was der Begriff Kapitalismus konkret 
verkörpert und wie dessen Ab- 
schaffung, die als dringende Not- 
wendigkeit konstatiert wird, zu be- 
werkstelligen sei. Diese Frage 
durchzog als Leitfrage, wenn auch im 
Vorfeld so nicht geplant, die Diskus- 
sionen des Kongresses. 

Hierbei wurden verschiedene 
Begriffe und deren Relevanz für die 
Analyse des Kapitalismus nach dem 
Ende des ML-Interpretationsansatzes 
in die Runde geworfen und zum Teil 
diskutiert. Welche Bedeutung besitzt 
der Wert im Kapitalismus und davon 
ausgehend in der derzeitigen mensch- 
lichen Gesellschaft? Ist der Kapitalis- 
mus das dominierende bzw. das 
grundlegende gesellschaftliche Ver- 
hältnis? Ist der Kapitalismus in sich wi- 
dersprüchlich oder eher konsistent? 
Der Kongress hat gezeigt, dass kein 
allgemeines Verständnis von Kapitalis- 
mus existiert, welches die Basis einer 
Diskussion darstellen könnte. Es muss 
also eine dringende Aufgabe der links- 
radikalen Bewegung sein, sich dieses 
Verständnis zu erarbeiten. 

Aus dieser Unsicherheit der 
Begrifflichkeit überhaupt leitet sich 
nahezu zwangsläufig die Unsicherheit 
in bezug auf die Möglichkeiten der 
Überwindung des Kapitalismus ab. 
Außer bei der Fraktion, welche der 
Meinung war, gegen Kapitalismus 
überhaupt gar nichts machen zu kön- 
nen, existierte allenthalben Ratlosig- 
keit über die Mittel und Formen anti- 
kapitalistischer Praxis. Die 
internationalen Globalisierungspro- 
teste wurden aufgrund ihrer nationa- 
listischen Aufladungen als eher un- 
günstige und kontraproduktive 
Aktionsformen der Vermittlung anti- 
kapitalistischer Positionen verstanden. 
Ob die Antiglobalisierungsbewegung 
Anknüpfungspunkte für eine radikale 
Linke bieten kann, wurde eher be- 
zweifelt. 

Neben der inhaltlichen Diskus- 
sion entscheidender Themen war es 
ein Ziel des Kongresses, die strikte 
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Trennung der antirassistischen und 
antifaschistischen Szene zur Dis- 
position zu stellen. In einer gemeinsa- 
men Veranstaltung von VertreterInnen 
beider Richtungen wurde versucht, 
die Grundlinien einer möglichen ge- 
meinsamen Politik zu erarbeiten und 
die vorhandenen Unterschiede auf de- 
ren Relevanz für eine teilweise ge- 
meinsame Praxis zu bestimmen. Bei 
dieser Veranstaltung zeigten sich den- 
noch diametrale Unterschiede beson- 
ders an dem Punkt der Vermittlung 
linksradikaler, antirassistischer Posi- 
tionen. Unproduktiver, pöbelnder 
Verbalradikalismus wurde auf der ei- 
nen, sinnloses Beharren auf der Mög- 
lichkeit, die (rassistische) Bevölkerung 
zu überzeugen, auf der anderen Seite 
konstatiert. Die Frage, inwieweit eine 
Zusammenarbeit in Zukunft möglich 
sein kann, wird sich erst in den näch- 
sten Monaten beantworten lassen und 
bedarf bis dahin noch einiger Dis- 
kussionen. 

Der Kongress hat gezeigt, dass 
inhaltliche Diskussionen über Posi- 
tionen und Strategien der radikalen 
Linken dringend vonnöten sind, der 
strukturelle Rahmen dafür jedoch 
fehlt. Diesen zu schaffen, das wurde 
auf dem Abschlussplenum noch ein- 
mal explizit formuliert, ist eine der 
dringenden Aufgaben der radikalen 
Linken und soll in den nächsten 
Monaten. vorangetrieben werden. 
Hierfür gab es nach dem Kongress be- 
reits ein erstes Treffen, an dem sich 
mehrere Gruppen beteiligten, welches 
seine Fortführung am 14. Juli ’01 in 
Leipzig findet. Dort soll eine konkrete 
Neuorganisierung der radikalen Lin- 
ken diskutiert und teilweise bereits in- 
itiiert werden. Die Zahl von 25 Grup- 
pen, welche Interesse an dem Treffen 
in Leipzig signalisiert haben, zeigt, 
dass eine weitere Diskussion der 
Fragen, welche auf dem Kongress in 
Göttingen aufgeworfen wurden, im 
bundesweiten Maßstab durchaus mög- 
lich ist. 


‚phase zwei, leipzig. 
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Kapitalismus abschaffen! — das minde- 
ste an Statement, das heutzutage von 
Menschen erwartet wird, welche sich 
als linksradikal begreifen. Wahlweise 
als Selbstverständlichkeit des eigenen 
politischen Seins oder als Ausweis 
linksradikaler Gesinnung vorgetragen, 
zieht es doch gewisse Schwierigkeiten 
nach sich, soll näher erläutert werden, 
um was es sich handelt und besser 
noch, wie die Vorstellung der Ab- 
schaffung des Kapitalismus realistisch 
angegangen werden könnte. 

Die Diskussion um Kapitalis- 
mus istin den letzten Jahren auf Seiten 
der linksradikalen Antifabewegung zu- 
sehends vernachlässigt worden. Ent- 
weder galt Antikapitalismus als der ei- 
genen Politik nicht zuträglich oder 
aber wurde lediglich als Statement vor 
der eigenen Praxis hergetragen, wel- 
che selbst alles andere als antikapitali- 
stisch war. In jüngster Zeit ist jedoch 
zu beobachten, dass in der linksradi- 
kalen Bewegung die Auseinanderset- 
zung mit Kapitalismus als wesentliches 
gesellschaftliches Verhältnis immer 
mehr an Bedeutung gewinnt. 

Jedoch hat nicht zuletzt der 
Antifakongress in Göttingen gezeigt, 
dass eine Bestimmung dessen, was 
Kapitalismus sein kann und wie sich 
dem Thema genähert werden kann, 
noch immer mehr als vage ist. Ist das 
Wesen des Kapitalismus im Wertver- 
hältnis zu verorten, oder ist vielleicht 
doch die Arbeit das wesentliche kapi- 
talistische Verhältnis. Die zum großen 
Teil fehlende und zum weiteren nicht 
übereinstimmende Begrifflichkeit der 
Fragen um Kapitalismus, macht eine 
Diskussion äußerst schwierig. 

In der linksradikalen Auseinan- 
dersetzung um Kapitalismus besaß die 
Problematisierung des Begriffs der 
„Arbeit“ schon immer eine zentrale 
Bedeutung. Die Etablierung des Kapi- 
talismus brachte eine einerseits hoch- 
gradige Arbeitsteilung, andererseits 
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ein hohes Maß an Kommando, Norm, 
Disziplin und Dressur mit sich. Die 
Fabrik mit dem Fließband wurde zum 
idealtypischen Modell kapitalistischer 
Produktionsweise. 

Heutzutage löst sich dieses Mo- 
dell fortwährend auf. Arbeit wird zu- 
sehends dezentralisiert und von un- 
mittelbaren Zwängen befreit. Den 
Arbeitenden wird mehr Eigenverant- 
wortung zugeschoben, die Trennung 
des Lebensbereichs vom Arbeitsbe- 
reich schleichend aufgehoben. 

Arbeit ist also weiterhin ein zen- 
traler gesellschaftlicher Bereich, der 
auch nicht durch das vielbeschworene 
„Ende der Arbeitsgesellschaft“ aufge- 
hoben werden wird. Vielmehr ist auf 
der einen Seite die Transformation in 
das zivilgesellschaftliche Modell eh- 
renamtlicher Arbeit und auf der ande- 
ren Seite die zunehmende Tendenz 
zum kollektiven Arbeitszwang zu ver- 
zeichnen. 

Mit den Schlagworten Post- 
fordismus bzw. Neoliberalismus be- 
schrieben, lässt sich ein ähnlicher 
Trend auch im Bereich kapitalistischer 
Institutionen verzeichnen. Es gilt zu 
analysieren, inwieweit kapitalistische 
Vermittlungsmodelle in Zeiten ver- 
meintlicher Globalisierung; (wie z.B. 


internationale Handelsorganisatio- 
nen) klassische Formen nationalstaat- 
licher Intervention ersetzen. Hier 
scheint es durchaus sinnvoll, sich mit 
grundlegenden ökonomischen Ansät- 
zen und Bewertungen von Phänome- 
nen wie Krieg und Krise auseinander 
zusetzen. 

Entscheidend für die Betrach- 
tung von Kapitalismus ist die Anwend- 
barkeit des Begriffs und damit die Be- 
grenzung des Themenbereichs. Es ist 
in der Tat nicht nur die Ökonomie, 
welche mehrere Teile der Gesellschaft 
durchzieht. Es ist das Ziel, die Zusam- 
menhänge der kapitalistischen Öko- 
nomie mit der gesamten Gesellschaft 
zu analysieren. Hieraus ergibt sich 
dann ebenso die Frage, ob wir vom 
Kapitalismus als gesellschaftlicher To- 
talität sprechen können. 

Das Ziel dieser Rubrik soll es je- 
doch weiterhin sein, Grundlagen für 
eine antikapitalistische Praxis zu le- 
gen, denn letztendlich soll es doch 
darum gehen, die Phrase zum Pro- 
gramm zu erheben: Kapitalismus ab- 
schaffen. 


‚phase zwei, leipzig. 
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Peutschrgung 


Erläuterung keines Betriebsunfalls 


von Thomas Ebermann 


Vorbemerkung: 


Der folgende Aufsatz basiert auf mei- 
nem Vortrag, den ich auf dem Antifa- 
Kongress in Göttingen hielt. Ich hatte 
nur Stichworte gemacht und Zitate an- 
gestrichen, die Abweichungen vom ge- 
sprochenen Wort können also erheb- 
lich sein. 

Wie ersichtlich, hatte ich mich 
entschieden, meine Differenzen zur 
Autonomen Antifa (die selbstverständ- 
lich höchst plural ist, eigentlich nur 
aus Individuen originellster Art be- 
steht) kaum zu benennen. Ob das rich- 
tig war, weiß ich nicht, denn die be- 
hauptete Offenheit für einige 
Fragestellungen, bildet doch einen er- 
staunlichen Kontrast zu beinharten 
Festlegungen, die nach dem Kongress 
zu lesen waren. 

In der Zeitschrift „ak“ zum 
Beispiel, weiß Maren aus Berlin (und 
ihre Genossen aus Leipzig und Göttin- 


gen widersprechen nicht): „der so ge- 
nannte Antifa-Sommer hat zumindest 
deutlich gemacht, dass sich die rot- 
‚grüne Koalition im Gegensatz zur vor- 
herigen konservativen Bundesregie- 
rung um eine «Normalisierung» der 
deutschen Innen- und Außenpolitik, 
sprich Angleichung an westeuropäi- 
sche Standards bemüht“. Das Datum, 
der Antifa-Sommer, ist eine neue Note 
im großen Konzert der vielen Stim- 
men, die Deutschlands Normalität be- 
singen. Dass es bei diesen Kund- 
gebungen auch um Außenpolitik ging, 
ist mir glatt entgangen. Auch dass ei- 
ne Regierung, die antritt, nichts an- 
ders, aber vieles besser als ihre 
Vorgänger zu machen, so grandios von 
der alten differiert, ist ein kleines 
Wunder, welches ich gerne mal am 
Unterschied von Kanther und Schily 
bebildert hätte. Waren es Christ- und 
Freidemokraten, die Walser stehend 
applaudierten, während Grüne und 


Sozies schwiegen? Kann ein beliebiges 
Zitat aus der Nationalstolz-Debatte, 
dessen Urheber unbekannt ist, einer 
Parteizugehörigkeit zugeordnet wer- 
den? Macht Rot-Grün die Vertriebe- 
nenverbände zur Schnecke? 

Und noch etwas: Was ist eigent- 
lich der „westeuropäische Standard“, 
der so oft bemüht wird, wenn man 
nicht über Deutschland reden will? 
Handelt es sich hier um eine Meßlatte, 
die man sich in Italien so gut ausbor- 
gen kann wie in Frankreich? 

Deutschland ist normal, aber 
über Sonderweg-Theorien reden wir 
mal, zum Zwecke der Schließung einer 


Bildungslücke. 
Das war mein Interesse — nicht. 


Als der Terminus „Sonderweg“ 
noch ein positiv besetzter Kampf- 
begriff war, also ungefähr in der Zeit 
zwischen der Französischen Revolu- 
tion und dem Ende des Nationalsozia- 
lismus, las sich eine Begründung zum 
Beispiel so: „So oft eine Welle westeu- 
ropäischen Denkens unsere geistige 
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Entwicklung gleichsam überflutet 
hat: in dem Rationalismus und den 
humanitären Ideen der Aufklärungs- 
beriode, in den Wirtschaftslehren, 
dem naturwissenschaftlich orientier- 
ten Positivismus und Empirismus und 
den sozialistischen Weltbeglückungs- 
theorien des 19.Jahrhunderts - immer 
wieder sieht man den deutschen Geist 
sich dagegen zur Wehr setzen, una- 
blässig den Versuch erneuern, das 
fremde Gedankengut im Sinne Lut- 
hers zu ethisieren, die Unbedingtheit 
unserer Kulturideale zu behaupten 
gegen allen Ansturm mechanistischer 
Theorien der Welterklärung und en- 
dämonistischer Morallehren, die das 
materielle Wohl, das Glück und die 
Nützlichkeit an Stelle rein geistiger 
Werte zum Maßstab sittlichen Han- 
delns erheben möchten.“ 


1925 wurde das verzapft, vom 
Historiker Gerhard Ritter, der gegen 
die Weimarer Republik eine Opposi- 
tionsideologie verkündete (bis 1918 
wäre das Zitat als Legitimation des be- 
stehenden Staatswesens verstanden 
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worden), sich aber zu- 
gleich in Übereinstim- 
mung mit der überwälti- 
genden Mehrheit seiner 
Zunft, mehr noch, mit der 
Majorität der damaligen 
Eliten wusste. Details, an- 
dere Nuancen katholi- 
scher Patrioten zum Bei- 
spiel, vernachlässige ich 
hier. 


Bleiben wir bei der 
Zunft der Historiker (und 
bedenken ihren Einfluss 
auf die massenwirksamen 
Medien), dann stand nach 
1945, nachdem sie fast al- 
le dem Nationalsozialis- 
mus gedient hatten, keine 
Revision ihrer positiven 
Theorien vom deutschen 
Sonderweg, wohl aber ei- 
" ne Bereinigung ihrer 
Schriften von offen rassi- 
stischen, antisemitisti- 
schen oder demonstrativ 
parlamentarismusfeindlichen Blüten 
auf ihrer Tagesordnung. 

Schließlich konnte ihr Deutsch- 
land nur erneut aufsteigen, wenn es 
sich der westlichen Wertegemein- 
schaft anschloss, was die zähneknir- 
schende Akzeptanz einer gewissen 
Bevormundung, die den Namen „be- 
grenzte nationale Souveränität“ trug, 
implizierte. In dieser Konstellation 
liegt die speziell deutsche Kunst be- 
gründet, dem Kalkül zu gehorchen, 
sich aber dennoch über das gemeinsa- 
me Gefühl zu verständigen. Rücksicht 
aufs Ausland ist seither Metapher für 
das eigentlich Abgelehnte. Jedenfalls 
musste, wer die deutsche Geschichte 
insgesamt als herrliche Veranstaltung 
beschreiben wollte — mit all dem dar- 
aus zu saugenden Gewinn für Stolz, 
Ewigkeit und Schicksalsgemeinschaft, 
— den Nationalsozialismus als dunkles 
Kapitel ohne Vorgeschichte, als Be- 
triebsunfall eben, vorstellen. Man war 
also in den ersten zwei Nachkriegs- 
jahrzehnten (nur 21 Historiker kehr- 
ten bis 1965 aus dem Exil in die 
Bundesrepublik zurück) Außenseiter, 
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wenn man die Konstanten deutscher 
Geschichte, beispielsweise die Konti- 
nuität der gesellschaftlichen und 
politischen Strukturen zwischen Kai- 
serreich und Nationalsozialismus er- 
forschte. Man trug, so der Vorwurf, zur 
„Selbstverdunkelung des deutschen 
Geschichtsbewusstseins“ bei. 

Wenn ich nun die in kritischer 
Absicht verfassten Theorien zum deut- 
schen Sonderweg erst würdigen und 
dann kritisieren will, dann nicht, weil 
ich ein Mann der Mitte und des Aus- 
gleichs bin. Ich erlaube mir — zugege- 
ben ungern — eine Trennung des von 
den bekannten Autoren vorgelegten 
Materials von ihrer jeweiligen Pointe, 
also der theoretischen oder politi- 
schen Zusammenfassung. Wenn also 
Norbert Elias in seinen „Studien über 
die Deutschen“ beschreibt, wie „bür- 
gerliche Menschen die Lebenshaltung 
und die Normen des Militäradels zu 
den ihren machen“, oder wenn er be- 
obachtet, wie der spezielle „Aufbau 
des Gewaltmonopols“ die einzelnen 
daran „gewöhnte, von klein auf in 
höherem Maßse an eine Unterordnung 
unter andere, an den Befehl von 
aufsen“ sich zu orientieren — dann ist 
das ein Mosaikstein, den deutschen 
Weg zu begreifen. Die Präzision, mit 
der Heinrich Mann den „Untertan“ 
der Kaiserzeit porträtierte, lehrt Ähnli- 
ches. Wenn Hannah Arendt die völki- 
sche Definition der deutschen Nation, 
der eine spezifische Stoßrichtung ge- 
gen die Juden innewohnt, herausar- 
beitet, dann ermittelt sie eine Beson- 
derheit, die das Grauen (mit) 
vorbereitete, denn „psychologisch ge- 
sprochen ist der Unterschied zwischen 
dem verrücktesten Chauvinismus und 
diesem völkischen Nationalismus 
immer noch der, dass der eine sich im- 
merhin mit der Welt und ihren greif- 
baren Realitäten beschäftigt, wäh- 
rend das Völkische selbst in seiner 
harmlosesten Form (...) sich nach in- 
nen richtet und anfängt, die mensch- 
liche Seele als die «Verkörperung all- 
gemeiner _ Stammeseigenschaften 
anzusehen; und da die Seele ja offen- 
bar nicht etwas sein kann, was «ver- 
körpert», findet man seine Aushilfe im 
Blut“. 
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Als Kritiker des in Deutschland 
besonders verbreiteten Irrationalis- 
mus hat Lukacs Hervorragendes gelei- 
stet, und seine Überlegungen zur „ver- 
späteten Nation“ sowie zur nie 
erfolgreichen bürgerlichen Revolu- 
tion, die eine feindliche Haltung zur 
bürgerlichen Demokratie, eine Unter- 
ordnung unter die Revolution von 
oben (unter deren Regiment prächtig 
Kapital akkumuliert wurde) zur Folge 
hatte, sind lesenswert. Fritz Fischer hat 
allen, die die Mär vom Hineinschlid- 
dern aller europäischen Mächte in den 
Ersten Weltkrieg glauben oder propa- 
gieren wollten, faktenreich die Leviten 
gelesen, indem er die Zielstrebigkeit 
deutscher Kriegspolitik — und damit 
die besondere Aggressivität des deut- 
schen Imperialismus bewies. In sei- 
nem Gefolge haben Wehler und Kocka 
den Zusammenhang zwischen Wilhel- 
minismus und Nationalsozialismus an 
vielen Beispielen bebildert. 

Außenseiterisch, wie zu Beginn 
der 60er Jahre, ist das sicher heute 
nicht mehr, aber wer zum Beispiel die 
Würdigungen, die kürzlich Bismarck 
zu seinem 100. Todestag in den 
Massenmedien erfuhr, aufmerksam 
verfolgte, erlebte den Eisernen Kanz- 
ler als großartigen Staatsmann (mit 
kleineren Schwächen vielleicht) — kei- 
neswegs aber als Glied einer Konti- 
nuität, die in Bismarck, Hindenburg 
und Hitler ihre Personifizierung hat. 


Zugegeben, die aufgeführten 
Beispiele sind etwas willkürlich und so 
stichwortartig, dass sie kaum mehr als 
Anregung zum eigenen Studium sein 
können. Aber sie dienen in diesem 
Zusammenhang auch nur einem ein- 
zigen Zweck: „So wenig (...) Hitler als 
Schicksal dem deutschen National- 
charakter zuzuschreiben ist, so wenig 
zufällig war doch, dass er in Deutsch- 
land hinaufgelangte“, schreibt Ador- 
no. So wenig zufällig, nicht zufällig! 

Vor der Kritik der Sonderweg- 
Theorien muss meines Erachtens die 
Ablehnung aller (mal von links, mal 
von rechts vorgetragenen) Versuche 
erfolgen, die nationalsozialistische 
Vernichtungspraxis in einem „großen 
bösen Urheber, der die Verbrechen ei- 


ner totalitären Moderne ins Werk 
setzt“ verschwinden zu lassen. Ich has- 
se bestimmte Gretchenfragen, in de- 
nen das „Entweder-Oder“ nur eine 
Entscheidung erzwingen soll, wenig 
über Deutschland und viel über die 
westliche Moderne, die ja genug Häss- 
lichkeiten zu bieten hat, zu reden: 
„Entscheidend dabei ist, ob der 
Holocaust ein Produkt der besonde- 
ren deutschen Geschichte oder ein 
Produkt des warenfetischistischen 
Modernisierungsprozesses in Deutsch- 
land war.“(Robert Kurz) 

Es ist nun einmal Produkt der 
deutschen Geschichte, in der die „gro- 
Ren deutschen Konzeptionen: (...) 
derart überschwänglich verherrlicht“ 
wurden, dass es eine ebenso verherr- 
lichende „Vergottung des Staates geb- 
ar (...) Drang zu unendlicher Herr- 
schaft begleitete die Unendlichkeit der 
Idee (...) Allein schon ohne den deut- 
schen Ernst, der vom Pathos des Abso- 
luten herrührt, (...) hätte Hitler nicht 
gedeihen können. In den westlichen 
Ländern, wo die Spielregeln der 
Gesellschaft den Massen tiefer einge- 
senkt sind, wäre er dem Lachen ver- 
fallen.“ Woanders, sagt Adorno, wäre 
Hitler ausgelacht worden, 
obwohl doch auch dort 
die Moderne am Ruder 
war. Schon in dem Ver- 
weis auf die Vergottung 
des Staates in Deutsch- 
land liegt allerdings eine 
Kritik, die über die Er- 
kenntnisse der Sonder- 
wegs-Theoretiker hinaus- 
weist. Damit komme ich 
zur Kritik, bei der ich mich 
auf drei exemplarische 
Komplexe beschränken 
will. 


Erstens ist in der 
Sonderweg-Theorie das 
Bürgertum stets Träger ei- 
nes Maximums an Ver- 
nunft. Es ist „eigentlich“ 
liberal, wird aber ausge- 
schaltet, entmachtet, zur 
Ohnmacht verdammt. Es 
wird seiner „eigentlichen“ 
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Mission, seiner historischen Bestim- 
mung nicht gerecht. Es versagt aus 
Furcht vor dem Proletariat oder aus 
anderen Gründen. Was in diesem 
Konstrukt nicht gedacht werden kann: 
Das Bürgertum besitzt keine „eigent- 
lich“ liberale Einstellung oder Mission. 
Das Gedeihen des Kapitalismus ist 
nicht prinzipiell an eine bürgerlich re- 
publikanische Verfasstheit geknüpft. 
Er verstößt gegen kein harmonisches 
Zusammenspiel von Produktivkraft- 
entwicklung und „Überbau“, wenn er 
halb- oder undemokratische Staats- 
formen etabliert. Sein Aufstieg ist also 
an keine Regel geknüpft —- und wenn 
schon eine Regel aufgestellt werden 
soll, wäre noch die plausibelste, dass, 
wer nach- oder aufholen will, in dikta- 
torischen Momenten seine passenden 
Instrumente findet. 


Zweitens, eng mit dem Gesag- 
ten zusammenhängend, wird der 
deutsche Sonderweg bis zum Natio- 
nalsozialismus nur als etwas Rück- 
wärtsgewandtes verstanden, als „ei- 
gentlich“ tradiert, als das Nachzucken 
einer untergehenden Epoche, als das 
Fortleben feudaler Strukturelemente, 
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die ihren Platz aufdem Misthaufen der 
Geschichte, der ihnen gewiss ist, ein- 
fach nicht einnehmen wollen. Das 
Wort vom Rückfall in die Barbarei kün- 
det von dieser Sichtweise ebenso wie 
der Terminus „Ewiggestrige“. 


Drittens — mein wichtigster 
Punkt — ist dadurch der Gedanke völ- 
lig verstellt, dass neue gefährliche 
Wahnbilder durch die kapitalistische 
Produktionsweise und die ihren An- 
forderungen dienenden, aus ihr ent- 
springenden Ideologien erst entste- 
hen. Ist in einer Gesellschaftsordnung, 
in der jeder in der Konkurrenz sich zu 
bewähren hat, in der jeder etwas zu 
verkaufen haben muss (meist seine 
Arbeitskraft) oder untergeht, in der 
ständig Sieger und Besiegte ermittelt 
werden, in der der Siegreiche gut und 
der Besiegte schuldig ist, nicht ange- 
legt, dass zwischen wertem und un- 
wertem Leben unterschieden wird? 
Produziert das Wissen (oder Ahnen) 
um die Tatsache, dass jeder ein jeder- 
zeit ersetz- und auswechselbares Stück 
variablen Kapitals ist, nicht die Sehn- 
sucht, doch wenigstens einem — dem 
nationalen — Kollektiv anzugehören, 
welches Schutz zwar nicht bietet, aber 
immerhin verspricht und die Imagina- 
tion bedient, nicht ganz umsonst ge- 
lebt, sondern etwas Höherem gedient 
zu haben? Und wirkt in dieser schreck- 
lichen, die Selbstaufgabe bis zum Tod 
fürs Vaterland implizierenden Sehn- 
sucht nicht schon der Hass auf den 
Fremden, Ausländer, nicht zum Volks- 
körper gehörenden, Feind im Krieg? 
Hat diese Sehnsucht nicht befördert, 
dass im starken (aber gerecht soll er 
sein!) Staat auch der sozialdemokrati- 
sche Arbeiter sein Ideal erblickte? 
Weshalb Lasalle dem Kaiser und Bis- 
marck manch (ausgeschlagenes) Ange- 
bot machte und Bebel (1889) einen 
Vorsprung der Klasse, für die er 
sprach, in puncto nationaler Zuver- 
lässigkeit bescheinigte: „Und wenn 
wir gehetzt und verfolgt werden und 
viel Unangenehmes zu erdulden ha- 
ben, dann zeigen wir viel mehr 
Patriotismus und Vaterlandsliebe als 
diejenigen (...), die aus den heutigen 
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Staats- und Gesellschaftszuständen 
die gröfsten Vorteile für sich und ihre 
Klassengenossen herauszubringen 
wissen.“ Auch Karl Liebknecht geißelte 
in mancher Rede das Kapital als vater- 
landslos — da wurde sozusagen mit 
gleicher Münze zurückgezahlt. 


Ist in der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise nicht angelegt, dass die 
Zirkulationssphäre als die böse, spe- 
kulierende, „raffende“ erscheint, wäh- 
rend eine produktive Arbeit des Kapi- 
talisten, der für Lohn und Brot sorgt, 
behauptet wird? So wurde und wird 
der ausbeuterische Charakter des öko- 
nomischen Systems zugedeckt, das 


ökonomische Unrecht den Juden auf- 
gebürdet (man nennt das Prinzip heu- 
te oft Shareholder Value oder anony- 
mer, internationaler Finanzmarkt) — 
und der konformistischen Revolte der 
Adressat geliefert. 


Auch wenn ich hier nur andeu- 
ten, kaum argumentieren kann, so sol- 
len die dünnen Beispiele doch ver- 
mitteln, dass die ökonomischen 
Grundlagen einer Produktionsweise 
einen bewusstseinsprägenden Ein- 
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fluss besitzen. „Nationalcharakter, 
die moderne Version des Volksgeistes, 
verharmlost das Unbegreifliche (...). 
Eine gesellschaftliche Auflösung ist in 
der Sphäre nationaler Besonderheiten 
unmöglich.“ Die hier gemachte Fest- 
stellung betrifft einerseits die notwen- 
dige Scheu von Linken gegen den 
Begriff des Nationalcharakters, der ja 
eine (Zwangs-) Kollektivierung vor- 
nimmt (der übrigens all die Landsleute 
freiwillig zustimmen, wenn sie „Wir 
sind ein Volk“ brüllen). Das Erkennen 
besonders ausgeprägter, ‘haushoch 


majoritärer Gesinnungen ist allerdings 
unbedingt nötig, hat jedoch zum blö- 
desten aller Vorwürfe an die Anti- 
deutschen, sie seien „antideutsche 
Rassisten“, geführt. 

Doch zurück zum vorgestellten 
Zitat. Die Kritik der Verharmlosung 
meint ja, dass „das Unbegreifliche“ als 
Möglichkeit der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise innewohnt. Also unter 
bestimmten Umständen zukünftig 
scharf gemacht werden kann — nicht 
nur in Deutschland. Wenn also Hork- 
heimers Diagnose, dass „diejenige 
Ordnung, die 1789 als fortschrittliche 
ihren Weg antrat, (...) von Beginn an 
die Tendenz zum Nationalsozialis- 
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mus in sich trug”, richtig ist, dann 
muss falsch sein, dass 1945 jede 
Gefahr beseitigt wurde, durch er- 
zwungene Westeinbindung und die 
sie begleitende „Umerziehung“. Diese 
„Verharmlosung* ist allerdings das 
Credo (fast) aller Sonderweg-Theo- 
rien, deren Apologie der westlichen, 
bürgerlich-kapitalistischen Nationen 
nie zu wanken drohte. 

Dass ihnen die Grausamkeiten, 
die der, von ihnen als „normal“ be- 
schriebene, Betrieb so mit sich bringt, 
keine Kritik wert war, versteht sich von 
selbst. Das sind die Gründe — um auch 
einmal aus einem Buch von Rainer 
Trampert und mir zu zitieren („Die 
Offenbarung der Propheten“) —, war- 
um radikale Linke mit Blick auf die 
Konflikte zwischen Germanophilen 
und Pro-Westlern „zwischen ihnen so 
wenig Raum wie auf einer der beiden 
Seiten haben. Sie würden zwischen 
den Mühlsteinen des antiwestlichen 
und des westlichen Kapitalismus zer- 
mahlen werden“. 

Ich vermute, dass sich gerade 
bei vielen Zuhörern (jetzt Lesern) die 
Frage stellt: Warum macht der erst so 
viel Aufhebens um die Sonderweg- 
Theorien, wo doch zum Schluss ein 
fundamentaler Verriss steht. 

Also drehen wir die Runde er- 
neut, diesmal am Beispiel Goldhagen. 
Seine Wirkung in Deutschland ist 
schnell erzählt. Im ersten Zug hat ihn 
die hiesige Geschichtswissenschaft 
und Publizistik gehasst, unter ande- 
rem, weil seine Untersuchung ihr Bild 
vom eher harmlosen, zum Mitmachen 
gezwungenen, selbst nicht recht ein- 
verstandenen Deutschen zur Zeit des 
Nationalsozialismus materialreich zer- 
störte. Er wurde hier zu Lande immer 
beliebter, je mehr er betonte, seine hi- 
storische Studie habe keineswegs die 
Intention, dem heutigen Deutschland 
eine Kontinuität anzulasten. Es sei viel- 
mehr vorbildlich geläutert. Eine gei- 
stesgeschichtliche Episode, ein System 
von Überzeugungen und kulturellen 
Prägungen sei abgeschlossen, eben 
durch den demokratischen Verfas- 
sungsstaat — ein militärischer Nieder- 
wurf zum Zwecke der Umerziehung 
gebühre nunmehr den Serben. 


Man mag sagen, das sei die lo- 
gische Konsequenz jeder Sonderweg- 
Theorie, träfe damit die halbe Wahr- 
heit, nicht aber die Unbedingtheit, mit 
der Goldhagen sich in Gegensatz zu je- 
nen begab, die periodisch erhebliche 
Zweifel an der deutschen Läuterung 
anmelden — Ignaz Bubis tat das zeitle- 
bens und stellte vor seinem Tode das 
Scheitern der Hoffnungen, die er ja 
mit Goldhagen teilte, fest. Ist Gold- 
hagen deshalb ein „toter Hund“, ein 
unbeachtlicher Autor? Ich verneine 
dies nicht nur mit Blick auf die radika- 
le Linke nach ‘68, deren nicht außen- 
seiterischer Bestandteil ich war, nicht 
nur mit Blick auf die Geschichts- 
schreibung in der DDR, die ein gutes 
aber betrogenes Volk zu kreieren hat- 
te, mit dem prächtig Sozialismus zu 
machen sei. Ich meine, Goldhagen 
stellt komplizierte Fragen an mich, auf 
der Höhe meiner heutigen Erkennt- 
nisse. Indem er die Lust an der Grau- 
samkeit, die Emotionalität, den ausge- 
tobten Hass, das vom einzelnen 
Volksgenossen erbrachte „Übersoll“, 
den Vollzug des „mehr als nur befoh- 
lenen“ so stark herausarbeitet, ist er 
tatsächlich ein Widerpart etwa der 
Schrift von Hannah Arendt über „Eich- 
mann in Jerusalem“. Hier, aber auch 
in Hilbergs „Die Vernichtung der eu- 
ropäischen Juden“ habe ich gelernt 
vom bürokratischen Charakter, von 
der nüchternen Organisiertheit der 
Vernichtungsmaschine, betrieben von 
gleichgültigen Untertanen ohne Spon- 
taneität; kalkulierenden, kalten Ge- 
stalten, die routiniert töten, wie sie 
auch einer anderen Arbeit nachgehen 
könnten. Und wer eben seinen Brot- 
erwerb nicht im Töten findet, jedoch 
im Bewusstsein schon jedes Ding und 
jeden Menschen auf die Tauglichkeit 
zur industriellen Verwertung prüft, 
den geht dies alles nichts an: „Die 
Angehörigen anderer Sparten der 
Arbeitsteilung können mit der Gleich- 
gültigkeit zusehen, die der Zeitungs- 
leser angesichts der Meldung über 
Aufräumarbeiten am Schauplatz der 
Katastrophe von gestern nicht ver- 
liert.“ (Adorno/Horkheimer) 
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Die Gleichgültigkeit der instru- 
mentellen Vernunft ist dem Hass nicht 
entgegengesetzt, sondern Hass und 
Indifferenz gehen eine Verbindung 
ein, sie fusionieren. Es entlädt sich ei- 
ne Wut gegen den „existenziellen 
Feind“, die Juden, die ohne Nutzen für 
den Täter ist. Das Kollektiv, das „weder 
ökonomisch noch sexuell auf seine 
Kosten kommt, hasst ohne Ende“. Die 
grausame Spontaneität der Täter be- 
fördert die Effizienz der industriellen 
Vernichtung. Was ich hier andeuten 
wollte — wer mehr als Andeutungen 
will, muss nachlesen —, ist das Ver- 
hältnis von Kalkül und Wahn, welches 
im Nationalsozialismus seine Zuspit- 
zung oder Verwirklichung fand. Es be- 
gegnet uns täglich, natürlich in dra- 
stisch abgeschwächter Form. In den 
Wochen des Kriegs gegen Jugoslawien 
sah ich in den Einkaufsstraßen Men- 
schenmassen, die weder fanatisiert ge- 
gen Serbien pöbelten, noch bedrückt 
waren — sie suchten halt nach günsti- 
gen Angeboten im Sortiment der 
Supermärkte. Die gleichen sachlichen 
Gestalten können Mordphantasien ab- 
sondern, wenn die Stimmung gegen 
„schwarze Dealer“ bei mir im 
Schanzenviertel in Hamburg wieder 
einmal hoch kocht. Beide Charaktere 
vermitteln mir die Einsamkeit von 
Emanzipationsbestrebungen in der 
heutigen Gesellschaft, auch wenn die 
Autonome Antifa gerade wieder ganz 
viele Widersprüche und neue Arbeits- 
felder in hoch brisanten Teilbereichen 
entdeckt. 

Im „Manifest der Kommunis- 
tischen Partei“, dieser großartigen 
Agitationsschrift von Marx und Engels, 
sind Hoffnungen ausgedrückt ( die 
Autoren hielten sie für wissenschaftli- 
che Erkenntnisse), die wir heute ver- 
werfen müssen. Für meinen Zusam- 
menhang sind hier die Prognosen 
wichtig, die ein Verschwinden von re- 
ligiösen, nationalen, rassistischen 
oder auf das Verhältnis der Männer zu 
den Frauen bezogenen Bewusstseins- 
formen vorhersagen. Ich meine Fest- 
stellungen wie: „Die nationalen Ab- 
sonderungen und Gegensätze der 
Völker verschwinden mehr und mehr 
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schon mit der Entwicklung der Bour- 
geoisie“, oder an anderer Stelle: „Je 
mehr die moderne Industrie sich ent- 
wickelt, desto mehr wird die Arbeit 
der Männer durch die der Weiber ver- 
drängt. Geschlechts- und Altersunter- 
schiede haben keine gesellschaftliche 
Geltung mehr für die Arbeiterklasse.“ 
In diesen Feststellungen wird, verein- 
facht ausgedrückt, die Arbeiterklasse 
jeden Tag etwas klüger — auch dank 
der Produktivkraftentwicklung durch 
die Bourgeoisie. Heute können wir 
besser als die Klassiker erkennen, wie 


Phase _ 


tief sich die kapitalistische Produk- 
tionsweise in jeder Faser der Malocher 
einprägt (besonders in Zeiten, da 
Befreiung so unendlich entfernt er- 
scheint). Auch das meint Marcuse, 
wenn er reflektiert, dass (auch das 
„Manifest“) „noch zu sehr dem Begriff 
des Kontinuums des Fortschritts ver- 
haftet war“. Wenn also richtig ist, dass 
„die Integration der Gesellschaft (...) 
die Subjekte immer ausschließlicher 
als Teilmomente im Zusammenhang 
der materiellen Produktion be- 
stimmt, dann setzt die Veränderung 


Bringt in Berlin die Volksfront den Sozialismus 
wieder? Und wen sollen Linke wählen? Wowe- 
reit ist kein Sozialist. Aber das ist Gysi auch 
nicht, und der ist nicht mal schwul. Gremliza 
sagt, was in dieser heillosen Lage zu tun ist. 


KONKRET-Schwerpunkt im Juli: 

© »Das Europa der Stämme«: Jürgen Elsässer 
über die deutsche EU-Reform - »Che kämpft 
um Korsika«: Der französische Widerstand 
gegen Schröders Europa-Pläne - »Der zweite 


 Anschluß«: Die wirtschaftliche Eroberung 


CH 


Österreichs - Osteuropa, die Deutsche Ost- 
Mark. 


e Berlin-Kultur. »Etwas ist hier schiefgelaufen«: 
KONKRET-Interview mit Daniel Libeskind - 
»Die Modernisierung der Identität« - Günther 
Jacob über Pop für die Berliner Republik 


Ein Probeheft kostet 3 Mark (in Postwertzeichen). 

Ein Jahresabo kostet 90 Mark (Studentenabo 72 Mark). 
Bestellungen direkt an KONKRET, 

Ruhrstraße 111, 22761 Hamburg 


Ab sofort im Handel erhältlich 


der technischen Zusammensetzung 
des Kapitals, in den durch die techno- 
logischen Anforderungen des Produk- 
tionsprozesses Erfassten und eigent- 
lich überhaupt erst Konstituierten 
sich fort. Es wächst die organische 
Zusammensetzung des Menschen an. 
Das, wodurch die Subjekte in sich sel- 
ber Produktionsmittel und nicht als 
lebende Zwecke bestimmt sind, steigt 
wie der Anteil der Maschinen gegenü- 
ber dem variablen Kapital.“ 

(Minima Moralia) Wer sich der- 
art selbst getötet hat, seine lebendigen 
Zwecke liquidiert hat, sich diesen 
schmerzhaften Prozess der Entsagung 
auch noch hoch anrechnet, der muss 
fast zwangsläufig von wahnhaftem 
Hass auf alle, in denen er noch Leben 
vermutet, getrieben sein. Ob — was er 
sich nicht erlaubt — auf den lässigen 
Schwarzen, den keine Steuern zahlen- 
den Zigeuner, den ohne Arbeit durch- 
kommenden Juden, den in Saus und 
Braus lebenden Sozialschmarotzer 
projeziert, ob zu Recht oder (meist) zu 
Unrecht,der Hass der Normierten ist 
den Stigmatisierten gewiss. Er kann 
vom Staat scharf gemacht oder ge- 
deckelt werden. Diese Latenz ist es, 
die schaudern lässt. 


Thomas Ebermann 


P.S. Es versteht sich hoffentlich von 
selbst, dass ich mit der hier hervorge- 
hobenen Kategorie des Wahns weder 
alles erklären will noch kann. 

Die Senkung der Lohnneben- 
kosten, geostrategische Optionen und 
Kriege, Rekrutierung benötigter Ar- 
beitskräfte auf dem Weltmarkt, Staa- 
tenbündnisse und Währungsschlach- 
ten sind kühl  kalkulierte 
Notwendigkeiten zur Sanierung der 
Profitrate, zur Verfügung über 
Rohstoffe und Menschenmaterial. 

Wer zu allem, was der markt- 
wirtschaftliche Alltag so bietet, nur 
„Wahnsinn“ zu bemerken weiß, hat 
weniger als die Hälfte begriffen. 


1. Mai Berlin: 


in Kreuzberg [ntv] 


War das nun der Spott skrupelloser 
ChaotInnen ob der alljährlichen Stra- 
ßenschlachten, den die [aab] da über 
hunderte verletzte PolizistInnen aus- 
goss, oder wurde hier die zur Versöh- 
nung gereichte Hand von einem ra- 
senden Innensenator mit dem 
Schlagstock ausgeschlagen? Und — wie 
konnte es soweit kommen? 


Zunächst sollte die BetrachterIn 
ins Bild gesetzt werden. Mit dem oben 
genannten Motto und weiteren wohl 
gesetzten Worten rief die [aab] zur all- 
jährlichen 1. Mai-Demo auf dem 
Kreuzberger Oranienplatz auf, sich zu 
versammeln und das Kapitalverhältnis 
in Gänze aufs Korn zu nehmen. Das 
Motto wurde wohl vom Berliner 
Innensenator E. Werthebach nicht so 
eindeutig genommen, wie es auch 
nicht gemeint war, und vorgeblich auf- 
grund der Auseinandersetzungen der 
letzten Jahre kurzerhand die Demons- 
tration verboten. Dass die nach allge- 
mein geteilter Meinung doch gerade 
von ihm und seinen Schergen ange- 
fangen wurden, verschwieg er ge- 
schickt. Die „Chaoten“, gar nicht faul, 
gingen erfolglos zu Gericht aber ver- 
anstalteten letztendlich doch noch ei- 
ne Demonstration, wenn auch keine 
wie die letzten Jahre. Waren doch ne- 
ben den vertrauten RevolutionärlInnen 
plötzlich viele als Aufrufende versam- 
melt, die am 1. Mai sonst als Teil des 
Problems und nicht der Lösung ver- 
standen wurden, von der PDS bis zu 
den Jusos. Die dort noch herrschende 
Einigkeit, dass ein Demonstrations- 
verbot eines rechten Innensenators 
doch wohl mit der vereinten Kraft al- 
ler Links von ihm am besten beizu- 
kommen sei, teilten einige am Abend 
in Kreuzberg nicht, versuchten sich 
jenseits genehmigter Pfade zu versam- 


Das Ende der Gewalt [aab] - 
Bürgerkriegsähnliche Zustände 


meln... Das Ergeb- 
nis war, wie sollte & 
es anders sein, 
dass die Polizei ihr 
Verbot auch 
durchsetzen woll- 
te — wo kämen wir 
denn dahin-und 
die verbotenen 
DemonstrantlIn- 
nen per Schlag- 
stock mitten hin- 
ein ins von 
Grünen und der PDS organisierte 
Mariannenplatzfest trieb, wo sie dann 
aber trotz einem Dutzend Wasser- 
werfer zwei Stunden lang nicht mehr 
hinterherkam und sehen konnte, wo 
sie blieb. Im Gedächtnis wird wohl 
aber auch besagter Innensenator blei- 
ben, der angesichts der darauf folgen- 
den „schlimmsten Randale seit zehn 
Jahren“ von allen wegen des unschö- 
nen Ergebnis seines Eskalationskon- 
zeptes geprügelt, nur noch lamentie- 
ren mochte, dass jeder geworfene 
Stein das Verbot ja wohl - ganz sicher 
— begründe und er im gleichen Sinne 
fortzufahren gedenke. 


Das muss er nun auch denken, 
will er doch die durch die — im Ver- 
gleich zu anderen Ländern — maß- 
vollen Auseinandersetzungen provo- 
zierte Aufmerksamkeit in seinem 
Sinne zur Verschärfung des Demons- 
trationsrechtes nutzen. Zerknirscht 
bemerkt er, dass nicht — wie alle ande- 
ren Kommentatoren zu bedenken ge- 
ben — das Verbot Ausfluss seines 
„Cäsarenwahns“ und eskalierend sei, 
sondern die ihm zur Verfügung ste- 
hende Waffe des Versammlungsgeset- 


zes noch viel zu stumpf. Wollte ihm 
sein Engagement gegen die Naziauf- 
märsche am Brandenburger Tor und 
die geplante Holocaust-Gedenkstätte 
niemand so richtig abnehmen, weil es 
zu offensichtlich um einen Vorwand 
zur Gesetzesverschärfung ging, jetzt 
wird er zumindest gefragt. So hat er 
das, was er vermutlich mit dem größ- 
ten Polizeiaufgebot in der Berliner 
Nachkriegsgeschichte tatsächlich zu 
verhindern trachtete, letztendlich erst 
geschaffen, um sich der ungeteilten 
Aufmerksamkeit sicher zu sein. 


Denn, wie schon im Aufruf zum 
Tage zu lesen war — Gewalt ist Spekta- 
kel. Nicht nur, weil sie aus der Realität 
bürgerlicher Langweile hervorsticht, 
sondern weil sie an uneingestandene 
Voraussetzungen der bürgerlichen Ge- 
sellschaft erinnert. Gerade weil Gewalt 
immer als Tat des Anderen wahrge- 
nommen wird und die Thematisie- 
rung der eigenen Verstricktheit in 
Gewalt unterbleiben muss, um das zi- 
vilgesellschaftliche Selbst zu stabilisie- 
ren, wird Gewalt zum äußersten Reiz 
und Gegenstand des distanzierten 
bürgerlichen Interesses. So steht sie 
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Hallo, liebe BastelfreundiInnen 
und Antifas! 


Bei der heutigen Ausgabe bin ich mit 
dabei, ein Abschiebeknast- 
Bastelbogen.Ich bin hier so zufällig 
und thematisch unabhängig hinein- 
geraten. 


Aber wo ich nun gerade da bin: 

Mit mir könnt Ihr viele Dinge ma- 
chen. Ihr knnt mich erst einmal zu- 
sammenbauen, mit mir Foltern spie- 
len oder mich halt sprengen. Die 
dazu nötigen Ausrüstungen, liebe 
BastelfreundInnen und Antifas, müs- 
st ihr euch aber selbst besorgen. 
Fangen wir also mit dem Aufbau an. 
Schneidet einfach meine einzelnen 
Bestandteile mit der Schere aus. 


Dann klebt ihr alle Einzelteile inclusi- 
ve Baumgruppe entsprechend den 
Beschriftungen an- und nebeneinan- 
der. 

Wenn ihr das nicht hinkriegt, so habe 
ich mir sagen lassen, solltet ihr die 
Finger von den weiter unten erwähn- 
ten Sylvesterknallern lassen. 


Typischerweise sind meine fiesen 
Verwandten etwas Weiter von 


der nächsten Stadt entfernt im 
Wald gelegen. Daher haben meine 
SchöpferInnen keine Kosten und 
Mühen gescheut, eine 
Baumgruppen-Kopiervorlage (samt 
Unterholz!) zu erstellen. So könnt ihr 
mir ein stilechtes Ambiente verlei- 
hen. 

Ich könnte dann zusammengebaut 
ungefähr so aussehen: 


Serviervorschlag 


Kommen wir nun also zur Sache: 

Ihr könnt wahlweise mindestens ei- 
nen Chinaböller der Klasse D direkt 
im Gebäude 1 plazieren oder auch 
ausgefeiltere Sprengtechniken ent- 
wickeln. Bringt dazu z.B. jeweils ei- 
nen kleineren Sylvesterknaller an 
den statisch entscheidenden Punkten 
an. Die Ladungen alle gleichzeitig zu 
zünden, ist gar nicht so einfach. 
Entweder werdet ihr das wahrschein- 
lich mit Hilfe von mehreren langen 

Z ‚ndschn ‚ren versuchen oder mit 
Hilfe von elektronischen Z ‚ndme- 
chnanismen. Eurer Phantasie sollen 
hier keine Grenzen gesetzt sein. 

Und denkt dran: Baumgruppen wol- 
len mit Liebe ausgeschnitten werden! 
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am Anfang des Spektakels 1. Mai, denn 
die diskursive Fokussierung auf Ge- 
walt macht den Tag in Kreuzberg erst 
zu dem, was er ist - und an ihrem 
Ende, denn das Sinnieren über die er- 
neute Sinn- und Ziellosigkeit der 
Gewalt am 1. Mai kommt so sicher wie 
das Amen in der Kirche. An dem Phä- 
nomen jedoch, dass Worten Aufmerk- 
samkeit geschenkt wird, wenn nur 
skandalöse Bilder dazu laufen, beteili- 
gen sich alle, von den Revoluzzern bis 
zum Innensenator. 


Will man sonst als Gegner all 
dieser Verhältnisse mehr als die un- 
mittelbar Beteiligten erreichen, muss 
die Kritik schon an einem Gegenstand 
festgemacht werden, der in irgendei- 
ner Weise anschlussfähig an den herr- 
schenden Diskurs ist, muss eine Saue- 
rei skandalisieren, das Bestehende 
verbessern, Alternativen aufzeigen 
wollen — kurz: Politik, die Kunst des 
Möglichen, betreiben. Bei aller Sympa- 
thie bleibt ein solches Tun nur die 
Suche nach alternativen politischen 
Formen zur besseren Verwaltung des 


Kapitalismus. All dieses konstruktive 
Mitmachen ist am 1. Mai nicht vonnö- 
ten. Gerade die Kritik am sinnlosen 
Ritual, dem all das nicht untergescho- 
ben werden kann, geht knapp am Ziel 
vorbei, ist der 1. Mai doch „sinnent- 
leert im besten Sinn“, ist eine Absage 
an Sinnstiftung für Volk und Nation, 
Arbeit und Kapital. Er kann weder ein 
Subjekt benennen, das nur noch zu 
sich kommen muss, noch einen Kon- 
flikt im Hier und Jetzt, an dem er an- 
setzen kann. Leider lässt sich nichts 
mehr Vorhandenes finden, das den 
Weg zum Reich der Freiheit weist. Der 
einzige haltbare Standort ist der der 
Standortlosigkeit, die destruktive Kri- 
tik, die am schlechten Dasein nichts 
verbessern will, und das einzige An- 
liegen das der Überwindung des Kapi- 
tals als gesellschaftliches Verhältnis. 
Das kann nicht auf Sympathie selbst 
beim geneigtesten Demokraten sto- 
ßen, denn mit bürgerlicher Vernunft 
ist es nicht zu begreifen und muss den 
Apologeten einer irrationalen Gesell- 
schaft als unsinnig erscheinen. Politik 
lässt sich damit jedenfalls nicht betrei- 
ben. 


Als wollte das Schicksal dem 
Autor ein Schnippchen schlagen, war 
der 1. Mai dieses Jahr sogar hochpoli- 
tisch, wenn auch anders, als es wohl 
die linken KritikerInnen seiner „Ent- 


politisierung“ verstanden haben woll- 
ten. War er doch sogar parteipolitisch 
brisant, als es auf einmal die parla- 
mentarische Opposition in Person von 
Angela Marquardt war, die sich hier 
dem Verbot der Demonstration entge- 
genstellte. Viele, die sich letztes Jahr 
noch, ganz unabhängig, die Repoliti- 
sierung des 1. Mai vorgenommen hat- 
ten, rieben sich die Augen ob der 
Geister, die sie gerufen hatten. Das 
Thema der stattgefundenen Demons- 
tration, der Streit um die Möglichkeit 
einer legalen Opposition, war evident 
politisch. Was hier verhandelt wurde, 
war die Verwaltung der Demokratie, 
nicht ihre Überwindung. Deswegen 
hatte die Demonstration auch wenig 
mit dem 1. Mai zu tun, wie er sein soll: 
negativ, kritisch und damit revolu- 
tionär. 


Zu hoffen bleibt, dass der 
lobenswerte Einsatz derer, die auf De- 
mokratie und Bürgerrechte setzen 
und dafür ihren Kopf hinhielten, er- 
folgreich gewesen ist und sie sich 
selbst für den nächsten 1. Mai über- 
flüssig gemacht haben. Auf dass er wie- 
der werde, was er ist: Ein für die bür- 
gerliche Rationalität unverständliches 
Unterfangen. Wie der Kommunismus. 


postpunk@krawalltourist.mil 
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Die Offensive des deutschen Staats- 
antifaschismus hat ein „antirassisti- 
sches“ Pendant. Weil sich die aggressi- 
ve Abwehr alles Nichtdeutschen als 
ökonomisches und bevölkerungspoli- 
tisches Hemmnis erweist, geraten 
einstmals festgefahrene politische 
Positionen zu Staatsbürgerschaft und 
Einwanderung in Bewegung. Deutsch- 
land einig Einwanderungsland, so lau- 
tet es von CSU bis B'90/Die Grünen. 
Doch was den einen nur eine ökono- 
mische Notwendigkeit und den ande- 
ren auch noch ein multikulturelles 
Verlangen ist, bleibt nicht unwider- 
sprochen. Auch wenn die militante- 
sten Teile der völkischen Bewegung 
repressiv auf Flüsterlautstärke gehal- 
ten werden, ihr zum Massenansatz tau- 
gender Wille zur Verteidigung einer 
homogenen deutschen Bluts- und Kul- 
turgemeinschaft bleibt in der Gesell- 
schaft nicht repräsentationslos. In je- 
der Debatte um das Selbstverständnis 
der Nation finden sich zuhauf eta- 
blierte parteipolitische und mediale 
Instanzen, die das militante und ge- 
mäßigte rassistische Potential versöh- 
nen und in den Bereich wirkungs- 
mächtiger Politik lenken. 
Demgegenüber, ob nun aus 
Überzeugung oder aus Pragmatismus, 
auf die Versprechungen der Zivil- 
gesellschaft zu vertrauen, ist keine lin- 
ke Perspektive. Die Einteilung der 
Menschen nach ökonomischen Nütz- 
lichkeitserwägungen, greift die völki- 
sche Hierarchisierung nicht grundsätz- 
lich an. Sicher, in der Zivilgesellschaft 
können sich die Nichtdeutschen den 
Wert, der ihnen das Überleben sichert, 
wenn nicht eine Horde Nazis dazwi- 
schen kommt, durch ihr besonderes 
Potential an Ausbeutungsfähigkeit be- 
weisen. Doch weil durch diesen 
Zwang die Ungleichheit nur einen an- 
deren Ausdruck erfährt, taugt er nicht 
als antirassistisches Argument. Viel- 
mehr wird über die Projektion der 


RassistInnen auch daraus noch ein 
Beispiel für die Übervorteilung der 
„Fremden“ oder aber die amtliche Be- 
stätigung einer ontologischen Diffe- 
renz und kann sich in dumpfen Hass 
entladen. 

Nichtsdestotrotz macht die Ent- 
wicklung unter Rot/Grün deutlich, 
dass die rassistische Ordnung wandel- 
bar ist. Sie kann sowohl durch libera- 
le als auch durch rigide Migrations- 
politiken aufrechterhalten werden. Sie 
kann sich im rassistischen Straßen- 
terror und/oder als institutionelle Dis- 
kriminierung ausdrücken. 

Gerade die Kritik am Rassismus 
muss sich diese Entwicklungen, Wi- 
dersprüche und Überschneidungen 
vergegenwärtigen. Nicht nur um ihr 
Anliegen transparent und verständ- 
lich, sondern um Widerstand möglich 
zu machen. 

Kritik und Widerstand müssen 
die Ebene der Politik, die Gesetzes- 
vorhaben im Asyl- und Migrations- 
bereich, die Realität der Ausgrenzung 
von Flüchtlingen, die Konstruktion 
von Illegalität und ihre Wirkungen, die 
rassistische Arbeitsmarkt-, Abschot- 
tungs-, Kontrollpolitik, die Steuerung 
von Migrationsbewegungen und eini- 
ges mehr als Ausgangspunkt haben. 
Sie dürfen aber auch nicht vor den sich 
durch die ge- 
samte Gesell- 
schaft 
ziehenden rassi- 
stischen Über- 
zeugungen und 
Bildern Halt 
machen, die 
erst den repres- 
siven und legiti- 
matorischen 
Charakter aus- 


machen, dem die als Nichtdeutsche 
identifizierten tagtäglich ausgesetzt 
sind. 

Für linksradikale antirassisti- 
sche Politik und für die Selbstorgani- 
sierungsansätze von MigrantInnen 
folgt aus dieser Konstellation, die auch 
heute noch mit dem Begriff des rassi- 
stischen Konsens gefasst werden kann, 
jedes Mal aufs Neue die Notwendig- 
keit strategischer Überlegungen über 
die Adressaten und die Bedeutung der 
symbolischen Politik. 

Die Rubrik „enemy country“ soll 
also nicht nur dem, was ist, auf die 
Spur kommen, sondern wird sich mit 
den Konstitutionsbedingungen des 
Widerstandes, seinen bisherigen Feh- 
lern und Problemstellungen auseinan- 
dersetzen. Dass dabei den Gruppen, 
die sich aktiv an einer solchen Wider- 
standsperspektive beteiligen, auch das 
Wort gegeben werden soll, versteht 
sich von selbst. 

Das Ziel ist klar. Die rassisti- 
schen Verhältnisse gehören kritisiert, 
angegriffen, abgeschafft. Die notwen- 
dige Strategiediskussion in dieses Heft 
zu holen, das ist Aufgabe von phase 
zwei! 
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Noch immer beackern Antifa- 
und Antira-Gruppen zwei Poli- 
tikfelder, die sich kaum vonein- 
ander trennen lassen. Doch vor 
dem naheliegenden Schulter- 
schluss liegt die Diskussion der 
verschiedenen Ansätze, die die 
Praxis der letzen Jahre 
bestimmten. 


Rückblick 


Als Anfang der 90er Jahre das neue 
großdeutsche Projekt immer deutli- 
cher seine Konturen erkennen ließ, 
wurde dies für einen Teil der autono- 
men Linken zum entscheidenden Im- 
puls eines gleichermaßen antifa- 
schstischen und antirassistischen 
Widerstandes. In ihren Analysen und 
Aktionsformen vereinen die Gruppen, 
was sich erst später in Antira und 
Antifa trennen soll. Als Reaktion auf 
den rassistischen Alltag und seine mör- 
derischen Pogrome erweitert sich zum 
einen das gesellschaftsanalytische Ver- 
ständnis — es ist erstmals vom Rassis- 
mus der Bevölkerung die Rede —, zum 
anderen rücken Flüchtlinge, die von 


Nazis überfallen und vom Staat abge- 
schoben werden, mehr in den Mittel- 
punkt des Interesses. Damit verschiebt 
sich allerdings auch die Wahrneh- 
mung von Migration und Migrant- 
Innen. Bei den Fahrwachen vor den 
Flüchtlingsheimen und bei der Unter- 
stützung in asylrechtlichen Fragen 
werden die Flüchtlinge weniger als 
Subjekte wahrgenommen, die auf- 
grund ihrer poli- 
tischen Überzeu- 
gung flüchten 
mussten oder als 
Armutsflüchtlin- 
ge die „soziale 
Revolte in die 
Metropole tra- 
gen“, sondern 
mehr als Objekte 
und Opfer, die 
Hilfe benötigen, 
um den Frontal- 
angriff von Staat 
B und Bevölkerung 
| abwehren zu 
können. 


Ab 1993 sorgt die per Wahlakt 
oder mittels militanter Politik legiti- 
mierte Institutionalisierung des Rassis- 
mus für erste Desillusionierung im 
Hinblick auf die Erfolgschancen einer 
linken antirassistischen Perspektive. 
Die De-facto-Abschaffung des Asyl- 
rechtes konnte nicht gestoppt werden, 
die politischen Rahmenbedingungen 
haben sich dadurch erheblich ver- 
schlechtert, weitere Gesetzesverschär- 
fungen tun in Folge ihr übriges. 

In der Zeit, in welcher sich der 
Staat das Monopol auf die rassistische 
Ordnung zurückholt, indem Nazis und 
pogromwütige Bevölkerungsteile ent- 
weder mit Repression diszipliniert 
oder mittels Lichterketten gezähmt 
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werden, entwickeln sicher immer stär- 
ker Gruppen mit antifaschistischer 
oder antirassistischer Ausrichtung aus- 
einander. Infolgedessen wenden sich 
nun Antifas in erster Linie gegen Nazis 
und ihre Strukturen, die immer klei- 
ner werdenden Antira-Gruppen be- 
schäftigen sich fast ausschließlich mit 
dem staatlichen Rassismus. Die Arbeit 
wird professionalisiert und z.T. insti- 
tutionalisiert. Mensch begibt sich in 
das weite Feld der Flüchtlingssozial- 
arbeit - um da nicht mehr heraus zu 
kommen. Erst Mitte der 90er Jahre gibt 
es wieder Ansätze, antirassistische 
Arbeit auf ein breiteres Fundament zu 
stellen. Als bundesweite Events eta- 
blieren sich die alljährlichen Demons- 
trationen gegen die Abschiebeknäste 
und die Grenzcamps. Die Kampagne 
„kein mensch ist illegal“ schafft es, 
durch Bündelung von Gruppen aus 
verschiedenen politischen Spektren 
und innovative Aktionsformen, die 
Gesellschaft mit antirassistischen 
Standpunkten zu konfrontieren. Sie 
stellt bislang den einzigen bundeswei- 
ten Aktions- und Diskussionszusam- 
menhang für linke antirassistische 
Gruppen dar, der allerdings recht lo- 
se und unverbindlich strukturiert ist. 


In den letzten Jahren beschäf- 
tigten sich etliche Antira-Gruppen mit 
der Unterstützung illegalisierter Mi- 
grantInnen, was wiederum die alten 
Debatten über Arbeitsmigration aufle- 
ben ließ. Darüber hinaus kam die 
Selbstorganisierung von MigrantInnen 
(the voice, Karawane für die Rechte 
der Flüchtlinge und MigrantInnen) in 
den letzten Jahren voran, zu der sich 
auch die deutschen Antira-Gruppen 
verhalten müssen. Im Gegensatz zu 
den Anfängen der Antira-Bewegung 
kommt es heute aber kaum zu einer 
gemischten Organisierung, sondern 
mehr zu einer engen Zusammenarbeit 
der getrennt organisierten Gruppen. 


Sand oder Öl, Revolution oder 
Quark - Revolutionärer An- 
spruch oder systemimmanente 
Abfederung rassistischer Politik 


Bis Anfang der 90er herrschte in 
der antirassistischen Linken ein ver- 
klärender Blick auf die Migrations- 
bewegungen vor. Flüchtlinge wurden 
als „revolutionäres Subjekt“ entdeckt, 
die als Ersatz für eigene Revolutions- 
träumereien, die allerdings aufgrund 
der eigenen Integration ins bestehen- 
de System nicht verwirklicht werden 
sollten, herhalten mussten. Diese 
Träume zerplatzten allerdings recht 
schnell an der bundesdeutschen Rea- 
lität. Antirassistische Praxis begnügte 
sich in Folge mit dem Backen kleiner 
Brötchen. Oft war die Betätigung sich 
als links verstehender Antira-Gruppen 
von der bürgerlicher Flüchtlingsorga- 
nisationen nicht mehr zu unterschei- 
den, mal abgesehen von der 
radikaleren Rhetorik und der unpro- 
fessionelleren Arbeitsweise. Erst mit 
dem Aufflackern von bedeutenden 
Flüchtlingsprotesten in anderen eu- 
ropäischen Ländern (z.B.: Sans Papiers 
in Frankreich) keimten wieder leise 
und geläuterte Hoffnungen auch in 
der bundesdeutschen Antira-Szene. Es 
werden Überlegungen angestellt, in- 
wieweit sich soziale Proteste der 
Marginalisierten in der Gesellschaft 
(MigrantInnen, Obdachlose, Behin- 
derte etc.) zusammenführen lassen. 

Nichtsdestotrotz bleibt zu kon- 
statieren, dass von dem linken An- 
spruch der antirassistischen Gruppen 
nicht viel nach außen dringt. Viele 
Gruppen konstatieren zwar, dass ihre 
praktische Arbeit eher der Stabilisie- 
rung der herrschenden Verhältnisse 
dienlich ist, indem z.B. in der antiras- 
sistischen Sozialarbeit Spannungsver- 
hältnisse gemildert werden, wissen je- 
doch nicht, wie sie diesem Dilemma 
entkommen können und machen des- 
wegen mangels Alternativen weiter 
wie bisher. 

Natürlich muss antirassistische 
Praxis mit dem Gegebenen vorlieb 
nehmen, und Politik ist immer in einer 
gewissen Art und Weise Realpolitik. 
Allerdings darf dabei der linksradikale 
Anspruch nicht aus den Augen verlo- 


ren werden. Das heißt für uns zum ei- 
nen, dass bei den Aktionen der Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit dies immer 
mit thematisiert werden muss und 
nicht etwa aus taktischen Gründen 
darauf verzichtet werden darf, darauf 
hinzuweisen, dass wir nicht Kritik an 
Auswüchsen des Systems, sondern am 
System als solchen haben. Zweitens 
müssen sich die Gruppen der Verant- 
wortung stellen, ihre Praxis ständig zu 
reflektieren und Perspektiven zu ent- 
wickeln, die vor den eigenen An- 
sprüchen Bestand haben. Zum dritten 
sind Voraussetzungen zu schaffen, die 
dafür sorgen, dass der linke Anspruch 
nicht zu kurz kommt. Dazu dient ne- 
ben der Struktur der eigenen Gruppe, 
die Mechanismen entwickeln muss, 
der Sozialarbeitsfalle zu entkommen, 
auch der positive Bezug auf eine links- 
radikale Bewegung. 


50 ways to make: Sozialarbeit 


Viele linke antirassistische 
Gruppen erklären es als Vorausset- 
zung ihrer Arbeit, Kontakt zu Flücht- 
lingen zu haben. Das mag auf den er- 
sten Blick einleuchtend klingen, 
schließlich geht es ja um Flüchtlinge. 
Allerdings hat die Sache einen theore- 
tischen und zwei praktische Haken. 
Rassismus ist in erster Linie nicht ein 
Problem der Flüchtlinge (in dem 
Sinne, dass sie das Problem darstellen 
oder dafür verantwortlich wären), son- 
dern der Deutschen. D.h. antirassisti- 
sche Politik heißt nicht per se Politik 
für Flüchtlinge und MigrantInnen, 
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sondern gegen Deutsche bzw. deren 
Rassismus, gegen deutsche Behörden 
und deren Asylpolitik usw. Natürlich 
ist auch dafür gut zu wissen, was ge- 
nau vor sich geht, wer wie von Rassis- 
mus betroffen ist. Unter diesen Um- 
ständen wäre der Kontakt zu den 
Flüchtlingen allerdings lediglich Mittel 
zum Zweck und nicht Selbstzweck — 
und somit zwar manchmal sinnvoll 
aber keineswegs erforderlich. 

Die beiden praktischen Haken 
dagegen werden auch von den anti- 
rassistischen Gruppen konstatiert, al- 
lerdings bleiben dies meist Lippen- 
bekenntnisse ohne Auswirkungen auf 
die Praxis: Der Kontakt zu Flücht- 
lingen, der sich meist in Form von 
Sozialarbeit abspielt, hilft, staatliche 
Härten zu glätten bzw. Lücken staatli- 
cher Politik durch unbezahlte Arbeit 
zu füllen und somit einen Beitrag der 
„Zuckerbrot- & Peitsche“ Taktik zu lei- 
sten. 

Diese Arbeit findet von Seiten 
der Behörden sogar des öfteren (in)of- 
fizielle Anerkennung. Ein weiteres 
Manko der antirassistischen Sozialar- 
beit ist, dass sie meist alle (zeitlichen, 
finanziellen) Ressourcen der Gruppe 
auffrisst. Selbst Gruppen, die mit dem 
Anspruch angetreten sind, den Kon- 
takt zu Flüchtlingen nur zu nutzen, um 
Informationen für die politische Arbeit 
zu gewinnen, versinken recht schnell 
in der Einzelfallhilfe und kommen zu 
nichts anderem mehr. 

Einige antirassistische Gruppen 
behaupten sogar, die Sozialarbeit wä- 
re schon ein politisches Ziel an sich, 
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denn sie sorgt dafür, dass einige 
Flüchtlinge dann doch hier bleiben 
können oder mehr Geld bekommen 
etc., was ja von Seiten des Staates mit 
aller Kraft verhindert würde. Der anti- 
rassistischen Sozialarbeit wird dann 
nach dem Motto „der Staat will Migra- 
tion verhindern, wir tricksen ihn aus“ 
ein subversiver Gehalt zugeschrieben. 
Ein Beratungserfolg wird so zum 
Schlag gegen den Staat. Wir sind da 
skeptisch: Sollte hier jemand wegen 
einer guten Beratung z.B. nicht abge- 
schoben werden, dann wird halt je- 
mand anders an anderer Stelle mehr 
abgeschoben. Andererseits wäre es 
natürlich zynisch und nicht zu vertre- 


ten, zu fordern, die Flüchtlingssozial- 
arbeit sollte eingestellt oder gar be- 
kämpft werden - in der Hoffung, dass 
sich dann irgendwelche Verhältnisse 
zuspitzen würden. Daran glauben wir 
nicht. Sehr wohl denken wir aber, dass 
linke antirassistische Gruppen ihre 
Finger davon lassen sollten. Es wäre 
die Aufgabe der antirassistischen 
Gruppen, zum einen darauf zu drän- 
gen, dass Sozialarbeit von Seiten des 
Staates (wo es in seinen Verantwor- 
tungsbereich fällt und er es auch nicht 
schlechter machen würde als wir) oder 
liberalen Flüchtlingshilfsorganisatio- 
nen geleistet wird. Zum anderen soll- 
te ein guter Kontakt mit den bürgerli- 
chen Beratungsstellen gepflegt 
werden, um an alle relevanten Infor- 
mationen und Kontakte zu Flücht- 
lingen zu gelangen. Von linker Seite 
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sollte kein Kontakt zu Flüchtlingen 
nur wegen ihres Flüchtlingsstatus ge- 
sucht werden, sehr wohl aber zu de- 
nen, deren politische Ansichten geteilt 
werden oder zumindest, wo es das ge- 
meinsame Interesse gibt, gegen rassi- 
stische Politik vorzugehen. In diesem 
Fall finden Menschen also aufgrund ih- 
rer politischen Aktivitäten zusammen 
und nicht zum Zweck der Beratung. 
Ganz klar ist, dass jenen Migrant- 
Innen, mit denen politisch zusammen- 
gearbeitet wird, auch in rechtlichen 
und sozialen Fragen geholfen werden 
muss — nur ist das dann keine 
Sozialarbeit, sondern Solidarität. 


Lufttransaction Special 


Nadel im Nadelhaufen versus 
Reiht euch ein! - Bevölkerung 
angreifen oder aufklären? 


Zu Beginn der 90er Jahre waren 
antirassistische Gruppen die ersten, 
die in ihren Analysen von einem rassi- 
stischen Konsens sprachen und die 
Linke für ihre Ignoranz gegenüber 
dem Rassismus in der Bevölkerung 
oder gar der Inschutznahme der „ma- 
nipulierten, fehlgeleiteten“ Bevölke- 
rung kritisierten. Mit dem Aufkommen 
der Antinationalen/Antideutschen ge- 
rieten die AntirassistInnen allerdings 
ins Hintertreffen. Sie waren nicht 
mehr die VorreiterInnen, andere be- 
schäftigten sich jetzt mit dem „Volk“ 
und die entsprechenden Gruppen 
wendeten sich ganz der „eigentlichen“ 
Aufgabe, dem staatlichen Rassismus, 
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zu. Die antideutsche Kritik an der 
Linken ging an den antirassistischen 
Gruppen recht spurlos vorüber, sie 
sorgte maximal für einige Verunsiche- 
rung, aber kaum für Diskussionen. 
Das ist umso verwunderlicher, da die- 
se auch massiv von Migrantinnen- 
gruppen vorgetragen wurde. Wahr- 
scheinlich fühlten sich gerade die 
AntirassistInnen entweder persönlich 
angegriffen oder immun gegen Kritik, 
da sie ja genau die waren, die für sich 
in Anspruch nahmen, antirassistisch 
zu sein. Eine Rezeption der antideut- 
schen und antinationalen Thesen hät- 
te allerdings der Antira-Szene helfen 
können, ihr Verhältnis zur Bevölke- 
rung stärker zu problematisieren. Dies 
ist diffuser als noch vor zehn Jahren. 
Auf jedem Grenzcamp werden große 
Diskussionsrunden zu dieser Frage 
einberufen, und Aktionen, die angrei- 
fen und aufklären, liefern sich einen 
fairen Wettstreit, ein Ende der Debatte 
ist allerdings noch nicht abzusehen. 

Der Blick auf die deutschen 
Zustände rechtfertigt unserer Mei- 
nung nach bis heute die Verwendung 
der Kategorie „rassistischer Konsens“. 
Zum einen weil sie immer noch die 
große Einigkeit beschreibt, wenn von 
den Konservativen bis zur politischen 
Mitte Menschen in Deutsche und 
Nichtdeutsche unterschieden und da- 
nach qualifiziert werden. Zum ande- 
ren, weil der Begriff eine politische 
Polarisierung betreibt, hinter der die 
radikale Ablehnung von Rassismus 
steht — egal ob er als zivilgesellschaft- 
liche oder aggressiv völkische Variante 
erscheint. Erst diese Polarisierung, die 
sicherlich nicht jede Lebenssituation 
analytisch richtig und umfassend be- 
schreibt, ermöglicht aber eine Orien- 
tierung in einer politischen Wirklich- 
keit, die davon gekennzeichnet ist, 
dass außer ein paar strammen Kame- 
raden alle den Vorwurf, rassistische 
Politik zu betreiben, weit von sich wei- 
sen würden. 

Ist so einerseits klar, dass eine 
ausschließliche Wendung nur gegen 
die staatlichen Formen der rassisti- 
schen Ordnung zu kurz greift, darf ei- 
ne realistische Sicht auf den hohen 
Legitimationsgehalt rassistischer Poli- 
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tik in Deutschland aber nicht dazu 
führen, die Hände resignierend in den 
Schoß zu legen. Vielmehr gilt es dann, 
in Bündnissen, bei der Öffentlich- 
keitsarbeit, bei Angriff und Agitation, 
die eigene Position immer deutlich zu 
benennen, um einen Anschluss mög- 
lich zu machen. D.h. aber auch, sich 
von sozialromantischen Vorstellungen 
zu verabschieden, dass sozial deklas- 
sierte Deutsche BündnispartnerInnen 
bei Flüchtlingskämpfen werden könn- 
ten — nicht, dass das verwerflich wäre, 
es ist einfach unrealistisch. 


Arbeit, Arbeit, Arbeit - 
Arbeitsmigration und politische 
Flüchtlinge 


In der antirassistischen Öffent- 
lichkeitsarbeit wird oft mit extremen 
Einzelfällen hantiert. Mag dies takti- 
sches Kalkül sein, weil anders keine 
Aufmerksamkeit erlangt werden kann, 
so hat es auf lange Sicht sowohl in den 
eigenen Kreisen als auch in der öf- 
fentlichen Wahrnehmung fatale Fol- 
gen. Denn immer mehr setzt sich das 
Bild fest, dass die Extremfälle Aus- 
nahmen von einer alltäglichen Praxis 
wären, die umso mehr Absolution er- 
hält, je mehr Betonung auf der Beson- 
derheit des jeweiligen Einzelfalles 
liegt. Aber die Ausnahmen sind keine 
Ausrutscher, sondern normaler Be- 
standteil rassistischer Politik. Schwer- 
wiegender ist aber der Fehler, dass im 
Mittelpunkt des antirassistischen In- 
teresses oft nur der politische Flücht- 
ling steht. 

Allerdings spielt das Attribut 
„politisch“ keine Rolle bei der Zusam- 
menarbeit mit den Flüchtlingen, d.h. 
es finden kaum politische Auseinan- 
dersetzungen mit den MigrantInnen 
statt. Vielmehr orientiert sich dieser 
Begriff an der staatlichen Vorgabe, 
nach der nur politische Flüchtlinge 
Asylrecht genießen. Doch diese Vor- 
stellung wird immer obsoleter. Zum 
einen wissen viele politische Flücht- 
linge, dass ihnen das heutige Asylrecht 
keinen Schutz gewähren kann. Zum 
anderen — und das ist viel entschei- 
dender - fällt der Großteil der Flücht- 
linge und MigrantInnen in der BRD 


nicht unter die Kategorie „politisch“, 
egal, ob die staatliche oder eine wie 
auch immer aussehende eigene Defi- 
nition Verwendung findet. Diese Mi- 
grantInnen sind aber gleichfalls von 
rassistischen Gesetzen, Behörden und 
Bevölkerung betroffen. Und gemäß 
der alten Forderung „Offene Grenzen 
für alle“ gilt es, sich für sie genauso 
einzusetzen wie für politische Flücht- 
linge. Wie schon im obigen Abschnitt 
beschrieben, kann die permanente 
Betonung von politischen Fluchtur- 
sachen, Bürgerkriegen etc. dazu 
führen, dass alle anderen Flüchtlings- 
gruppen, die die Kriterien nicht er- 
füllen, am Ende noch schlechter da- 
stehen. 

Eine Beschäftigung mit der Ar- 
beitsmigration ist aber auch unter ana- 
Iytischen Gesichtspunkten wichtig. 
Während kein Staat daran ein wirkli- 
ches Interesse hat, sich politische 
Flüchtlinge als solche ins Land zu ho- 
len, gibt es sehr wohl ein staatliches 
Interesse daran, für die Wirtschaft eine 
gezielte Einwanderung von Arbeits- 
kräften zu fördern und zu regulieren. 
Dies hat Auswirkungen auf die Pers- 
pektiven antirassistischer Praxis, die 
nicht vernachlässigt werden dürfen. 
So ist die zunehmende Illegalisierung 
von MigrantInnen oder die Anwer- 
bung von qualifizierten Arbeitskräften 
für die IT-Branche nicht Ausdruck für 
eine repressive Politik gegen Flücht- 
linge oder ein Schritt in die „multikul- 
turelle Erlebnisgesellschaft“, sondern 
beides der Versuch, gute Rahmen- 
bedingungen für Verwertungsinteres- 
sen der deutschen Wirtschaft zu schaf- 
fen. Genau an diesem Punkt würden 
sich auch gute Anknüpfungspunkte 
für eine antikapitalistische Kritik aus 
antirassistischer Perspektive ergeben. 

Bis auf wenige Ausnahmen gibt 
es dazu unserer Meinung nach zu we- 
nig Auseinandersetzung und Überle- 
gungen innerhalb der antirassisti- 
schen Szene. 


but now? together! 


Ein linksradikaler Antirassismus 
muss gesellschaftskritisch sein: Rassis- 
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mus ist ein Teil der bestehenden ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse. Ohne 
diese anzugreifen, bekämpft antirassi- 
stische Arbeit nur die Symptome, nicht 
aber den Rassismus selbst. An dieser 
Stelle liegt die Schnittstelle von Antifa 
und Antira. 

Ihr gegenseitiger Bezug wird in 
dem Maße wachsen, wie beide Be- 
reiche ihr Handlungsfeld nicht mehr 
als reine Jagd auf Nazis bzw. als Unter- 
stützung von Flüchtlingen gegen staat- 
lichen Rassismus begreifen. Wenn die 
gesellschaftlichen Grundlagen zur 
Sprache kommen, auf denen sich eine 
Nazibewegung entwickeln kann und 
ein mörderisches Abschiebesystem 
funktioniert, wird offenbar, dass das 
eine Gebiet nicht ohne das andere aus- 
kommt. 

Bisher wurde in den entspre- 
chenden Antifa-Aufrufen der letzten 
Jahre die Bedeutung der rassistischen 
Politik und des rassistischen Konsens 
meistens nur benannt und als abge- 
trenntes Arbeitsfeld begriffen, dem sel- 
tener konkrete Politik gewidmet 
wurde. Ähnlich thematisierten die 
OrganisatorInnen und Teilnehmer- 
Innen der antirassistischen Grenz- 
camps immer auch die Bedeutung fa- 
schistischer Aktivitäten für Flüchtlinge 
und antirassistische Arbeit sowie die 
Zusammenarbeit zwischen staatlichen 
Institutionen und Bevölkerung mit. 
Eine gemeinsame Analyse- und Strate- 
giediskussion gab es nicht. Dies zu än- 
dern, ist derzeit die dringendste Auf- 
gabe. 


Antirassismus-AG des BgR/Leipzig. 
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Beim ersten Grenzcamp in Rothen- 
burg ’98, an der Grenze zu Polen, war 
das Hauptthema die Festung Europas, 
denn der Brennpunkt der Illegalisie- 
rung war nach der Gesetzesänderung 
’93 die Grenze. Die strategische Be- 
deutung des Camps lag an der Thema- 
tisierung der bundesrepublikanischen 
Praxis des BGS und anderer staatlicher 
Institutionen wie z.B. die Strafverfol- 
gungsbehörden. Es war die Hochzeit 
der Kriminalisierung von Taxifahrer- 
Innen, die des Schleusens bezichtigt 
wurden. Das Thema Fluchthilfe war 
damit in den Vordergrund gerückt. 
Aber auch die Denunziationspraxis 
der Bevölkerung entlang der Grenzen 
wurde attackiert. Wichtig war uns die 
Zusammenarbeit und die Unterstüt- 
zung von Gruppen vor Ort und diese 
funktionierte sehr gut und wirkt bis 
heute. Die Ostgrenze war aber auch 
noch aus einer anderen Sicht eine 
Herausforderung: Fast alle sagten, 
dort kann mensch nicht campen, das 
ist zu gefährlich. Linke Freiräume zu 
schaffen, wenn auch nur temporär, 
war von daher das erklärte Ziel. Des 
weiteren wurden durch das Camp ver- 
stärkt Kontakte in die benachbarten 
östlichen Länder aufgebaut. Aus die- 
sem Konglomerat entstand der Impuls 
für weitere Camps innerhalb Europas, 
z.B. an der polnischen Ostgrenze. Das 
erste Camp war für uns ein so großer 
Erfolg (auch wenn es medienmässig 
nur lokal aufgegriffen wurde und der 
Medienhype erst beim dritten Camp in 
Forst stattfand), dass ein zweites folg- 
te. 


Politische Wirkung nach „in- 
nen“ 


Hatte das Camp in Rothenburg 
anfangs noch einen stark improvisier- 
ten Charakter, was die Debattenkul- 
tur, aber auch die Infrastruktur betraf, 
wurde das Infrastrukturelle immer 
besser und der „Freiraum“ Camp er- 
hielt zunehmend die Bedeutung von 
experimentellem Raum. Nach dem 
Scheitern von revolutionären Umwäl- 
zungen in Vietnam und in Nicaragua 
fehlten uns Linken Projektionsflächen, 
auf denen wir schauen können, wie 
andere versuchen, Utopien von Ge- 
sellschaftsmodellen umzusetzen. Viele 
reisten deswegen dahin, andere ver- 
suchten dies hier im Kontext von 
Groß-Kommunen oder im Rahmen 
der Alternativbewegung — wobei größ- 
tenteils die direkte Konfrontation zum 
gesellschaftlichen System fehlte. Auf 
den Camps ist zumindest im Mikrokos- 
mos für neun Tage beides möglich: in 
Konfrontation zu stehen und zu pro- 
bieren, wie Zusammenleben funktio- 
nieren kann, wie Entscheidungen ent- 
stehen und umgesetzt werden, wie mit 
Verschiedenheit umgegangen wird. 
Die Streitkultur nahm von Camp zu 
Camp zu. 98 gab es noch zwei, zeitlich 
versetzte Camps: eines von Frau- 
en/Lesben und ein gemischtes, in dem 
es keinerlei Debatten z.B. über Sexis- 
mus gab. Seit Zittau ’99 verdichteten 
sich die Konflikte und führten aufdem 
Forster Camp dazu, dass eine heftige 
Auseinandersetzung über den 
Zusammenhang bzw. das mögliche 
Ineinandergreifen von Sexismus und 
Rassismus geführt wurde. Die Debat- 
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Grenzcamps - Kontaktaufnahme zwischen Aufklärung, 
Vermittlung, Provokation und politischer Intervention 


tenkultur verlief innerhalb von AGs 
wie auch auf Plena mit Hunderten von 
Leuten. Zwar Der gibt es bei Kon- 
gressen ebenfalls Diskussionen im 
großen Rahmen, aber dort bleibt ein 
Diskurs ohne zwingende Folgen, im 
Gegensatz zu den Camps. Das macht 
ein Camp so spannend. Es ist auch ein 
Ort, um Gesellschaftlichkeit zu den- 
ken, also nicht nur, wo ist das nächste 
Nazinest oder wo findet die nächste 
Abschiebung statt, die es zu verhin- 
dern gilt. Die Grenze des Experiments 
ist allerdings dort gegeben, wo außer 
einem Auftanken — dem Erleben einer 
Gegenmacht — den Rest des Jahres 
nicht viel folgt. Innerhalb des Vorbe- 
reitungskreises existiert bundesweit 
eine gewisse gleichbleibende, verbind- 
liche Struktur, was einer Art Organisie- 
rung gleicht, denn diese Struktur ist 
zum Teil auch auf anderen Events an- 
zutreffen — sei es beim Castor oder 
demnächst in Genua. Die Campidee 
ist aus dem Zusammenhang „kein 
Mensch ist illegal“ heraus geboren 
worden, wobei diese Struktur anfangs 
dezentral war und sich erst mit den 
Camps und der Lufthansakampagne 
bundesweit vernetzte. Aber auch im 
Rahmen der Camps fehlt die Erweite- 
rung, zu einer politisch-sozialen Bewe- 
gung werden zu wollen, von der das 
Grenzcamp ein Teil ist und nicht wie 
momentan ein herausragendes Mo- 
ment des Jahres bleibt. 


Politische Wirkung 
- nach „außen“ 


Mit dem Ziel der Aufklärung 
wurden unterschiedlichste Aktions- 
formen gewählt. Eine Campzeitung 
(Auflage 10.000) wurde verteilt, 
Straßentheater und Veranstaltungen 
organisiert, aber auch Irritationen — 
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ein bekanntes Radrennen wurde von 
uns als Bühne benutzt —, Fakes und 
Provokationen — ein Film mit dem 
vermeintlichen aktuellen Thema Son- 
nenfinsternis konfrontierte die Bevöl- 
kerung letztendlich mit Flucht und 
Migration — und weitere Taktiken der 
Kommunikationsguerilla wurden ein- 
gesetzt. Aber auch politische Interven- 
tionen mit dem Versuch, das rein Sym- 
bolische zu überschreiten, wie die 
Blockaden beim Schichtwechsel vor 
einer BGS-Kaserne oder der Zufahrt zu 
einer BGS- Einrichtung. Es war offen: 
sichtlich schwierig für alle gesell- 
schaftlichen Kräfte uns genau einzu- 
schätzen, denn wir selbst agierten in 
dem Spannungsfeld zwischen Men- 
schenrechtsaktivistinnen und Auto- 
nomen, das war bei den Bullen oft zu 
spüren, ebenso bei den Medien und 
bei der Bevölkerung. Nur die jeweili- 
gen Bürgermeister hatten in uns im- 
mer die klaren StaatsfeindInnen er- 
kannt, die es zu bekämpfen galt, was 
sich jedes Mal in heftigen politischen 
Kämpfe um die Platzfrage äußerte, die 
immer zu unseren Gunsten ausgin- 
gen. Die Zusammenarbeit mit Flücht- 
lingen wurde von Camp zu Camp in- 
tensiver. In Zittau stieß die 
afrikanische Flüchtlingsorganisation 
„Ihe Voice“ dazu und ist seither mit 
dabei. Dort gelang auch der erste ma- 
terialisierte Erfolg, nach dem Camp 
wurde das dortige, miserable Flücht- 
lingsheim geschlossen und die Flücht- 
linge in anderen Heimen unterge- 
bracht. Doch auch da offenbart sich 
die Grenze dieser Politikform, denn es 
hätte gut arbeitende Gruppen vor Ort 
geben müssen, um z.B. die Flüchtlinge 
ganz aus diesen elendiglichen Heimen 
zu kriegen. Die Angst vor den Nazis an 
der deutschen Ostgrenze schien be- 
rechtigt zu sein, haben sie gerade in 
Sachsen etliche sogenannte „national 
befreite Zonen“ und ihr Säbelrasseln 
vor jedem Camp war entsprechend 
aufgeblasen. Die Stärke der Camps hat 
jedenfalls immer ausgereicht, ohne 
Nazistress zu leben, und auch die 
Angriffe in den Städten verstummten 
zumindest für die Zeit unserer An- 
wesenheit. Ein Nazikader erbat in 
Zittau ein Friedensabkommen und er- 


hielt nur Hohn und Spott als Antwort, 
da die führenden Nazi-Strukturen 
während des Camps phantasievollen 
und offensichtlich sehr wirkungsvol- 
len Aktionsformen ausgesetzt waren 
und von den Nazis keine Gefahr aus- 
ging. Die Bevölkerung reagierte von 
Neugierde, teilweise auch Unterstüt- 
zung bis hin zur bekannten Ablehnung 
und Hasstiraden. Das Medienecho 
steigerte sich, v.a. im letzten Sommer, 
wo wir als aktive Bastion gegen Rassis- 
mus entdeckt wurden und dies sogar 
weltweites Echo bis hin nach Japan, 
Tschechien, in die Ukraine und nach 
Brasilien fand. 


Aus eins mach viele 


Dieses Jahr wird es gegen die 
Festung Europa, insbesondere gegen 
die Grenzaufrüstung mittels EDV, 
Nachtsichtgeräten oder Schnellboo- 
ten, die schon Tausenden das Leben 
gekostet haben, eine internationale 
Campkette geben. Denn eine Einreise 
von Flüchtlingen ist durch das 
Konstrukt „sicherer Herkunftsländer“, 
der sogenannten Drittstaatenregelung 
und den bilateralen Rückübernahme- 
abkommen immer riskanter und teu- 
rer geworden. Mit der EU-Erweiterung 
verlagert sich diese Grenze Richtung 
Osten. Beitrittsbedingung ist die An- 
passung an die schengen-europäische 
Asyl- und Migrationspolitik, also Auf- 
rüstung der Grenzen, Installierung 
von Lagern und Abschiebeknästen, 
Übernahme der herrschenden Visa- 
und Asylpolitik sowie verstärkte Kon- 
trollen im Hinterland. 

Unter anderem dagegen richten 
sich die Camps im südspanischen Ta- 
rifa (vom 2.-8.7.), im ostpolnischen 
Bialystok/Krynki (vom 5.-12.7.), im 
slowenischen Petisovei bei Lendava 
(vom 4.-8.7.), in Genua gegen den 
G8-Gipfel (vom 19.-22.7) und in 
Frankfurt am Flughafen (vom 
27.7.-5.8.). 

Unsere Entscheidung dieses 
Mal von der deutschen Ostgrenze weg- 
zugehen hat u.a. damit zu tun, dass das 
Grenzregime nicht nur an der Außen- 
grenze verläuft, sondern ebenso in- 
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tern v.a. am Frankfurter Flughafen mit 
seinem exterritorialem Internierungs- 
lager (größter Abschiebeflughafen in 
der BRD und einzige „legale“ Asyl- 
einflugschneise), mit den enormen all- 
täglichen Kontrollen, die für Illegale 
Knast und Abschiebung bedeuten. 
Rassistische Grenzpolitik bedeutet 
auch Residenzpflicht, Arbeitsverbot, 
Meldepflicht, Asylbewerberleistungs- 
gesetz, Aufenthaltserlaubnis für nütz- 
liche MigrantInnen und repressives 
Vorgehen gegen sogenannte unnütze. 
Hinzu kam, dass unsere Aktionsideen 
für die Ostgrenze ausgereizt waren 
und wir fanden, dass auch Regionen 
wie das Rhein-Main-Gebiet politische 
Entwicklungshilfe benötigen und 
nicht immer nur der „arme“ Osten. 
Allerdings stellt uns die Rhein-Main- 
Region vor neue Herausforderungen: 
sei es der Multi-Kulti-Rassismus, der 
sich vom völkischen sehr wohl abhebt, 
sei es die globale Menschen- und 
Waren-Drehscheibe Flughafen, seien 
es die in gesellschaftlichen Auseinan- 
dersetzungen geübten PolitikerInnen 
und Apparate (siehe Startbahnbewe- 
gung damals und heute, da sie mit 
Mediationsverfahren befriedet werden 
soll) oder sei es die gesättigte Medien- 
landschaft, wo wir mit 500-1000 
Menschen nicht zwangsläufig durch 
unsere kulturell-politische „Fremd- 
heit“ provozieren, sondern durchaus 
von dem Multi-Kulti-Wattebausch auf- 
gefangen werden können. Aber wir be- 
finden uns mitten in der „Einwande- 
rungsdebatte“, in der das Camp eine 
wichtige Rolle spielt, nämlich die, uns 
darin zu positionieren. Um einer 
Vereinnahmung durch Politik und 
Medien entgegenzuwirken und die ei- 
genen Standpunkte vermitteln zu kön- 
nen bedarf es in diesem Jahr größerer 
organisierter und politischer Vorberei- 
tung als bisher. 


Weitere Infos unter: 
www.noborder.org 
www.aktivgegenabschiebung.de 


Uschi, 
Mitorganisatorin des Grenzcamps 
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Die heutigen inhaltlichen Stand- 
punkte der radikalen Linken sind nicht 
einfach vom Himmel gefallen, sie sind 
die Ergebnisse von Entwicklungen, die 
hier nachgezeichnet werden sollen. 

Da es uns nicht darum geht, ei- 
ne kontinuierliche Linie der Linken 
über die letzten 150 Jahre zu konstru- 
ieren, weil eine solche suggerieren wü 
rde, immer auf der richtigen Seite 
gestanden zu haben und wir uns 
hauptsächlich mit den Standpunkten 
der sogenannten Neuen Linken ausei- 
nandersetzen wollen, erscheint es uns 
sinnvoll, schwerpunktmäß ig nur die 
BRD bzw. die Linke ab 1945 zu be- 
trachten. 

Die konkreten Politikansätze 
der Linken waren immer die Produkte 
aus Diskussionen, Brüchen mit oder 
Weiterentwicklungen alter Stand- 
punkte und sich ständig verändernder 


gesellschaftlicher Rahmenbedingun- 
gen. 

So läßt sich die autonome Haus- 
besetzerInnenbewegung Anfang der 
80er nur aus einer sich verschärfenden 
sozialen Dynamik und einem Bruch 
mit den Konzepten und Lebensauffas- 
sungen des K-Gruppen-Spektrums der 
späten Siebziger nachvollziehen. 

So kann nur ein Blick auf die da- 
maligen Analysen verdeutlichen , wie 
und wo die diversen Fraktionen der 
Linken zu den unterschiedlichsten 
Zeiten ihr jeweiliges revolutionäres 
Subjekt verortet haben. 

Die Aktionsformen, mit denen 
linksradikale Positionen in eine brei- 
tere Öffentlichkeit vermittelt werden 
sollten, sowie deren Veränderungen 
und Neukonzeptionen über die Jahre 
hinweg werden ebenfalls in dieser 
Serie dargestellt. Daran anschließ end 
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soll die von Anfang der 80er bis Anfang 
der 90er weitverbreitete These, daß 
nur der „Blick über Kimme und Korn“, 
also militante Politik revolutionär, und 
alles andere reformistisch sei, kritisch 
hinterfragt werden. 

Zusätzlich thematisieren wir die 
Änderungen der Vorstellungen von 
Gesellschaft und den darausfolgenden 
Punkten, an denen Widerstand gegen 
die kapitalistische Gesellschaft organi- 
siert werden kann. 

Es geht also um eine retrospek- 
tive Aufarbeitung der Diskussionen, 
die die Linke in den letzten Jahrzehn- 
ten geführt hat, sowie um ihre Bedeu- 
tung für gegenwärtige und zukünftige 
linksradikale Ansätze. 
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Anregungen für neue Mötive nehmen wir gerne auf. 


B ACTIDN® Beteiligten m elifhamtlich. 


www.mobaction.de 


Im April 2001 gab die Antifa- 
schistische Aktion/Bundesweite Orga- 
nisation in Göttingen ihre Auflösung 
bekannt. Damit endete nach fast neun 
Jahren der erste bundesweite Organi- 
sationsansatz autonomer Antifa- 
Gruppen. Hier soll nun versucht wer- 
den, ihre Entstehungsgeschichte 
nachzuzeichnen, ihre Politik kritisch 
zu hinterfragen und einen Ausblick auf 
die Zukunft zu wagen. 


Der Gründung der AABO am 
25. Juli ’92 in Wuppertal ging eine 
Diskussion voraus, die mit einer Refle- 
xion über den Zustand der Autono- 
men, bzw. der autonomen Bewegung 
begann. Die autonome Bewegung ent- 
stand Anfang der 80er Jahre als be- 
wusste Abgrenzung zur Politik der da- 
maligen Linken in der BRD. Die 
Erinnerungen an das dogmatische, au- 
toritäre Gehabe der sog. K-Gruppen, 
die sich in ihren Kommunismusvor- 
stellungen an China, Albanien oder an 
der Sowjetunion der Stalin-Ära orien- 
tierten, waren noch frisch. Die Auto- 
nomen verstanden sich im Gegensatz 
dazu als undogmatische, hierarchie- 
freie Bewegung. Es entstand eine sub- 
jektive Politik, die sich in erster Linie 


an den eigenen Erfahrungen orien- 
tierte, die das Lebensgefühl über eine 
wissenschaftlich-theoretische Heran- 
gehensweise setzte und Befreiung in 
erster Linie in der direkten Aktion 
suchte. Die Autonomen proklamierten 
nicht nur den Bruch mit dem Staat, 
sondern auch den Bruch mit der 
Gesellschaft. Folgerichtig gab es bei 
den meisten auch keine gesamtgesell- 
schaftliche Utopie, wie etwa eine kom- 
munistische Gesellschaft, es ging eher 
um die Erkämpfung von Freiräumen 
und der recht ungenauen Formel vom 
selbstbestimmten Leben. Verbindliche 
Strukturen waren selten und gingen, 
wenn überhaupt nicht über Städte- 
treffen, die einen Erfahrungsaustausch 
gewährleisten sollten hinaus. Eine 
weitergehende Organisierung war ver- 
pönt, da sofort irgendwelche Hierar- 
chien vermutet wurden. Während der 
80er Jahre waren die Autonomen eine 
bedeutende Bewegung. Über The- 
menfelder wie Hausbesetzungen, Er- 
kämpfung und Verteidigung von auto- 
nomen Zentren, AKW, Startbahn-West, 
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Anti-NATO, Frauen- und Lesben- 
kampf, Hafenstr. in Hamburg_ etc. 
konnten über Jahre hinweg Tausende 
mobilisiert werden. 

Auch die etwa parallel zu den 
Autonomen entstandenen RAF-nahen 
antiimperialistischen Gruppen präg- 
ten das linksradikale Bild der 80er 
Jahre. Diese Gruppen, die sog, „Anti- 
imps“, waren in ihrer Politik stark 
internationalistisch orientiert. Sie un- 
terstützten die weltweiten antiimpe- 
rialistischen Befreiungskämpfe und 
die Forderungen der Befreiungsbewe- 
gungen. Ähnlich wie bei den Autono- 
men spielte der Anti-Nazi-Kampf auch 
bei den Antiimps eine untergeordnete 
Rolle. 

Ende der 80er gerät die auto- 
nome Bewegung an ihre Grenzen. 
Autonome AktivistInnen verliessen die 
Gruppen, sobald ökonomische Zwän- 
ge ihre Lebensbedingungen veränder- 
ten. Die subjektivistische „Politik der 
ersten Person“ rächte sich. Erfahrun- 
gen waren aufgrund fehlender Struk- 
turen nicht weitergegeben worden. 
Das ausschließliche Agieren in den 
sog. selbstbestimmten Freiräumen 
hatte in die Isolation geführt. Die an- 
tiimperialistischen Gruppen, die etwa 
seit Anfang 1988 bis auf die Thema- 
tisierung der politischen Gefangenen 
politisch nicht mehr in Erscheinung 
getreten waren, verschwanden mit 
dem Niedergang der RAF. 


Unterdessen hatte sich als 
Reaktion auf das Erstarken der Neo- 
nazis die Antifa als eigener Teilbereich 
herausgebildet. Schon damals gab es 
verschieden Strömungen von antifa- 
schistischen Gruppen: die einen setz- 
ten auf Recherche- und Aufklärungs- 
arbeit, die anderen wollten reine 
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Anti-Nazi-Politik, die dritten vertraten 
ein Konzept, welches sie revolutionä- 
ren Antifaschismus nannten, d.h. Anti- 
fa-Politik sollte auch immer die Rah- 
menbedingungen angreifen, in denen 
faschistische Strukturen gedeihen 
konnten und geschützt, gepflegt, ge- 
fördert wurden; namentlich den im- 
perialistischen Kapitalismus. 

Spätestens mit dem Fall der 
Mauer lag die Notwendigkeit antifa- 
schistischer Politik klar auf der Hand: 
Ein nationaler Einheitschor schmet- 
terte mit „Deutschland einig Vater- 
land“-Gesängen jeden Zweifeler dar- 
nieder, Naziparteien gelangten in 
diverse Landesparlamente, Flücht- 
lingsheime brannten, während Politi- 
kerInnen bekundeten, das Asylrecht 
müsse abgeschaft werden. Gleichzeitig 
schossen in jeder Stadt Antifagruppen 
wie Pilze aus dem Boden. Auch viele 
Autonome verstanden sich nun als Teil 
dieser Bewegung. 


Im Sommer 1991 fand ein erstes 
bundesweites Antifatreffen statt. Die 
Resonanz war groß, auch wenn Aufga- 
benstellung und Zielsetzung ziemlich 
unklar waren. Doch recht schnell kri- 
stallisierte sich eine Diskussion um das 
Stichwort „Organisation“ heraus. Der 
Grund dafür war, dass viele die auto- 


nome Politik der 80er nicht einfach 
wiederholen wollten. In einer Situa- 
tion der eigenen Schwäche und der 
gesellschaftlichen Isolierung, in der 
sich die radikale Linke in der BRD be- 
fand, hatten sich die Unzulänglich- 
keiten loser Zusammenschlüsse im- 
mer deutlicher gezeigt. Doch der 
Organisierungsgedanke stieß von 
Anfang an auch auf starke Ablehnung. 
Vor allem „Altautonome“ blieben im 
Denken der 80er verhaftet. Sie stellten 
die Gefahren einer Organisation deut- 
lich über die Chancen. 

In dieser Situation meldeten sich 

zwei Gruppen zu Wort. Die Gruppe 
f.ee.l.s. aus Berlin führte im Berliner Sze- 
neblatt „Interim“ eine monatelange De- 
batte und erklärten auf einer Veranstal- 
tung symbolisch ihren „Austritt aus den 
Autonomen“. Symbolisch deshalb, weil 
die Autonomen ja kein Mitgliederverein 
waren. Die Autonome Antifa (M) aus 
Göttingen stellte im gleichen Zeitraum 
ihr „Organisierungspapier“ zur Dis- 
kussion. Ihre zentralen Thesen waren: 
»®- Der Niedergang der ausserparla- 
mentarischen, autonomen Bewegung 
muss gestoppt werden. 
»®- Eine Konsequenz aus der Aufar- 
beitung der autonomen Geschichte 
muss die bundesweite Organisierung 
sein. 
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»®- Um die gesellschaftliche Isolation 
aufzubrechen müssen Bündnispolitik 
und Öffentlichkeitsarbeit Bestandteile 
autonomer Politik werden. 

»®- Gezielte Jugendarbeit zur Nach- 
wuchsförderung müssen gewährlei- 
stet werden. 

»®-Legitimität und Notwendigkeit 
von Militanz müssen besser vermittelt 
werden. 

»®- Ansatzpunkt ist der Antifaschis- 
mus. 

»@-Kampf dem Faschismus heisst 
Kampf dem imperialistischen System. 

Auch dieser Vorschlag wurde 
heftigst kritisiert. Auch wenn weiter- 
hin organisationsablehnende Grup- 
pen teilnahmen, waren die folgenden 
Bundestreffen aufdie Gründung einer 
antifaschistischen Organisation ausge- 
richtet. 

Es sollte schnell gehen. Darüber 
bestand Einigkeit. Das zunehmende 
Erstarken der Nazis und die immer ras- 
sistischer werdende Politik des neuen 
Großdeutschland machten es erfor- 
derlich möglichst bald eine starke 
Gegenkraft auf die Beine zu stellen. 
Würde man erst alle theoretischen 
Fragen klären, die Analysen verein- 
heitlichen wollen und eine gemeinsa- 
me gesellschaftliche Utopie entwic- 
keln, es hätte bis heute noch keinen 
Organisationsansatz gegeben. Auf der 
anderen Seite galt es der Unterschied- 
lichkeit der Gruppen Rechnung zu 
tragen. Es gab grössere, gefestigtere 
und relativ kleine neue Gruppen, 
Gruppen mit reiner Antifa-Praxis und 
welche, die auch andere Themen be- 
arbeiteten, einige bezeichneten sich 
als KommunistInnen, andere wollten 
sich gar keinem „Ismus“ verordnen. 
Dies alles musste unter ein pragmati- 
sches, arbeitsfähiges Dach gebracht 
werden. 

So entstand die AA/BO als eine 
Organisation ohne Programm, was für 
eine Organisation untypisch ist. Die 
Ziele der AA/BO orientierten sich dar- 
an, was als realistisch angesehen wur- 
de. Das machbare sollte allerdings 
nicht das endgültige sein. 

Kurzfristige Ziele der AA/BO wa- 
ren: »*®- Der Ausbau der gemeinsa- 
men politischen Praxis im klassischen 
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Antifabereich und der Aufbau perso- 
neller, wie technischer Strukturen. 
»®-Die Entwicklung einheitlicher 
programatischer Standpunkte, wie Fa- 
schismus- und Imperialismustheorie, 
Patriarchatsanalyse, wie Gesellschafts- 
analyse überhaupt sollten zwar unmit- 
telbar angegangen werden, zählten je- 
doch zu den mittelfristigen Zielen der 
Organisation und wurden darüber- 
hinaus als Prozess begriffen. 
Langfristige Ziele waren: 

»®- Die Entwicklung einer konkreten 
Utopie sowie die Entwicklung einer 
Strategie zur Überwindung des kapita- 
listischen Systems. 

»®- Die Vertagung der Klärung wichti- 
ger Fragen, die über den Antifakampf 
hinausgingen, war eine notwendige 
Voraussetzung dafür, das sich die 
AA/BO Ende Juli ’92 als Organisation 
gründen konnte. 


Der Start der AA/BO verlief un- 
erfreulich. Offensichtlich standen 
doch nicht alle Gruppen hinter dem 
gerade gemeinsam beschlossenen 
Konzept. Die Auseinandersetzungen 
spitzten sich an der Frage der Organi- 
sationsmitgliedschaft zu, einige Grup- 
pen verliessen in Folge dieser Diskus- 
sionen die BO im Februar ’93. Wirklich 
kein gelungener Start. 

Trotzdem war die Stimmung 
der 11 verbliebenen BO-Gruppen äus- 
serst motiviert und optimistisch. Jetzt 
konnte es endlich losgehen. Im Früh- 
jahr ’93 wurde dann die erste BO- 
Aktionsreihe „Gegen faschistische 
Zentren und Treffpunkte vorgehen“ 
beschlossen. In dieser Kampagne wur- 
den alle Elemente der neuen, organi- 
sierten Antifapolitik sichtbar. Die 
Aktionen, Demonstrationen und Ver- 
anstaltungen liefen in den jeweiligen 
BO-Städten zeitnah innerhalb weniger 
Wochen. Mit dem gemeinsamen 
Motto, einem gemeinsamen bundes- 
weiten Plakat und der Verwendung 
des gleichen Organisationsnamens 
wurde der Zusammenhang der Kam- 
pagne hergestellt. BO-organisierte 
Mobilisierungsveranstaltungen war- 
ben für die jeweiligen Aktionen, koor- 
dinierte Pressearbeit sorgte dafür, das 
die Kampagne über die Medien öf- 


fentlich wahrgenommen wurde. Nach 
den Querelen der Anfangsphase war 
doch noch ein erfolgreicher Start ge- 
lungen. 


Im Laufe der Jahre gab es ähn- 
lich angelegte BO-Kampagnen. The- 
men waren u.a. der 9. November 
(Novemberrevolution/Reichsprogrom 
nacht/Antisemitismus), Patriarchat (in- 
ternationaler Frauentag), politische 
Gefangene, Geschichtsarbeit, 8. Mai 
(50. Jahrestag der Befreiung von deut- 
schen Nationalsozialismus), Parlamen- 
tarismus (Wählt den antifaschistischen 
Kampf), „Innere Sicherheit” und Inter- 
nationalismus. 

Die Versuche der AA/BO mit 
Themen außerhalb der klassischen 
Anti-Nazipolitik an die Öffentlichkeit 
zu gehen waren jedoch größtenteils 
von wenig Erfolg gekrönt. Oft fehlten 
die praktischen Anknüpfungspunkte 
und in der Regel auch ein verbinden- 
des Element das für eine bundesweite 
Wahrnehmbarkeit hätte sorgen kön- 
nen. Auch die Innenwirkung dieser 
Kampagnen war für die AA/BO be- 
scheiden. Analytisch und Inhaltlich ha- 
ben die Aktivitäten kaum weiterge- 
bracht, da die dazu notwendigen 
Diskussionen nur sehr oberflächig 
und nicht kontinuierlich geführt wur- 
den. Die AA/BO konnte mit über Antifa 
hinausgehenden Themen kein inhalt- 
liches Profil gewinnen, was sie zu 
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Recht für nicht primär antifaschistisch 
orientierte Linke nicht sonderlich at- 
traktiv machte. 

Zweimal wurde über die Ein- 
richtung einer Programmkommission 
versucht, stärkeres inhaltliches Profil 
zu erlangen. Beide Versuche scheiter- 
ten. Auch die BO war nicht vor dem ty- 
pisch linken Phänomen „10 Linke — 12 
Meinungen“ gefeit. 

Es gab noch ein anderes, grund- 
sätzliches Problem, der unterschiedli- 
che Stand und auch die unterschiedli- 
che Grösse der Gruppen. Dazu kam 
das der Aufgabenbereich stetig wuchs. 
Gab es in den 80er Jahren noch etli- 
che Gruppen, die die unterschiedlich- 
sten Themenbereiche abdeckten, so 
war in den 90ern sehr viel zusammen- 
gebrochen. Vieles, wo man sich früher 
anschliessen konnte, musste man nun 
selbst machen. Oftmals scheiterte die 
BO auch an einer nicht realistischen 
Einschätzung der Kapazitäten. Die 
Folge war, das einzelne Aktionen von 
nur wenigen, grösseren BO-Gruppen 
angegangen wurden. Die anderen 
blieben aussen vor, was negative 
Folgen für die Mobilisierungsfähigkeit 
hatte. Wenige Aktive führten zu Zeit- 
druck, worunter inhaltliche Diskussio- 
nen litten. Der Zwang, sich zu Erlan- 
gung der Aktionsfähigkeit zu einigen, 
führte zu vielen inhaltlichen Kompro- 
missen. Minimalkonsense hatten zur 
Folge, das das, was die BO in ihren 
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Publikationen zu sagen hatte, oftmals 
nichts wirklich neues oder vorwärts- 
weisendes beinhaltete. Unzufrieden- 
heit hatte Organisationsaustritte zur 
Konsequenz. Neue Gruppen kamen 
kaum dazu. 

Um dieser Stagnation zu begeg- 
nen wurde das Konzept „Offensive 
’99” entwickelt. Ausgehend von der 
AAYBO-Tagung „Bis hierher und wei- 
ter” in Berlin sollte eine ganzjährige, 
bundesweite Kampagne gegen Nazi- 
strukturen initiert werden. Die BO 
richtete auf ihren Bundestreffen die 
AG „Offene Struktur“ ein. Zu dieser AG 
wurden alle Gruppen eingeladen, die 
die „Offensive 99“ mittragen wollten. 

Auf den ersten Blick war diese 
Initiative ein Erfolg. Eine unüber- 
schaubare Zahl von Gruppen mobili- 
sierte unter dem Offensive-Logo gegen 
die Nazistrukturen in ihrer Region. 
Das Bedürfnis, sich, wenn auch punk- 
tuell, in einen gemeinsamen Zusam- 
menhang zu stellen, war sogar grösser 
als erwartet. Das war's dann aber auch 
leider schon. Zudem war die AA/BO 
nicht mehr stark genug um die durch- 
aus entstandenen neuen Kontakte 
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produktiv zu nutzen und gemeinsame 
Folgeaktivitäten zu starten. Nach der 
Auswertung der Offensive setzte dann 
die Diskussion über die Zukunft der 
BO ein. Im Laufe dieses Diskussions- 
prozesses kristallisierte sich dann die 
Einsicht heraus, das die AA/BO an ihre 
Grenzen gestoßen ist. 

Die AA/BO hat durchaus einiges 
erreicht. Die Erkenntnis, das (diffe- 
renziert konzipierte) Bündnisarbeit, 
Öffentlichkeitsarbeit und gemeinsa- 
mes Vorgehen unverzichtbare Be- 
standteile linksradikaler Politik sein 
müssen, hat sich durchgesetzt. Die 
Organisationsfrage an sich ist lange 
nicht mehr so umstritten, wie noch zu 
Beginn der 90er Jahre. Was also die 
formulierten kurzfristigen Ziele be- 
trifft, hat die AA/BO ihre historische 
Aufgabe erfüllt. Weiter ist sie nicht ge- 
kommen und weiter wäre sie mit 
ihrem Konzept auch nicht gekommen. 
Deshalb hat sich die AA/BO auf ihrem 
letzten Bundestreffen Anfang April in 
Nürnberg aufgelöst. Mit diesem Schritt 
ist allerdings die Frage der nicht- 
parteiförmigen, linksradikalen Organi- 
sierung nicht abgeschlossen. Abge- 
schlossen ist lediglich eine erste Phase. 
In dieser Situation war es richtig das 
Alte zu beenden um Räume für das 
neue aufzumachen. Hauptaufgabe ist 
nun die Diskussion über den Eintritt 
in die Phase II zu organisieren. Ziel ist 
die Schaffung einer neuen linksradi- 
kalen Organisation. 


Doch unter welchen Vorzei- 
chen? Um eines ganz klar vorweg zu sa- 
gen: Die AA/BO ist mit ihrem Ansatz 
nicht an der staats-antifaschistischen 
Initiative der rot-grünen Bundesregie- 
rung gescheitert. Genausowenig wur- 
de die Diskussion über die Zukunft 
der Antifa durch eben diesen Staats- 
antifaschismus ausgelöst. Die Einsicht, 
dass die AA/BO mit ihrer Politik an ih- 
re Grenzen gestossen ist, hatte sich be- 
reits Monate vor Schröders Aufrufzum 
„Aufstand der Anständigen“ durchge- 
setzt. 

Es kann bei den Überlegungen 
für eine neue Organisation also nicht 
darum gehen, sich neue Politikfelder 


zu suchen, weil eine Vermittlung anti- 
kapitalistischer Inhalte über den 
Ansatz Antifaschismus durch die neue 
Staatslinie schwieriger geworden ist. 
Genauso wenig kann eine neue links- 
radikale Orientierung über die pure 
Addition mehrerer Teilbereiche er- 
reicht werden. Eine neue Organisation 
muss sich aus einer gesamtgesell- 
schaftlichen Orientierung herausbil- 
den, d.h. sie muss alle existierenden 
Widersprüche zum Bestandteil ihrer 
Politik machen. Diesen Anspruch hat- 
te, wie gesagt, auch der revolutionäre 
Antifaschismus, dem sich die AA/BO 
verschrieben hatte. Eine Organisie- 
rung unter antifaschistischen Vorzei- 
chen läuft aber immer Gefahr die exi- 
stierenden Widersprüche aus dem 
Faschismus heraus zu erklären, indem 
man den Faschismus als Ausgangs- 
punkt der Analysen nimmt. „Hinter 
dem Faschismus steht das Kapital“. 
Diese Parole verdeutlicht diesen An- 
satz. Der Ansatz, der die Komplexität 
der warenproduzierenden Gesell- 
schaft und alle ihre immanenten 
Widersprüche zum Ausgangspunkt 
nimmt, würde sagen: Faschismus ist 
eine der möglichen Optionen des 
Kapitalismus zur Krisenbewältigung 
und zur Abwehr antikapitalistischer 
Kräfte. Eine Situation wie die heutige, 
das das Kapital auch mal hinter dem 
Antifaschismus stehen kann, hätte 
dann kaum für so viel Verwirrung ge- 
sorgt, wie das bei einigen Antifagrup- 
pen der Fall war und ist. 

Es war richtig den Antifa-Ansatz 
der frühen 90er aufzugreifen und ihm 
mit der Gründung der AA/BO einen or- 
ganisierten Rahmen zu geben. Nur so 
konnten die notwendigen Mobilisie- 
rungen dieser Zeit zustande gebracht 
werden. Nur so konnten viele, die aus 
Empörung gegen die Nazis „einfach 
was tun wollten“ eingebunden wer- 
den. Heute geht es darum zu verdeut- 
lichen, das der Faschismus nicht das 
einzige Übel dieser Welt ist. So not- 
wendig es auch ist in Teilbereichen 
spezialisiert zu arbeiten — und Antifa 
ist ja nur ein Teilbereich — um pers- 
pektivisch inhaltlich/analytisch weiter- 
zukommen muss jetzt der Blick auf 
und für das Ganze geschärft werden. 


gesndt 


Dem Vorwurf, das die Linke oft, sehr 
oft Durchsetzungsgeschichte geschrie- 
ben hat, darf sich auch und gerade die 
Antifa nicht verschließen. Die Gefahr, 
das sich dies wiederholt besteht im- 
mer. Die Flexibilität und Integrations- 
kraft des Kapitalismus dürfte noch 
nicht erschöpft sein. Doch der beste 
Schutz dagegen ist die Radikalität. 
Nicht nur in der Form, der Militanz, 
sondern vor allem im Inhalt. 


Es wäre falsch, wenn ein links- 
radikaler Ansatz, aus Sorge, es könn- 
ten, wie auch immer definierte Mas- 
sen, abgeschreckt werden, seine 
eigentlichen Ziele verschweigt. Ziel ist 
die Überwindung des Kapitalismus 
und die Errichtung einer herrschafts- 
freien, ausbeutungsfreien und klas- 
senlosen Gesellschaft, mit einem Wort 
— Kommunismus. Das Mittel ist die so- 
ziale Revolution. Es ist klar, dass eine 
revolutionäre Situation in weiter Fer- 
ne ist und dass linksradikale Positio- 
nen gesamtgesellschaftlich fast keine 
Rolle spielen. Revolutionäre Situatio- 
nen erwachsen aus vorrevolutionären 
Situationen, vorrevolutionäre Situatio- 
nen entstehen durch die Zuspitzung 
von Widersprüchen. Widersprüche 


Warum eine Kulturrubrik? 


Bei der Konzeption einer bundeswei- 
ten linksradikalen Zeitung lauerte die 
Frage nach der möglichen Sinnhaftig- 
keit einer Kulturrubrik bereits im 
Keller. „Linke Kultur“ ist ein Schlag- 
wort, das seit dem Ende der „gelebten 
Alternativen“, also spätestens seit den 
letzten großen Hausbesetzungen für 
Unwohlsein und Ratlosigkeit sorgt. Ist 
linke Kultur Musik mit politisch kor- 
rekten Texten, sind es Partys, auf de- 
nen Bier nicht mehr als zwei Mark ko- 
stet, ist das die Volksküche im 


müssen erkannt, analysiert und be- 
nannt werden. Gleichzeitig muss jeder 
reformistischen Illusion klar entge- 
gengetreten wrden. Die Aufgabe wird 
also sein, den Antagonismus zwischen 
dem kapitalistischen System und der 
Bewegung seiner Überwindung in sei- 
ner ganzen Totalität herauszuarbeiten. 
Dies ganz grundsätzlich aber gerade 
auch immer wieder an konkreten 
Punkten. Um die Widersprüche allge- 
mein und an konkreten Punkten zu 
vermitteln, muss in die Gesellschaft 
hineingewirkt werden. Das geht nicht 
ohne politische Praxis. Papiere und 
schlaue Analysen sind wichtig, sie al- 
leine haben zu keinem Zeitpunkt der 
Menschheitsgeschichte auch nur ei- 
nen Millimeter verändert. An Kritik um 
der Kritik willen darf eine linksradika- 
le Organisation kein Interesse haben. 
„Die Revolution aber ist der höchste 
Akt der Politik, und wer sie will, muss 
auch das Mittel wollen“ (F. Engels, 
MEW 17/416) 

Wie aber kann eine neuer Or- 
ganisierungsansatz zu Analysen und 
Inhalten kommen? Auch wenn die 
AA/BO gescheitert ist, einer ihrer An- 
satzpunkte bleibt richtig. Der Prozess 
braucht einen verbindlichen Rahmen 
und er braucht konkrete Initiativen. Es 
hat keinen Sinn, wenn Gruppen allei- 
ne vor sich hinmachen und es hat auch 


nen 


keinen Sinn, wenn sich für die näch- 
sten Jahre in Theorie- und Debattier- 
zirkel zurückgezogen wird. 

Aber anders wie bei der BO- 
Politik der letzten Jahre muss die 
Herangehensweise an konkrete Initia- 
tiven eine primär inhaltliche sein. Das 
heisst konkret, egal welcher Themen 
sich der Organisationsaufbauansatz 
auch annimmt, er darf bei seiner Ana- 
lyse nicht bei der Beschreibung der 
augenfälligsten und brutalsten Er- 
scheinungsformen des Kapitalismus 
stehenbleiben, sondern er muss die 
jeweilige Erscheinungsform auf ihren 
systemimmanenten Kern hin untersu- 
chen. Der Erfolg eines neuen Orga- 
nisierungsprozesses steht und fällt mit 
der Bereitschaft hinter die Dinge zu 
schauen und aus den Erkenntnissen 
Konsequenzen und Strategien abzu- 
leiten, die über eine konkrete Aktion 
hinausgehen. 

Und anders, als bei der AA/BO 
darf eine neue Organisation erst dann 
gegründet werden, wenn aus der Auf- 
bauarbeit inhaltliche-analytische, pro- 
gramatische und strategische Eck- 
punkte herausgearbeitet worden sind. 


‚bhase zwei, Bonn 
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örtlichen Jugendzentrum? Oder Car- 
hart tragen, Sport machen, Britney hö- 
ren, Matrix und Fight Club geil finden, 
denn schließlich können auch linke 
gut aussehen und wissen, was gefällt. 

Die Frage, die sich aus diesem 
Gegensatz herraus kristalisiert ist die 
dannach, was die Linke eigentlich zu 
bieten hat außer trockenen und recht 
widersprüchlichen Positionen. Identi- 


tät ist eben nicht nur eine Frage des 
überzeugt Werdens, sondern auch ei- 
ne von Bedürfnissen. Ein massives 
Bedürfnis, daß Menschen in einer säu- 
berlich und in konsistente Identitäten 
aufgeteilte Gesellschaft (Geschäfts- 
mann, Hetero, Homo, Fußballfan, 
Powerfrau, Skater, Hausfrau...) haben 
ist es, sich kulturell eindeutig verorten 
zu können. Während die 68er und die 
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no style 


Autonomen zeitweise das Versprechen 
der Identität einlösen konnten, er- 
scheint die Antifa ziemlich ratlos. 
Konzepte werden ausgedacht, ausge- 
graben, ausprobiert und ausgeschlos- 
sen. Pop-Antifa tritt an als Versuch, kul- 
turell nicht einfach auf der Standspur 
zu bleiben. 

Doch um Popkultur zu kriegen, 
muß niemand zur Antifa kommen. 
Eine Kulturrubrik wäre ein möglicher 
Anspruch, sollte Antworten geben auf 
die Frage, was linke Kultur ausmachen 
kann. Aber das phase zwei diese 
Antworten nicht aus Luft und Liebe 
zur Bewegung würde formen können, 
war der Redaktion ebenso klar. Die 


Linke Kultur, das ist, wenn der revo- 
lutionäre Kampf seinen Ausdruck fin- 
det in den Medien, die oberflächlich — 
und fälschlicherweise — als „unpoli- 
tisch“ angesehen werden. Wenn das 
stimmt, werden wir von Linker Kultur 
zur Zeit geradezu überschwemmt. Jan 
Delay hippt und hoppt über die Söhne 
Stammheims, die Tussi Deluxe wid- 
met RAF eine ganze Vierfarb-Hoch- 
glanz-Ausgabe, und die Filme zum 
Thema, die in der Stadtguerilla plötz- 
lich mehr sehen als die Fratze des 
Terrorismus, lassen sich nicht mehr 
nur an einer Hand abzählen. Kurz: RAF 
rockt. Oder poppt sie doch eher? 


Alles authentisch 


Jan Delay machte vielleicht 
nicht den Anfang, er gehört aber zwei- 
fellos zur „Gründergeneration“ des 
neuen RAF-Chics. Sein Song „Die 
Söhne Stammheims“ wird viel gespielt 
und wenig diskutiert. Nun ist es zwei- 
fellos nicht nötig, das an jedem politi- 
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Konsequenz war, sicht nicht weiter in 
den eigenen Pfützen zu wälzen, und 
linke CDs, schlaue Bücher und die 
Musikauswahl auf demos in den 
Mittelpunkt zu stellen, sondern ins 
Meer zu springen, ausgerüstet mit ei- 
ner roten Taucherbrille. Die Kultur- 
rubrik versucht sich also weniger in 
der Etablierung einer neuen linken 
Kultur, sondern an einem linken 
Blickwinkel auf kulturelle Prozesse. 
der Gedanke für die Zukunft ist dabei 
natürlich, das auch eine noch so difu- 
se Widerstandskultur aus einer sol- 
chen Auseinandersetzung lernen und 
sich an ihr entwickeln kann. Die 
Kulturrubrik wird ihr Augenmerk also 


erie 


‘Die RAF als 


schen Song die dis- 
kurskritischen Ge- 
hirnzentren _ heiß- 
laufen, auffällig ist 
aber, welche Akzep- 
tanz der radikale 
Impetus nicht nur bei 
Linken erfährt. RAF, 
Stammheim — poli- 
tisch? Vielleicht. Vor 
allem aber authen- 
tisch. Und die 

Authentizität ist es, die über‘ den 
Marktwert dessen entscheidet, was 
Subkultur sein will. Damit hat der 
deutsche HipHop schon immer ein 
Problem: Denn die authentischste 
Ghetto-Subkultur, die die brd seit 
1990 zu bieten hat, ist wahrscheinlich 
die in den „national befreiten Zonen‘, 
und die bietet nicht nur wenig Identi- 
fikationspotential, sondern vor allem 
noch weniger Marktwert. Was ist dann 
der deutsche HipHop, und wie kann 
er es sein, ohne zu deutsch zu werden? 
Die Sinnkrise ist tiefverankert, und Jan 
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auf die Verbindungen von Mode, Film, 
Musik usw. und der herrausbildung 
der verschiedenen politischen Identi- 
täten richten. Das explizit „linke“ 
Themen dabei nicht zu kurz kommen, 
versteht sich von selbst - allein deshalb 
weil linke Identitätskonzepte durch- 
aus noch über Wirkungsmacht verfü- 
gen. Der Frage, ob über diese Konzep 
te auch politische Inhalte vermittel 
werden oder werden können, geht der 
nebenstehende Artikel nach. 


Gespenst 2. Seele 


Delay gehört mit seinem neuen Album 
zu denen, die sie in gewisser Weise am 
offensten verhandeln. 

Authenzität, lernen wir von 
ihm, war gestern, als es noch echte 
Kämpfe und klare Fronten gab. Heute 
ist „Ordnung und Frieden“ angesagt. 
Der Kontrast zwischen den Gezeiten 
des (Nicht-)Widerstands erscheint bei 
Jan fast schon nostalgisch — Die Zeit 
der wahren Kämpfer ist unwieder- 
bringlich dahin, die Gegenwart er- 
schöpft sich in fanatischem Konformis- 
mus oder in Gleichgültigkeit. Der 
deutsche HipHop ist Kind dieses 
Zeitgeistes, und Jan Delay sagt es ganz 
offen: So hart, wie Bast und West Coast 
noch tun waren wir sowieso nie. Die 


Antwort auf dieses Dilemma ist das 
Eingeständnis der unerfüllten Sehn- 
sucht nach Authentizität — und die 
wird natürlich in der deutschen Ver- 
gangenheit gesucht. Da die keine un- 
heimlich konsequenten HipHop- 
Gründungsväter aufzuweisen hat, 
müssen andere zutiefst überzeugende 
Outlaws her. 

Das macht Jan Delays Songs 
nicht unpolitisch, aber es schafft die 
Grundlange für eine a-historische, ent- 
politisierende Betrachtung seiner lin- 
ken Texte. 


Zwei Diener zweier Herren 


Der semidokumentarische Ki- 
nofilm „Black Box BRD“, Ende Mai an- 
gelaufen, gehört zu den jüngsten Bei- 
trägen im neuen RAF-Diskurs, der seit 
gut einem Jahr wider rote Sterne und 
Maschinengewehre durchs Land gei- 
stern lässt. In seiner Inszenierung fern- 
ab von Popkultur, nüchtern und ruhig, 
hat er doch eine entscheidende Ge- 
meinsamkeit mit den aktuellen RAF- 
Verstylungen: Er'sucht nach Charakte- 
ren. Gefunden meint das Werk sie 
nicht nur in Wolfgang Grams zu ha- 
ben, mutmaßliches RAF-Mitglied, 1993 
in Bad Kleinen unter Umständen ge- 


storben, die eine Exekution durch die 
Polizei vermuten lassen. Auch Alfred 
Herrhausen, Vorstandschef der Deut- 
schen Bank bis zu seinem Tod ’89 
durch einen gezielten Anschlag der 
RAF wird zum Gegenstand einer tief- 
gehenden Ausleuchtung. 

In „Black Box BRD“ begegnen 
uns zwei schlüssige, charakterlich kon- 
sequente Extremisten: Grams, seit frü- 
hester Kindheit getrieben vom inne- 
ren Gerechtigkeitssinn, musikalisch, 
hilfsbereit, nachdenklich, und Herr- 
hausen: Ehrgeizig, realistisch, patrio- 
tisch. Grams Diener einer Idee, Herr- 
hausen Diener des Vaterlands. Das in 
Veiels Film so manches Vorstandsmit- 
glied der deutschen Bank sich vorm 
geprüften linksradikalen Auge als das 
Schwein entblößt, für dass mensch es 
schon immer gehalten hat, macht den 
Film zuerst einmal sympathisch, eben- 
so der Umstand, dass die RAF unterm 
Strich ganz und gar undämonisch 
bleibt, sogar eher die „menschliche“ 
Seite verkörpert. Linke Kultur also, 
oder einfach nur eine gute, objektive 
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Dokumentation, die zwangsläufig ihr 
Körnchen politische Wahrheit enthält? 


Seelengeschwister 


Der Film wird der Frage nicht 
gerecht, genauso wenig wie der ge- 
samte RAF-Diskurs, den wir seit der 


Jahrtausendwende verfolgen können. 


Der Knackpunkt dabei ist wieder, dass 
die RAF interessant ist durch ihre 
Charaktere. Mögen die nun fanatisch, 
zerbrochen oder hoffnungslos ideali- 
stisch erscheinen, sie sind in all dem 
immer unheimlich konsequent. Und 
konsequente Charaktere sind kostba- 
re Mangelware geworden in der 
manchmal etwas zu beliebigen Post- 
moderne. Zwar will keiner den einfa- 
chen Helden nachweinen, Archetypen 
der Zeit des kalten Krieges, aber die 
Seelenverwandtschaft mit larger-than- 
life-Figuren mag doch niemand mis- 
sen. Im Zeitalter der ungelösten und 
unlösbaren Widersprüche wird daraus 
eine Seelenverwandtschaft, die den 
Widerspruch in sich birgt. 
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Die Identifikation mit der RAF 
setzt weder das Einverständnis mit 
ihren politischen Zielen noch mit 
ihren Handlungen voraus. Die RAFler 
werden nicht mehr pathologisiert: 
Wahnsinnig, geschädigt, besessen. Ih- 
re Verhaltensweisen werden plötzlich 
zum Ausdruck einer tiefen Innerlich- 
keit. Und diese Innerlichkeit ist es, die 
— ganz wertfrei — angeboten wird in 
der Betrachtung des neu entdeckten 
Stadtguerilla-Chics. Großes Brüder- 
chen Zlatko hat in weiser Naivität den 
Wahlspruch der Jahrtausend-Identitä- 
ten ausgegeben: Wer auch immer du 
bist, sei ganz du selbst. Und eines 
nimmt den man den RAF-Kämpfern 
mit Sicherheit ab: das sie ihr ganzes 
Leben lang ganz sie selbst waren. Ihr 
politischer Aktivismus ist dabei nur ein 
Ausdruck einer ganz besonderen 
Inneren Beschaffenheit und steht so- 
mit gleichberechtigt neben der Wahl 
von Frisur und Schuhmode, eine 
Stilfrage und damit beileibe keine 
Nebensache. 


Be yourself, 
whatever they say? 


Zu einer Randerscheinung wird 
dabei der politische Kontext, der den 
bewaffneten Kampf hervorbrachte — 
deutlich beispielsweise bei den Litera- 
turangaben zur RAF in der Tussi 
Deluxe, die von ID-Archiv-Bänden bis 
zu Augstein einfach alles bieten. Sicher 
wurde die RAF maßgeblich von 
Individuen ausgemacht, die beschlos- 
sen hatten, den bewaffneten Kampf 
aufzunehmen. Eine Betrachtungswei- 
se, die Stil und Innerlichkeit dieser 
Individuen in den Mittelpunkt rückt, 
interessiert sich aber wenig für die ge- 
sellschaftlichen Rahmenbedingungen, 
die Widerstand nötig machen, ermög- 
lichen und hervorbringen. Die Be- 
trachtung dieser Rahmenbedingungen 
ist aber Vorraussetzung, um explizit 
politisch Stellung zu nehmen. Alles an- 
dere ist Geschmackssache. Sympathi- 
siert wird eben nicht mit der RAF in 
ihrem politischen Kontext, sondern 
mit der RAF als ein Ausdruck der 
Befindlichkeit ihrer Mitglieder. Diese 
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waren/sind „sie selbst‘, ganz unab- 
hängig vom Rest der Gesellschaft. Zu 
philosophischen Höhenflügen zu die- 
sem Thema schwingt sich die Tussi 
Deluxe auf, wenn sie feststellt, dass in 
einer Geschichte, die nur noch ihre ei- 
gene Wiederholung kennt, die Gewalt 
der RAF einfach der Ausdruck des 
Wunsches war, als Person Geschichts- 
mächtigkeit zu erlangen. Menschen, 
die sich nach individueller Bedeutung 
sehnen, kämpfen also verzweifelt ge- 
gen das Ende der Geschichte. Ferner 
kann man einer Betrachtungsweise ge- 
sellschaftlicher Entwicklungen, wie sie 
der RAF entsprechen würde, kaum 
stehen. 


Alles Essenz oder was? 


Das Identifikationsangebot mit 
der RAF ist also vorerst kein politi- 
sches. Der politische Kampf erscheint 
als Ausdruck einer schwer ergründba- 
ren Innerlichkeit, die Größe ahnen läs- 
st. Das politische Haltungen und 
Handlungen als Oberflächlichkeit von 
etwas seelisch-innerem begriffen wer- 
den, ist ein geradezu mystischer Essen- 
tialismus, der sich immer wieder neu- 
er Beliebtheit erfreut. Ein „Black Box 
BRD“-Zuschauer mag sich durchaus 
mit Grams und Herrhausen zugleich 
identifizieren. Seelenverwandtschaft 
muss schließlich keinen gleichen Aus- 
druck finden, sie erscheint dem Han- 
deln vorgelagert. Mit einer linksradi- 
kalen Sichtweise, die bewusst macht, 
das Identität und politisches Handeln 
Ausdruck gesellschaftlicher Kontexte 
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ebenso wie persönlicher Entscheidun- 
gen sind, hat das wenig zu tun. 

Ist der neue RAF-Diskurs also 
als entpolitisierungs-Attacke zu verste- 
hen? Che, Baader, Meinhoff? Allzu oft 
schon hat die radikale Linke gequen- 
gelt, dass der Mainstream ihre Codes 
und Symbole stiehlt, weitergebracht 
hat sie das nicht. Also die Sektkorken 
knallen lassen, weil die RAF endlich 
mal wieder in aller Munde ist? Bisher 
scheint weder Jubel noch Resignation 
angebracht: Der Diskurs ist noch of- 
fen, die Chancen, ihn um eine politi- 
sche Facette zu erweitern, stehen nicht 
schlecht. Das Kaum alle Tussi-Leser 
den bewaffneten Kampf aufnehmen 
werden, steht ja ohnehin fest. Fest 
steht aber auch, dass ein Verweis auf 
die RAF zur Zeit noch nicht denkbar 
ist, ohne auch den politischen Kontext 
zu berücksichtigen. Von linksradikaler 
Weise in den Diskurs eingreifen be- 
deutet, diesen Kontext in den Vorder- 
grund zu rücken, also nicht: Meine 
Meinhoff deine Meinhoff (Worauf die 
Popkultur in jedem Sinne entwaff- 
nend zu antworten weiß: Meinhoff ist 
für uns alle da!). Nicht der eigene 
Anspruch auf seelische und emotiona- 
le Nähe ist geltend zu machen, son- 
dern der eigene Anspruch an politi- 
sches Handeln: Dass es nämlich mehr 
ist als eine Facette eines interessanten, 
schillernden Individuums. 
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Eine Zeitung, die den Anspruch 
hat, aktuellen Diskussionen der auto- 
nomen antifaschistischen Bewegung 
Raum zu geben, kommt ohne eine an- 
tipatriarchale Perspektive nicht aus. 
Die Antifabewegung hat sich aus un- 
terschiedlichen Gründen in gewissem 
Umfang immer mehr oder weniger 
freiwillig mit patriarchalen Strukturen 
und feministischen Debatten ausein- 
andergesetzt. Spätestens seit 3:1 wur- 
de das Patriarchat zumindest von den 
Teilen der Antifabewegung, die den 
Antifaschismus als Ansatz für ein revo- 
lutionäre Politik verstanden haben, als 
eine der Grundlagen der zu bekämp- 
fenden Gesellschaft thematisiert. 
Doch selbst ohne den antifaschisti- 
schen Rahmen im engeren Sinn zu ver- 
lassen, ist es kaum möglich, sich mit 
dem historischen Faschismus zu be- 
fassen ohne patriarchatskritische An- 
sätze einzubeziehen. 

Doch eine größere Rolle für die 
Präsenz der Thematik in der 
Antifabewegung als diese inhaltlichen 
Notwendigkeiten dürfte der Sexismus 
in den eigenen Reihen der mehrheit- 
lich gemischtgeschlechtlichen Grup- 
pen gespielt haben, der immer wieder 
zu Widersprüchen und heftigen Aus- 
einandersetzungen über den Umgang 
mit sexistischem Verhalten führte. Die 
Thematik Sexismus ist ein vergleichs- 

weise heftiger 


Dauerbrenner in der antifaschisti- 
schen Bewegung, ohne jedoch in po- 
litischer Praxis zu münden, die über 
die Einführung struktureller Lösungen 
wie quotierter Redelisten hinausgeht. 
Das Fehlen einer nennenswerten 
Praxis zum Thema erschwert in einer 
kampagnenorientierten Bewegung ei- 
ne halbwegs strukturierte Diskussion 
zusätzlich. Die Aufnahme feministi- 
scher Diskussionen und Positionen 
findet durch freie Diffusion in die 
Antifabewegung hinein statt oder im 
Rahmen der immerwiederkehrenden 
Diskussionen um besonders krasse se- 
xistische Vorfälle. 


Unsere Rubrik - unsere kleine 
Welt 


Die antipatriarchale Perspektive 
der Zeitung kann nicht aufeine Rubrik 
beschränkt sein, sondern sie muss als 
grundlegendes Bewußtsein in jeder 
Thematik mitgedacht werden und ge- 
gebenenfalls einfließen. Dies ist mitt- 
lerweile Allgemeingut (nicht nur) un- 
ter Linken, denn kein fortschrittlicher 
Mensch würde die „Frauenfrage, als 
additives Spezialthema behandeln 
wollen. Dennoch macht eine eigene 
Rubrik Sinn. Dadurch kommt auch 
strukturell zum Ausdruck, dass das 
Thema eine Rolle spielt. Eine der 
Antifabewegung angemessene Aufar- 
beitung von Themen aus dem weiten 
Feld feministischer Debatten braucht 
den Raum, den eine eigene Rubrik 
gibt. Dabei sollte Gender Jungle 
durchaus wörtlich verstanden 
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Phänomenen männlicher Identitäts- 
konstruktion gestellt werden. 


Anspruch und Umsetzung 


In der Rubrik können Impulse 
für die Adaption und Diskussion femi- 
nistischer Ansätze in der Antifabewe- 
gung gegeben werden. Die Rubrik 
wird jeweils aus einem Hauptbeitrag 
und kleineren Beiträgen z. B. kultu- 
rellen Inhalts bestehen, um ein aufge- 
lockertes Bild zu bieten. Die Themen- 
auswahl aus den unten aufgeführten 
Möglichkeiten wird sich dabei zumin- 
dest zu Beginn in erster Linie an der 
Machbarkeit orientieren. 

Die akademisch geprägten femi- 
nistischen Debatten bewegen sich 
weitgehend im kulturellen Rahmen, 
während die kapitalismuskritischen 
Ansätze und Inhalte der Antifabeweg- 
ung im modernen Rot-Grün-Kapitalis- 
mus zunehmend weniger auf eine 
Patriarchatskritik angewiesen zu sein 
scheinen. Daraus leiten sich Aspekte 
ab, die wir als Antifabewegte mit be- 
sonderem Interesse verfolgen sollten: 
das Verhältnis von Kapitalismus und 
Geschlechterfrage - Kapitalismus: Sieg 
auf der ganzen Linie - Patriarchat: das 
Auslaufmodell? 

Da wir aber innerhalb der eige- 
nen Bewegung noch nicht so weit 
sind, einen befriedigenden Umgang 
mit patriarchalen Strukturen entwic- 
kelt zu haben, ist es fortschrittlich und 
nicht verkehrt, klassisch feministische 
Themen aufzugreifen. 
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Die Spannung war groß: wurde doch 
im Vorfeld des Antifa-Kongresses am 
meisten über das Referat gesprochen, 
bei dem sich die Antifaschistische 
Aktion Berlin Vorwürfen bezüglich ih- 
res Verhaltens auf den Vergewalti- 
gungsvorwurf stellen und ihre eigene 
Position besser vermitteln wollte. Es 
gab Boykottaufrufe, die sich bald sogar 
auf den gesamten Kongress ausweite- 
ten. Die Stimmung war durch $ensa- 
tionslust gekennzeichnet: eine Neu- 
gier, wie militant der Aufruf umgesetzt 
werden sollte. Nichts davon trat ein, 
jeglicher Krawall blieb aus. 

Inhaltlich gab es keine nennens- 
werte Diskussion, einiges konnte viel- 
leicht geklärt werden, die AAB ihre 
Position mit anderen Worten be- 
schreiben. 

An dieser Stelle soll allgemeiner 
auf die geführte bzw. nicht-geführte 
Vergewaltigungsdebatte der letzten 
zwei Jahre eingegangen werden. Ver- 
weisen wollen wir aufdie Arranca! Nr. 
21, welche in ihrem Artikel „move your 
body“ zwar keine neuen Erkenntnisse 
präsentiert, dennoch aber Thesen aus 
der allgemeinen Diskussion gut zu- 
sammengefasst und somit eine Grund- 


lage geschaffen hat, auf der weiterdis- 
kutiert werden kann. 

Den Text „Das borderline-Syn- 
drom: Beitrag zu einer erfolgreich ver- 
hinderten Diskussion“ der bremer 
Gruppe les madeleines soll auch er- 
wähnt werden, da er sich dankens- 
werter Weise endlich einmal inhaltlich 
mit der Debatte auseinandersetzt und 
in einigen Punkten wichtige Anregun- 
gen gibt. 

Im Mittelpunkt der Debatte 
stand/steht das Definitionsrecht. Streit- 
punkt war und ist immer die Aner- 
kennung dessen. Aufgrund dieser 
Tatsache muss die Geschichte, Sinn 
und Zweck des Definitionsrechts ge- 
nauer beleuchtet werden. 

Der Zweck des Definitions- 
rechts sollte sein, einen ideologischen 
Raum zu schaffen, der es Frauen! er- 
möglicht, über (ihre) Vergewaltigung 
zu sprechen, ohne Angst haben zu 
müssen, ihre Aussage werde ange- 
zweifelt und/oder sie sei dadurch An- 
griffen ausgesetzt. Diese Positionier- 
ung für die Frau stellte ein 
Machtzugeständnis dar, welches zum 
einen Antwort auf die männlich/patri- 
archal bestimmten, existierenden Ver- 
hältnisse sein sollte 
(ebenso: z.B. quotierte 
Redeliste), zum anderen 
den Objektivitätsbegriff 
zur Beurteilung sexueller 
Gewalt ablehnte. Es sollte 
also mit dem 
“ Definitionsrecht sichtbar 
""* gemacht werden, dass in- 
dividuelle Ver- 
letzungen/Erfahrungen 
und dadurch Schmerzen 
nicht verallgemeinerbar 
sind und sich somit auch 
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nicht in vorgegebene Begrifflichkeiten 
pressen lassen. Zum anderen war das 
Definitionsrecht Voraussetzung für 
viele Frauen, überhaupt ihre Verge- 
waltigung öffentlich zu benennen und 
ihre Forderungen durchsetzen zu kön- 
nen. 

Obwohl diese Grundüberleg- 
ungen sich bereits auf die tägliche 
Realität beziehen und einen Ansatz 
hervorgebracht haben, der ein prakti- 
sches Werkzeug für Opfer von sexuel- 
len Übergriffen und Vergewaltigung 
darstellen sollte, wurde in den letzten 
Jahren genau das allzu oft übersehen. 
Plötzlich war die zentrale, öffentlich 
diskutierte Frage die, ob das Defini- 
tionsrecht anerkannt wird. Es ging da- 
bei nicht mehr um die Weiterführung 
der Diskussion, durch welche anderen 
Maßnahmen oder Verhaltensmuster 
dieser benannte Schutzraum ausge- 
baut werden könne. Es fehlt eine all- 
gemeine Diskussion über Sexualität. 

Um aber eine Diskussion führen 
zu können, um dadurch Kritik und 
Selbstkritik möglich zu machen und 
verantwortliches Handeln zu etablie- 
ren, bedarf es eine Verbindlichkeit der 
Sprache, d.h. es müssen alle Diskutier- 
enden eine genaue Begrifflichkeit be- 
sitzen, die inhaltlich eben für alle das 
selbe meint. Unterschiedliche Taten, 
die einen unterschiedlichen Ursprung 
haben und unterschiedliche Resonanz 
erfahren müssen, fordern unterschied- 
liche Begriffe. Voraussetzung für eine 
solche Diskussion ist, dass der zuge- 
fügte Schmerz und das empfundene 
Leid nicht mit jenen eingeführten 
Begrifflichkeiten zusammen gedacht 
werden. Schmerz/Leid sind individu- 
elle Erfahrungen, die nicht verallge- 
meinerbar sind und deren Erfahrung 
stark von beteiligten Personen und 
Situationen abhängt. Schmerz ist also 
in dieser einzigen Form anerkannt 
und bedarf keine gleiche Erfahrung in 
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einem anderen Menschen um legitim 
zu sein. Wir schließen uns hier der 
Gruppe les madeleines an, die sich ge- 
gen eine Hierarchisierung der Leiden 
aussprechen, mehr noch, dem Defi- 
nitionsrecht vorwerfen, diese Hierar- 
chie erst zu etablieren. 

Diese Diskussion muss aber un- 
abhängig von konkreten Sexismusvor- 
würfen geführt werden. Sie muss die 
vorherrschende Sexualmoral in Ge- 
sellschaft und autonomer Szene an- 
greifen, muss die Unmöglichkeit der 
sexuellen Vertragsfähigkeit, d.h. die 


ladyi 


Nachdem letzten August in 
Olympia/USA das erste Ladyfest statt- 
gefunden hat, müssen wir dieses Jahr 
nicht mehr so weit reisen: vom 12.-14. 
August 2001 wird in Glasgow das 
Ladyfest Scotland veranstaltet. 


Was ist Ladyfest? 


Ladyfest ist ein Frauen-Kunst- 
Festival — ein „non-profit, community- 
based event designed by and for wo- 
men to showcase, celebrate and 
encourage the artistic, political, orga- 
nizational and musical talents of wo- 
men“. Ladyfest versteht sich als „a me- 
dium, providing tools for a change - 
for women and men“. Es ist also eine 
von Frauen für Frauen organisierte 
Veranstaltung, bei der Wert darauf ge- 
legt wird, dass sämtliche Künstler- 
innen weiblich sind. Was trotzdem 
nicht bedeutet, dass das männliche 
Geschlecht von diesem Event ausge- 
schlossen wird: fast alle Veranstaltun- 
gen sind Männern zugänglich, da die 


vorherige Festlegung von sexuellen 
Schemata, darstellen, sich mit der bis- 
lang dargelegten Kritik des Defini- 
tionsrechts auseinandersetzen, ... 

Bei aller Bereitschaft der Antifa- 
szene sich den Anti-Sexismus (nicht 
einmal den Feminismus) auf die Fah- 
nen zu schreiben, gibt es bislang kei- 
ne Position zu Sexualität und den er- 
wähnten Fragestellungen. 


www.nadir.org/nadir/ 
initiativ/les_madeleines 
www.arranca.nadir.org/index.php3 
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Veranstalterinnen betonen, dass zu ei- 
ner praktischen Änderung bestehen- 
der Geschlechteridentitäten alle Men- 
schen teilhaben sollen/müssen. 

Die Geschichte des Ladyfestes 
geht auf die Riot Grrrl Bewegung 
zurück. Die meisten denken bei die- 
sem Schlagwort an Punkmusik kombi- 
niert mit wütenden, schreienden 
Frauen in provokanter Kleidung. Rich- 
tig, aber in den Rezeptionen der 
bürgerlichen Medien fehlt die radikal- 
feministische, politische Sichtweise 
der Grrrls, die u.a. Missbrauchserfah- 
rungen thematisieren und sich gegen 
Schönheitsideale, Prüderie und Ho- 
mophobie richten und so zu einer Al- 
ternative zur vorherrschenden Identi- 
fikationskategorie für viele junge 
Frauen wurden. In der Adaption des 
Girliestyles wurde oberflächlich an die 
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I Wenn wir hier ganz allgemein von Frauen 
sprechen, machen wir dies, da wir anerkennen, 
dass es eben überwiegend Frauen sind, die 
Opfer von sexueller Gewalt werden. Wir tun 
dies nicht, weil wir die Geschlechter stereotyp 
in ein Geschlecht der Opfer und in eines der 
Täter einteilen, sondern um dem bestehenden 
Machtverhältnis in unserem Text Ausdruck zu 
zollen. 


Outfits der Riot Grrrls angeknüpft, die 
Parole „Grrrl Style Revolution Now“ 
zerhäckselte man jedoch zum konsu- 
ment/innenfreundlichem Slogan „Girl 
Power“ (hier wird zwar auch ein 
Selbstbewusstsein für Mädchen trans- 
portiert, an den bestehenden Ge- 
schlechterrollen und -kategorien wird 
so jedoch nicht gerüttelt). 

Corin Tucker, Sängerin/Gitar- 
ristin von Sleater-Kinney, formulierte 
es folgendermaßen: „Die Mainstream- 
Medien trivialisierten die ganze Bewe- 
gung auf ein Mode-Statement. Dabei 
ist der Punkt an Riot Grrrl, dass wir 
damit fähig waren, Feminismus für 
das 21. Jahrhundert neu zu schreiben. 
Wir nahmen die Ideen und übersetz- 
ten sie in unsere eigene, für uns ver- 
ständliche Sprache. Das sind die 
eigentlichen wichtigen Errungen- 
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schaften - in den Medien war davon 
Jedoch nicht mehr die Rede.“ 


Ladyfest Olympia wurde von 
Protagonistinnen der Riot Grrrls orga- 
nisiert: 10 Jahre nach deren Entste- 
hung, um eine Bestandsaufnahme zu 
machen und Perspektiven für die 
Zukunft zu diskutieren (kommt uns ir- 
gendwie bekannt vor, oder?). Diese 
haben auch den Begriff „Lady“ ge- 
prägt, da sie sich altersbedingt nicht 
mehr durch das „grrrl“ angesprochen 
fühlen. Die Riot Grrrl Bewegung spiel- 
te von Anfang an mit weiblichen 
Stereotypen und setzten auf eine sub- 
versive Taktik der Umdeutung negativ 
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Der Untertitel der Zeitschrift nylon aus 
Wien/Österreich lautet: Kunst$toff zu 
Feminismus und Popkultur. Ich wurde 
in einer Besprechung auf Nylon auf- 
merksam, in der dieser KunstStoff als 
Verweis diente, als Verweis auf „die 
Künstlichkeit von Identitäten und 
Unterschieden: ein diskursiver Unter- 
schied, der kruden Biologismen Absa- 
gen erteilt und sich doch an der Reali- 
tät reiben muss, die sich das, was 
Gender meint, eben in weiten Teilen 
noch nicht einverleibt hat.“ Und so 
schön sich der Satz anhört, ist die 


Für Bestellungen wendet Euch an: 

nylon » Postfach 2 » A-1172 Wien oder 
nylon.kunststoff@gmx.net 

Ein Heft kostet 6 DM plus Porto. 
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besetzter Begriffe wie „dyke“ (Lesbe) 
und „slut“/*bitch“ (Hure). Riot Grrrls 
nahmen traditionelle Elemente einer 
Mädchenkultur, bewerteten sie positiv 
und verwendeten sie als Grundlage für 
ihr politisches, soziales und kulturel- 
les Engagement. Die Bands nennen 
sich Hole, Cockpit und Burning Bush, 
benutzen also ein gemeinhin abwer- 
tendes Vokabular für den weiblichen 
Körper. Schade, dass es für die „Lady“ 
keine dissidente Schreibweise gibt, 
welche einschlägige Assoziationen 
und bürgerliche Konotation verhin- 
dern hilft. 


Was wird in Schottland gebo- 
ten? 


Das Festival umfasst ein um- 
fangreiches Musikprogramm, wie auch 
Workshops, Diskussionsrunden, Spo- 
ken-Word-Performances, Kunstaus- 
stellungen, Filme, After-Show-Events 
etc pp. 

Bekannteste Bands werden die 
Riot Grrrl-Bands „bratmobile“ (USA) 
und „katastrophe wife“ (USA ® mit Kat 


Lektüre auch. nylon ist eine feministi- 
sche Zeitschrift, welche wohl haupt- 
sächlich Interessierte aus dem popkul- 
turellen Diskursbereich anspricht, das 
aber völlig im feministischen Themen- 
spektrum. Es geht um die (De)Kons- 
truktion von Geschlechtsidentitäten 
und -verhältnissen. Es geht um eine 
kritische Analyse der Gesellschaft und 
der Auseinandersetzung mit aktuellen 
Projekten. So existiert nylon seit 4 Aus- 
gaben, und in diesem Jahr ist sie auf 40 
Seiten angewachsen. Im ersten Edito- 
rial heisst es übrigens: „Frauen und 


Bjelland, ehemals „babes in toyland“) 
sein. Neben ihnen werden u.a. „the 
bangs“ (USA), „bis“ (UK), „hello cuca“ 
(Spanien) und „lack ofreason“ (Frank- 
reich) spielen. 

Die Workshops umfassen die 
ganze Spanne von Selbstverteidigung 
über Sexualität bis hin zum Web- 
Design, in den Diskussionsforen wer- 
den Themen wie Rassismus, „domestic 
violence“, sicheres und billiges Reisen 
und „youth rights“ behandelt. 

Die Veranstalterinnen betonen 
den Rahmen als Möglichkeit, gemein- 
same Ideen und Erlebnisse auszutau- 
schen, Künstlerinnen zu ermutigen, 
aber auch politische Erfahrungen zu 
vermitteln. 


Weitere Infos unter: 
www.ladyfest.co.uk 
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Nylon. Nylon ist KunstStoff. KunstStoff 
ist unser Material. Weibliche Kons- 
trukte - konstruierte Wirklichkeit. 
Alltag feministisch dekonstruieren 
und neu beschreiben. Feminismus 
und Popkultur. Popkultur ist banal. 
Banalität ist politisch, Kultur hat kei- 
ne Bedeutung an sich. Bedeutung 
wird verliehen, erzeugt und verhan- 
delt. Wir geben Kultur unsere Bedeu- 
tung. Freie Medien - jetzt erst recht.“ 

Es werden Artikel zum Anti-PC- 
Diskurs, Hongkong Action Filmen, 
Cyberfeminismus, Girlgroups der 60er 
und 90er Jahre, lesbischem Sex, 
Shopping, Antirassismus, Girlmagazi- 
nen serviert, für viele Geschmäcker ist 
etwas dabei, thematisch gesehen und 
auch stilistisch. Bei einigen Artikeln 
kommt der wissenschaftliche Back- 
ground der Autorinnen deutlich 
durch, andere liest man gerne mal im 
Freibad auf der Wiese. Jede Ausgabe 
enthält mehrere Seiten mit Reviews 
von Büchern und Musik. 

Das Layout ist ansprechend, die 
Heftumschläge in poppigen Farben, 
welche ich so liebe. 
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Familienpolitik unter rot-grün 


Was haben wir sie gehasst, die bürger- 
liche Kleinfamilie samt ihrem staatli- 
chen Rechtsgerüst, der Ehe! Wir haben 
sie gehasst als privaten Ort patriarcha- 
ler Rollenzuweisungen und häuslicher 
Gewalt, als zwangsheterosexuelle Re: 
produktionsstruktur im kapitalisti- 
schen Verwertungszusammenhang, 
als Staat im Staate und als miefiges 
Symbol der Langeweile spießbürger- 
lichen Lebens und psychologischer 
Katastrophen, und das war gut so! 
Aber steht das Feindbild noch? Wie 
weit befindet sich das traditionelle 
Ehe- und Familienmodell auf dem 
Rückzug aus einer flexibilisierten 
Gesellschaft im modernen Kapitalis- 
mus unter sozialdemokratischer Ver- 
waltung? Auf parlamentarisch-politi- 
scher Ebene kam mit der Diskussion 
um die Homo-Ehe Bewegung in die fa- 
milienpolitische Debatte. Die Einfüh- 
rung der Homo-Ehe, von der rot-grü- 
nen Koalition schon im Wahlkampf 
1998 zum Thema gemacht, sorgte seit- 
dem immer wieder für parlamentari- 
sche und gesellschaftliche Auseinan- 
dersetzungen. 

So scheint also dieses tiefver- 
wurzelte Ressentiment seiner Über- 
windung nahe zu sein. Natürlich nicht 
bei den christlichen Unionsparteien. 
Aber immerhin die rot-grünen Regie- 
rungskoalition erweckt zur Zeit eini- 
germaßen erfolgreich den Anschein, 
als halte sie Homophobie für unzeit- 
gemäß. Neben der Ökosteuer, dem 
Ausstieg aus der Kernenergie, dem 
Wiedereinstieg in die Kriegführung 
und der halbherzigen Reformierung 
des Staatsbürgerschaftsrechts ist der 
Vorstoß zur Homo-Ehe eine ihrer 
wahrnehmbarsten politischen Initiati- 
ven. Und eine dankbare dazu, bei der 
sich die Koalition mal wirklich von den 
Unionsparteien absetzen kann. Denn 


in der identitären Bastion „Familien- 
politik“ bewegt sich bei den C-Parteien 
zum Thema Homo-Ehe nichts außer 
einer Generalmobilmachung dagegen. 
Weil die CDU/CSU ihre Zustimmung 
im Bundesrat verweigerte, hängt der 
zweite, zustimmungspflichtige Teil 
des Gesetzes nun im parlamentari- 
schen Prozedere fest. Zudem reichte 
die bayerische Staatsregierung einen 
Eilantrag beim Bundesverfassungs- 
gericht in Karlsruhe ein, um auch den 
ersten, im Bundestag bereits im letz- 
ten Jahr beschlossenen Teil des Ge- 
setzes zu stoppen. Dieser Teil soll be- 
reits Anfang August in Kraft treten, 
obwohl wichtige Durchführungsbe- 
stimmungen im zweiten Teil enthalten 
sind. 

Doch das Gesetz, gegen das 
CDU und CSU mobilisieren, ist weit 
entfernt davon, die Gleichstellung ho- 
mosexueller Lebensgemeinschaften 
mit der althergebrachten Institution 
Ehe zu verankern. Denn für Schwule 
und Lesben wurde ein eigenes Gesetz 
geschaffen, und zwar erklärtermaßen 
deswegen, um eine Gleichstellung mit 


der Ehe oder auch schlicht die Öff- 
nung der Ehe für Lesben und Schwule 
zu verhindern. Das sogenannte Le- 
benspartnerschaftsgesetz ist damit das 
erste Sondergesetz für Homosexuelle 
seit dem bis in die 70er Jahre ange- 
wandten, erst Anfang der 90er Jahre 
endgültig abgeschafften Paragraphen 
175 StGB, der Homosexualität unter 
Strafe stellte. Wenn auch in seiner re- 
pressiven Wirkung keineswegs ver- 
gleichbar mit dem Strafrechtspara- 
graphen 175, hat es als Sondergesetz 
für eine Minderheit ausgrenzenden 
Charakter, und es enthält zudem hei- 
ratswilligen Homosexuellen wesentli- 
che Rechte der Ehe, wie die Witwen- 
rente und die Möglichkeit zur 
gemeinsamen Adoption von Kindern, 
vor. Diese waren im Gesetzentwurf 
der Regierungskoalition gar nicht erst 
enthalten, wohingegen das Fehlen fi- 
nanzieller, cheähnliche Vergünstigun- 
gen bei gleichzeitiger Unterhaltspflicht 
auf das Konto der CDU/CSU im 
Bundesrat geht. 

Zur Begründung für die Schaf- 
fung eines Sondergesetzes wird von 
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der Sozialdemokratie angeführt, dass 
die Ehe unter dem besonderen Schutz 
der Grundgesetzes stehe. Das Bundes- 
ministerium der Justiz schreibt als 
Erläuterung zum rot-grünen Regie- 
rungsentwurf : „Die Ehe ist eine recht- 
lich und auch nach der Anschauung 
unserer Gesellschaft klar definierte 
Institution, die gem. Art. 6 GG unter 
dem besonderen Schutz des Staates 
steht. Sie umfasst die unter Einbe- 
ziehung der Sexualität auf Dauer an- 
gelegte Lebensgemeinschaft zwischen 
einem Mann und einer Frau, auch 
zum Zweck, gemeinsame Kinder zu 
haben und zu erziehen. Die Lebens- 
bartnerschaft passt offensichtlich 
nicht in diese Definition. Sie ist etwas 
anderes.“ W eitere Erläuterungen zu 
dieser Andersartigkeit in Bezug auf das 
Haben und Erziehen von Kindern wer- 
den offenbar nicht für erforderlich ge- 
halten, und so bleibt es den LeserIn- 
nen überlassen, den einzig möglichen 
Schluss zu ziehen und den biologi- 
schen Zeugungsakt als Kernstück der 
besonderen Schutzwürdigkeit der he- 
terosexuellen Ehe zu identifizieren. 
Paradoxerweise wird gerade mit dieser 
biologistischen Begründung auch das 
gemeinsame Adoptionsrecht nicht in 
das Gesetz aufgenommen. Bundes- 
justizministerin Herta Däubler-Gmelin 
findet die passenden Worte: „Gleich- 
geschlechtliche Sexualität ist eine 
dem Menschen vorgegebene Sexuali- 
tät eigener Art. Die eingetragene 
Lebenspartnerschaft leitet sich nicht 
von der Ehe ab, sondern ist ein fami- 
lienrechtliches Institut eigener Art. Bei 
der Ausgestaltung können (...) natür- 
lich Regelungen des Eherechts Modell 
stehen, doch gilt das nicht für 
Regelungen, die sich auf Kinder be- 
ziehen. Daraus folgt, dass ein Adop- 
tionsrecht im Hinblick auf das 
Institut der eingetragenen Lebens- 
bartnerschaft selbst nicht in Frage 
kommt.“ Es stellt sich die Frage, wie- 
so gerade die Regelungen, die sich auf 
Kinder beziehen, so entschieden aus- 
genommen werden, doch läßt sich 
mithilfe des oben ausgeführten zusam- 
menreimen, was der Kern dessen ist, 
was sie verschämt verschweigt. Selbst- 
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verständlich können prinzipiell auch 
Unverheiratete Kinder adoptieren, 
doch haben Ehepaare bei weitem die 
besseren Chancen, und die geringsten 
Chancen haben Unverheiratete, die 
dazu noch homosexuell sind. Den- 
noch haben viele Schwule und Lesben 
Kinder, meist aus heterosexuellen frü- 
heren Beziehungen, und dies ist 
selbstverständlich nicht verboten. Es 
geht also in erster Linie um die Sym- 
bolkraft dieser Regelung, die definiert, 
was eine normale Familie und was an- 
dersartig bzw. von „eigener Art“ ist. 
Angesichts des toleranten Gehabes der 
rot-grünen Koalition ist es einiger- 
maßen dreist, mit Hilfe des Adoptions- 
rechts deutlich zu machen, was nicht 
so normal sein soll, dass es Kinder als 
Normallität erfahren dürften. Lieber 
mutet man Kindern zu, in normalen 
patriarchalen Kleinfamilien aufzu- 
wachsen, in denen mithilfe des Ehe- 
gattensplittings die traditionelle Rol- 
lenaufteilung in Ernährer und 
Zuverdienerin, also die Hausfrauen- 
ehe (Hausmänner spielen zahlen- 
mäßig keine Rolle), durch Steuerer- 
leichterungen gefördert wird. Aber 
wenigstens wurden sie dort ja staatlich 
geschützt gezeugt! 

Offiziell propagiert die SPD To- 
leranz in der Familienpolitik. Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder in der Welt 
vom 30. März 2000: „Die vielleicht 
wichtigste und großartigste Aufgabe 
jeder Gesellschaft ist es, Kinder groß- 
zuziehen. Wenn Menschen gezwungen 
sind, zwischen einem glücklichen 
Familienleben und einer erfolgrei- 
chen Karriere zu wählen, haben wir 
alle von vornherein verloren. (...) 
Heute aber brauchen wir ein neues 
Verständnis der Familie, das den ge- 
sellschaftlichen Wandel begreift und 
einbezieht.“ An einer Aufrechterhal- 
tung von geschlechtspezifischem Rol- 
lenverhalten, das möglicherweise 
hochqualifizierte Frauen von vornher- 
ein dem Arbeitsmarkt entzieht, hat die 
Sozialdemokratie kein Interesse. Doch 
soll ihnen auch die Hausfrauen- und 
Mutterrolle prinzipiell weiterhin offen 
stehen. Der selbsternannte Emanzipa- 
tionsexperte Schröder: „Es ist völlig 
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berechtigt und überhaupt kein Verrat 
an Emanzipation und Frauenbewe- 
gung, wenn sich Frauen dafür ent- 
scheiden, nicht erwerbstätig sein zu 
wollen, sondern sich auf unbezablte 
Arbeit in Haus und Familie zu kon- 
zentrieren“, wo sie zudem in keiner 
Arbeitslosen-Statistik auftauchen. Es 
gehört nicht viel dazu, sich auszurech- 
nen, dass diese „Entscheidung“ vor al- 
lem von ihrer Qualifikation und Ver- 
wertbarkeit abhängen wird. Und nach 
wie vor ist die Familie, bei aller zur 
Schau getragenen Toleranz in der 
Form, unverzichtbar als privater Ort 
der Kindererziehung: „Wie auch im- 
mer die Familie in Zukunft aussehen 
mag, wir können als sicher unterstel- 
len, dass es in 30 oder 40 Jahren noch 
Familien geben wird. Die sind dann 
vermutlich so verschieden, dass es 
sich verbietet, von «der» Familie zu 
sprechen. Doch bei aller Vielfalt in 
ihren Formen wird Familie den einen 
Zweck vor allem behalten: Kindern 
ein soziales Netz zu bieten, in dem sie 
aufwachsen und sich entwickeln.“ 
Und dann kommt er doch noch aufdie 
traditionellste aller Formen der Fa- 
milie zu sprechen: „Trotz aller Klagen 
über den «Verfall» der Familie erfüllt 
sie diese Schlüsselfunktion übrigens 
ziemlich gut. 85 Prozent aller Kinder 
und Jugendlichen unter 16 Jahren 
wachsen heute mit beiden Eltern- 
teilen auf. Das klingt angesichts der 
bekannten Scheidungsraten unglaub- 
lich. Doch am scheidungsfreudigsten 
sind nun einmal kinderlose Ehepaare 
und solche, deren Kinder erwachsen 
oder nahezu erwachsen sind.“ Ganz 
klar: die traditionelle Kleinfamilie ist, 
wenn auch langfristig auf dem abstei- 
genden Ast, in punkto Kinderproduk- 
tion immer noch das beste Pferd im 
Stall. Und Kinder sind für Staat und 
Standort unverzichtbar. Schröder blu- 
mig: „In der Familie fallen die für den 
späteren Lebensweg wichtigen Ent- 
scheidungen, eröffnen sich Chancen 
und Bildungsmöglichkeiten. (...) Wir 
müssen einen gerechten Ausgleich 
zwischen den Generationen schaffen, 
damit die Sicherheit für die Älteren 
nicht zur unbezahlbaren finanziellen 
Belastung der jungen Arbeitnehmer 


wird. Und geraden in diesem Zu- 
sammenhang ist die Familie von zen- 
traler Bedeutung.“ Die Familie im mo- 
dernen Kapitalismus soll also flexibel 
Kinderproduktion und Arbeitsmarkt- 
erfordernisse unter einen Hut brin- 
gen. Aber es müssen doch noch ir- 
gendwie genügend Kinder am Ende 
dabei herauskommen! Und diesbe- 
züglich sind Homo-Ehen für die 
Bundesregierung — noch — nicht in- 
teressant genug. Vielleicht ja in 30 bis 
40 Jahren. Vielleicht ist bis dahin die 
Zeugung und Austragung von Kindern 
in gesellschaftlich bedeutsamem Aus- 
maß technologisiert und es bleibt der 
„Familie“ nur noch die Aufgabe, plär- 
renden Säuglingen mit echter Liebe 
die Basisqualifikationen von Human- 
kapital anzuerziehen. 

Bei aller Kritik an der Halb- 
herzigkeit, mit der der Forderung nach 
der Homo-Ehe begegnet wird, darf 
nicht darüber hinweggesehen werden, 
dass diese Forderung auch unter den 
Lesben- und Schwulenzusammenhän- 
gen keineswegs so einheitlich erhoben 
wird, wie es vom Lesben- und Schwu- 
lenverband in Deutschland (LSVD) 
und dessen Sprecher, dem grünen 
Bundestagsabgeordneten Volker 
Beck, gerne dargestellt wird. Nach wie 
vor gibt es Lesben und Schwule, die 
eine Perspektive entwickeln wollen, 
die jenseits der totalen Anpassung an 
das per Staat und Kirche zur Normali- 
tät geweihte Ehe- und Kleinfamilien- 
modell steht. Diejenigen Zusammen- 
hänge, die sich gegen die Einführung 
der Homo-Ehe aussprachen, wurden 
von den Verhandlungen jedoch aus- 
geschlossen. In ihrer Kölner Erklärung 
werfen Homo-Gruppen aus Nord- 
rhein-Westfalen dem LSVD vor, nur ei- 
ne verschwindende Minderheit der 
Lesben und Schwulen zu vertreten, 
während ein großer Teil der Bewe- 
gung der Ehe-Forderung kritisch bis 
ablehnend gegenüberstehe. Christina 
Schenk, parteilose Bundestagsab- 
geordnete und frauenpolitische Spre- 
cherin der PDS, plädiert für ein 
Konzept der Wahlverwandschaften: 
„Gefordert ist der gleiche Zugang für 
alle Menschen zu den bisher an die 
Ehe gebundenen Bürgerrechten - un- 


abhängig davon, ob sie homo- oder 
heterosexuell sind, und genauso un- 
abhängig davon, ob sie allein, zu 
zweit, zu dritt oder zu mehreren le- 
ben. Erst dann gibt es eine wirkliche 
Wahlfreiheit der Lebensformen.“ Der 
Angehörigenstatus soll, unabhängig 
von der biologischen Familie, auf ei- 
nen selbstgewählten Personenkreis 
angewandt werden dürfen, und damit 
auch die bisher daran gebundenen 
Rechte wie Zeugnisverweigerungs- 
recht, gemeinsames Adoptionsrecht, 
Aufenthaltsrecht für nichtdeutsche 
PartnerInnen, u. a., ohne allerdings 
die Möglichkeit der gemeinsamen Ein- 
kommensversteuerung (Ehegatten- 
splitting) sowie die gegenseitige Un- 
terhaltspflicht zu beinhalten, an deren 
Stelle die soziale Grundsicherung für 
jedeN treten soll. Dies bedeutet im 
Endeffekt nichts anderes als die Ab- 
schaffung der traditionellen Ehe ein- 
schließlich aller ihrer bisherigen Privi- 
legien, da nun niemand mehr ein 
bestimmtes Lebensmodell wählen 
muss, um in den Genuss der Vergüns- 
tigungen zu kommen. Wie weit sie mit 
dieser Position allerdings der PDS- 
Basis voraus ist, sei einmal dahinge- 
stellt. Besser als die Forderung nach 
bloßer Teilhabe für Lesben und 
Schwule am traditionellen Ehemodell 
sind solche Forderungen allemal. 
Doch muss die Frage gestellt werden, 
ob diese sehr weitgehende Flexibilisie- 
rung der Lebensmodelle nicht vor- 
greifend gerade das ist, was ein mo- 
derner Kapitalismus benötigt. Gerade 
sehr flexible kleine Einheiten sind 
möglicherweise am besten in der Lage, 
die persönliche Reproduktion zu or- 
ganisieren, aufeinander abzustimmen 
und dabei soziale Synergieeffekte zu 
nutzen. Der Zwang, sich den Lebens- 
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unterhalt auf die eine oder andere Art 
zu verdienen, wird seinen Einfluss auf 
die persönliche Ausgestaltung des 
Reproduktionszusammenhangs den- 
noch nicht verfehlen. Selbst eine noch 
so weitgehende Reformierung staatli- 
cher Familienpolitik wird die ge- 
wünschte emanzipatorische Wirkung 
nicht erzielen, denn geschlechtsspezi- 
fische Zuschreibungen wirken auch 
ohne staatliche Absegnung sehr hart- 
näckig und subtil fort. Sie müssen ak- 
tiv bekämpft werden! Doch wie weit 
die Auflösung der Geschlechterrollen 
in einer Flexibiltät fordernden Gesell- 
schaft möglich ist oder ob es zu einer 
Reaktivierung des lange erfolgreichen 
Modells der geschlechtsgebundenen 
Aufspaltung in Reproduktions- und 
Produktionsbereich kommen kann, ob 
sich die weiblichen und männlichen 
Rollenzuschreibungen innerhalb der 
Produktionssphäre zu gut verwerten 
lassen („Frauen sind gut fürs Betriebs- 
klima‘), als dass sie sich auflösen 
könnten, bestimmt letztendlich der 
Markt. Und solange das Leben der 
Menschen bis in die Betten und tief- 
sten Geschlechteridentitäten kapitali- 
stischen Verwertungszwängen unter- 
worfen ist, bleibt Emanzipation ein 
hohler Begriff. 

Es ist gut, wenn Homophobie 
und diskriminierende Strukturen 
zurückgedrängt werden. Aber für uns 
linke Ehe- und Familienhassende ist 
die Homo-Ehe und erst recht die ein- 
getragene Lebenspartnerschaft noch 
lange kein Grund zur Entwarnung! 
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Revolutionäre Politik trägt die interna- 
tionale Ausrichtung von vorneherein in 
sich: wenn die Überwindung von 
Kapitalismus sowie aller Herrschafts- 
mechanismen ernst gemeint sein soll, 
kann sie nur in der weltweiten Dimen- 
sion gedacht und vorangetrieben wer- 
den. Gleichzeitig erfährt der eigene 
Widerstand nur dann eine sinnvolle 
Perspektive, wenn er sich in Bezug zu 
den Kämpfen weltweit stellt. 

Diese Erkenntnis ist so banal wie 
alt — schon die Arbeiterbewegung or- 
ganisierte sich international und begriff 
ihren Kampf auf jeweils nationaler 
Ebene als Beitrag zum Aufbau eines 
weltweiten Sozialismus — die Revolu- 
tion sollte so Schritt für Schritt er- 
kämpft werden. 

Zwar wird heute kaum jemand 
mehr an die Konzepte der Arbeiter- 
Innenbewegung anknüpfen wollen. 
Dagegen ist die internationalistische 
Arbeit der vergangenen 30 Jahre inso- 
fern noch lebendig, als es bis heute kei- 
ne vollendete Aufarbeitung ihrer theo- 
retischen Prämissen gibt und die Praxis 
an vielerlei Grenzen gestoßen ist. 
Rahmen und politische Stoßrichtung 
internationalistischer Politik müssen 
erst wieder ausgelotet werden. 

In den 70er und 80er Jahren 
wurde internationalistische Politik vor 
dem Hintergrund der weltpolitischen 
Koordinaten — Aufteilung der Welt in 
die beiden Machtblöcke, kalter Krieg 
und Antikolonialismus — geleistet. Die 
radikale Linke, die sich als Teil einer 
weltweiten Front gegen den Imperialis- 
mus begriff, setzte dieses Verständnis 
um in politische und praktische 
Unterstützung durch Kampagnen ge- 
gen Diktaturen und kolonialistische 
Herrschaft in Asien, Afrika und Latein- 
amerika. Die Bandbreite der Aktionen 
ging von Sammlungen („Waffen für El 
Salvador“) bis hin zum bewaffneten 
Kampf. Schon damals wurde eine der 
wichtigsten Vorgaben internationalisti- 
scher Politik ausgegeben, dass nämlich 
die beste Unterstützung anderer Kämp- 
fe weltweit im Aufbau von eigenem 
Widerstand bestehe. Letztlich war die 
internationalistische Ausrichtung ein 


bedeutendes Merkmal der radikalen 
Bewegungen, die für viele motivations- 
und sinnstiftend war. 

Doch schon in den 80er Jahren 
machte sich die Forderung nach einem 
„neuen Internationalismus“ breit. Im 
Rückblick auf das internationalistische 
bzw. antiimperialistische Verständnis 
der neuen Linken bestand und besteht 
an deren Inhalten und Praxis in vieler- 
lei Hinsicht Kritik: ein Imperialismus- 
Verständnis, das die USA in den Mittel- 
punkt rückte, ein z.T. verklärender 
Bezug auf nationale Befreiungsbewe- 
gungen, auf die die Hoffnung auf revo- 
lutionäre Veränderung projiziert wur- 
den und Widersprüchlichkeiten keinen 
Platz hatten, eine klassisch „moderne“ 
Vorstellung von Emanzipation, das die 
Fokussierung auf die Übernahme staat- 
licher Macht begünstigt und andere 
Entwicklungen und Prozesse ausge- 
blendet hatte, sind nur einige Punkte. 

Die Neubestimmung internatio- 
nalistischer Politik wurde spätestens 
mit den einschneidenden Veränderun- 
gen der politischen Konstellationen 
und Vorzeichen seit 1989 notwendig. 
Während es momentan eher der Kapi- 
talismus ist, der sich global neu organi- 
siert, steckt die Linke in der Defensive. 
Angesichts des fehlenden ideologi- 
schen Gegenpols Realsozialismus, der 
Neuaufteilung der Welt unter kapitali- 
stischem Vorzeichen und dem damit 
einhergehenden neuem Gesicht impe- 
rialistischer Politik steht die Linke vor 
erheblichen analytischen und begriffli- 
chen Schwierigkeiten. Dabei sind die 
wirtschaftlichen und politischen Ände- 
rungen noch nicht vollständig zu einer 
neuen Welt(un)ordnung ausgereift, 
vielmehr sind ihre Akteure noch dabei, 
ihren Platz erst selbst zu bestimmen. 
Die globale (Neu)organisation des Ka- 
pitals, die sich einmal mehr als quanti- 
tativer Sprung der Kapitalverwertung 
darstellt, leitet einen Wettbewerb der 
Nationalstaaten um den besseren 
Standort ein und verschärft nicht nur 
soziale Widersprüche weltweit sondern 
auch den Kampf um Hegemonie und 
Absicherung kapitalistischer Standards. 
Die Gefahr für manche Länder besteht 


heute nicht mehr nur in deren Ausbeu- 
tung, sondern darin, für wirtschaftliche 
Interessen völlig uninteressant zu wer- 
den. Zugleich hat sich imperialistische 
Politik gewandelt, so hat der Krieg ge- 
gen Serbien z.B. gezeigt, dass sich die 
Beweggründe nicht ausschließlich auf 
ökonomische Interessen zurückführen 
lassen. Zwar ist die klassisch koloniali- 
stische Politik der Aufteilung der Welt 
zur Sicherung von Rohstoff- und Ab- 
satzmärkten nicht obsolet geworden, 
doch rücken andere Ordnungssche- 
mata in den Vordergrund, wie rassis- 
tische Zuschreibungen oder Sicher- 
heits- und Überwachungspolitik nach 
innen und außen. 

Soll es um den Aufbau antikapi- 
talistischen und antiimperialistischen 
Widerstandes gehen, sind Auseinander- 
setzung und Analyse der heutigen 
Bedingungen also erste Voraussetzun- 
gen, die im Rahmen dieser Rubrik un- 
terstützt werden sollen. Unter anderem 
soll sie sich mit neuen politischen 
Ansätzen und Bewegungen, wie der 
sog. Antiglobalisierungsbewegung be- 
schäftigen, die als Antwort auf die ver- 
änderte Situation entstanden ist. In 
ihrer Heterogenität bietet diese Bewe- 
gung nicht automatisch Anknüpfungs- 
punkte. In welchem Rahmen die revo- 
lutionäre Linke dort antikapitalistische 
Politik vorantreiben kann, ist noch aus- 
zumachen. In der Wartehaltung zu ver- 
harren ist ebenso falsch wie der unkri- 
tische Bezug aufreformerische Ansätze. 

Daneben soll die Rubrik über 
den Stand und die Bedingungen ande- 
rer Kämpfe weltweit informieren. Ob 
und wie praktischer Bezug dazu herge- 
stellt werden kann, ist ebenso diskussi- 
onsbedürftig wie die Maßstäbe, an de- 
nen sich dieser Bezug orientieren soll. 
Dabei ist es wichtig, auf die Erfahrun- 
gen der internationalistischen Bewe- 
gung zurückzugreifen, und aktuelle 
Fragestellungen aufzugreifen. So steht 
zum Beispiel der Bezug auf Befreiungs- 
bewegungen im Hinblick auf antinatio- 
naler Kritik und Kritik an Identitäts- 
politik selbst in Frage. 
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ist Politologe in Berlin. Er hat sich vor 
allem mit der Marxschen Theorie und 
mit Krisenprozessen der Weltwirt- 
schaft und des Finanzsystems beschäf- 
tigt. Er ist Mitglied der Redaktion von 
„PROKLA Zeitschrift für kritische 
Sozialwissenschaft“ sowie Autor von 
„Die Wissenschaft vom Wert: Die 
Marxsche Kritik der politischen Öko- 
nomie zwischen wissenschaftlicher 
Revolution und klassischer Tradition“ 
(Münster 2.Aufl., 1999). Beim Antifa- 
Kongreß in Göttingen im April hielt er 
ein Referat zum Thema „Glo- 
balisierung und Proteste“. Zum Thema 
„Globalisierung“ führten wir mit 
Michael Heinrich folgendes Interview: 


Unter dem Begriff „Globalisierung“ 
werden die unterschiedlichsten Vor- 
stellungen und Konzepte zusammen- 
gefasst. Was beschreibt der Begriff 
überhaupt? 


Mit diesem Begriff wird auf neue 
Entwicklungen des kapitalistischen 
Weltsystems reagiert, ökonomische 
und politische Transformationen, die 
in den letzten 10-15 Jahren deutlich 
wurden. Die weltwirtschaftliche Ver- 
flechtung hat enorm zugenommen. 
Damit wurde auch die Politik der ein- 
zelnen Nationalstaaten neuen Bedin- 
gungen unterworfen. Umstritten sind 
allerdings Ausmaß und Konsequenzen 
dieser Transformationen. Von Neo- 
liberalen bis hin zu Teilen der 
Sozialdemokratie werden die „Chan- 
cen“ der Globalisierung für einen er- 
neut prosperierenden Kapitalismus 
betont, von dem wir dann alle - ir- 
gendwann einmal — etwas haben sol- 
len; von vielen Gewerkschaften, 
NGOs, aber auch manchen Konserva- 
tiven werden dagegen die Gefahren 
für den Sozialstaat, für den Umwelt- 
schutz oder auch für die Handlungs- 


fähigkeit des Staates hervorgehoben — 
die Motive wie auch die politischen 
Ziele dieser „Globalisierungsgegner“ 
sind äußerst unterschiedlich. Und 
schließlich wird auch noch die 
Position vertreten „Globalisierung“ sei 
lediglich ein Mythos, eine ideologische 
Konstruktion, um eine bessere Recht- 
fertigung für eine kapitalfreundliche 
Politik zu erhalten. 


Wenn „Globalisierung“ eine sinnvolle 
Kategorie ist, um welche Prozesse geht 
es dann im einzelnen? 


Zunächst einmal bildete sich in den 
70er und 80er Jahren ein weitgehend 
internationalisiertes Finanzsystem her- 
aus, ein System, das für einen großen 
Teil der Wirtschaft die „Standards“, 
d.h. die Maßstäbe der Kapitalverwer- 
tung vorgibt. Dann kam es Ende der 
80er Jahre zum Zusammenbruch der 
Sowjetunion. Zwar hatten die osteu- 
ropäischen Länder auch schon früher 
Handels- und Kreditbeziehungen zum 
kapitalistischen Westen, doch erst 
nach 1989 setzte die kapitalistische 
Transformation ihrer Produktions- 
verhältnisse ein. Nachdem inzwischen 
auch China eine weitgehend kapitali- 
stische Entwicklung anstrebt, kennt 
das Kapital praktisch keine geographi- 
sche Grenze mehr. Gleichzeitig hat die 
Verflechtung zwischen den einzelnen 
kapitalistischen Ländern, und zwar 
nicht nur zwischen den entwickelten 
Westeuropas und Nord- 
amerikas, sondern auch 
den sog. Schwellenländern 
Östasiens, teilweise auch 
Lateinamerikas enorm zu- 
genommen, woran auch die 
neuen und billigen Mög- 
lichkeiten des Transports 
und der Kommunikation 
nicht unwesentlich beteiligt 
sind. Der „nationale“ Raum 
spielt für große (und größer 
werdende) Teile des 
Kapitals eine immer gerin- 


gere Rolle. Damit einher geht dann 
auch eine gewisse Transformation der 
politischen Rolle der Nationalstaaten; 
vor allem ihre wirtschaftspolitischen 
Steuerungsmöglichkeiten sind ge- 
genüber früheren Jahrzehnten erheb- 
lich eingeschränkt. 


Du beschreibst eine zunehmende 
Internationalisierung des Kapitalver- 
hältnisses. Aber gab es eine Tendenz 
dazu denn nicht schon immer? Was ist 
denn wirklich neu an der Globalisie- 
rung? 


Sicher, das Kapital hatte immer schon 
die Tendenz sich auszudehnen, alle 
Grenzen zu überwinden. Das galt 
schon für die frühe handelskapitalisti- 
sche Phase im 16. und 17. Jahrhundert 
und es galt auch während der Durch- 
setzung des Industriekapitalismus im 
19. Jahrhundert. Es wurde ja schon oft 
hervorgehoben, dass der internationa- 
le Handel, die Migration etc. kurz vor 
Beginn des ersten Weltkrieges ähnli- 
che Ausmaße hatte wie heute. In der 
Tat gab es Ende des 19. Jahrhundert ei- 
nen ersten Globalisierungsschub auf 
der dort erreichten industriekapitali- 
stischer Basis. Allerdings war dieser 
Schub noch begrenzt: England war die 
hegemoniale Macht, Frankreich, 
Deutschland und die USA holten gera- 
de erst auf und ansonsten gab es nur 
einen peripheren Kapitalismus, sowie 
kapitalistische Kolonien. „Globalisie- 
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rung“ fand auf einer beschränkten 
Basis statt und mit einem Finanz- 
system, das erheblich weniger inter- 
nationalisiert war als heute. Mit dem 
ersten Weltkrieg und mit der 1929 ein- 
setzenden Wirtschaftskrise fand dieser 
Globalisierungsschub dann sein Ende. 
In den 30er Jahren brach der Welt- 
handel regelrecht zusammen, „natio- 
nale“ Entwicklungen dominierten 
(der „New Deal“ in den USA, faschisti- 
sche Systeme in Deutschland und Ita- 
lien, aber auch die Sowjetunion mit 
ihrem Versuch einer nachholenden 
Akkumulation). Nach dem zweiten 
Weltkrieg gab es mit den USA zwar 
wieder eine eindeutige Hegemonial- 
macht, diese hatte aber in der Sowjet- 
union einen Gegenspieler, welcher 
der räumlichen Expansion des Kapital- 
verhältnisses Grenzen setzte und der, 
nachdem die meisten Kolonien unab- 
hängig geworden waren, auch in der 
sog. Dritten Welt zum Gegenspieler 
des kapitalistischen Westens wurde 
(nebenbei bemerkt: dass die UdSSR 
Gegenspieler des Westens war, heißt 
nicht, dass sie für ein emanzipatori- 
sches Projekt gestanden hätte). Die 
Welt als Ganze war im größten Teil des 
20. Jahrhunderts in gewisser Hinsicht 
fragmentierter als in der zweiten Hälf- 
te des 19. Jahrhunderts, ein Zustand, 
der sich erst in den letzten 10-15 Jah- 
ren grundlegend änderte, jetzt aber 
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auf einer ganz ande- 
ren, breiteren Grund- 
lage, die sowohl die 
ökonomischen Ver- 
hältnisse (hier insbe- 
sondere das Finanz- 
system) wie auch die 
# politischen betrifft. 


Du hast mehrfach das 
Finanzsystem er- 
wähnt, welche Rolle 
spielt dieses System 
und warum ist es so 
wichtig, dass es heute 
stärker internationali- 
siert ist als früher? 


Das Finanzsystem, also 

vor allem die Kapital- 
märkte, auf denen mit Anleihen, Ak- 
tien, Währungen sowie verschiedenen 
abgeleiteten Größen, den Optionen, 
Derivaten etc. gehandelt wird, ist ge- 
wissermaßen das „Steuerungszen- 
trum“ einer kapitalistischen Ökono- 
mie. Nicht im Sinne einer bewußten 
Steuerung durch eine bestimmte 
Gruppe von Personen, sondern in ei- 
nem strukturellen Sinn. Richtung und 
Umfang der Kapitalakkumulation wird 
ganz entscheidend über die Bedingun- 
gen auf den Finanzmärkten bestimmt: 
Kreditausweitung oder -einschrän- 
kung, Höhe der Zinssätze, Bewertung 
von Aktien etc. Diese Steuerungs- 
funktion hatte das Finanzsystem auch 
schon früher, nur war es da im we- 
sentlichen national organisiert (mit ei- 
nigen internationalen Zentren). In 
den letzten 20 Jahren hat sich ein zu- 
nehmend internationalisiertes System 
herausgebildet, das weltweite Stan- 
dards für das Kapital definiert. Wir ha- 
ben damit zwar noch längst keinen 
einheitlichen Weltkapitalismus, aber 
wir haben auch keinen nationalen 
Kapitalismus mehr, der in erster Linie 
an Zins- und Rentabilitätsgrößen ori- 
entiert ist, die innerhalb eines natio- 
nalen Wirtschaftsraumes definiert wer- 
den. 


Gerade vor dem Hintergrund solcher 
Prozesse wird manchmal von einer 
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Auflösung der Nationalstaaten im 
Zuge der Globalisierung geredet. Fin- 
det das „Absterben des Staates“ von 
dem Engels mit Bezug auf den Sozia- 
lismus 60gesprochen hat also schon 
während des Kapitalismus statt? 


Nein, von einer „Auflösung“ der Natio- 
nalstaaten, kann keine Rede sein. Es 
war staatliche Politik, die mit der De- 
regulierung der Finanzsysteme in den 
70er Jahren die Internationalisierung 
des Finanzsystems ganz wesentlich be- 
schleunigten, es sind Vertreter der 
Nationalstaaten, die im Rahmen der 
WTO über den zukünftigen Rahmen 
des Welthandels entscheiden und es 
sind nicht zuletzt Staaten, die nach wie 
vor Krieg wie führen. Allerdings findet 
nationalstaatliche Politik heute unter 
anderen Rahmenbedingungen statt, 
so haben sich etwa haben die wirt- 
schaftspolitischen Möglichkeiten ver- 
ändert, vor allem was den Einfluß auf 
Zinssätze und Wechselkurse angeht. 
Das alles hat aber nicht zum Ver- 
schwinden, sondern zu einer Trans- 
formation von Staatlichkeit geführt: 
Ohne dass sich die Nationalstaaten 
auflösen, werden „Transnationale“ 
Formen von Staatlichkeit immer wich- 
tiger (WTO, NATO, IWF etc.), teilwei- 
se bilden sich auch neue „internatio- 
nale“ Staatsformen heraus wie etwa im 
Rahmen der EU. Die einzelnen Natio- 
nalstaaten handeln gleichzeitig auf ei- 
ner Vielzahl von transnationalen 
Ebenen, wodurch Konflikte eine kom- 
plexere Struktur bekommen: Staaten, 
die im Rahmen der NATO gemeinsam 
Krieg führen, können im Rahmen 
WTO durchaus entgegengesetzte Posi- 
tionen vertreten etc. 


In Zusammenhang mit Globalisie- 
rung ist oft von einem „entfesselten 
Kapitalismus“ die Rede, einem Kapi- 
talismus, der die Gesellschaft bedroht 
und der mit Hilfe des Staates irgend- 
wie gebändigt werden soll. Hältst Du 
das für eine zutreffende Analyse? 


Wenn man den gegenwärtigen Kapita- 
lismus als „entfesselt“ charakterisiert, 
dann unterliegt dem die Vorstellung, 
dass der Kapitalismus in früheren 
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gesnt 


Zeiten mehr „gefesselt“, irgendwie so- 
zialer war. Man verallgemeinert damit 
ein (auch schon idealisiertes) Bild des 
Nachkriegskapitalismus. Zwischen 
1950 und 1975 konnte es so scheinen 
als sei der Kapitalismus (zumindest in 
den Metropolen) weitgehend krisen- 
frei geworden. Hohe Wachstumsraten 
machten hohe Profite anscheinend mit 
Reallohnsteigerungen und einem Aus- 
bau des Sozialstaats vereinbar. Dieses 
(insbesondere in Westdeutschland 
ausgeprägte) „Wirtschaftswunder“ war 
aber an spezifische historische 
Bedingungen geknüpft, die sich gera- 
de im Laufe dieses Wirtschaftswunders 
auflösten. Der „entfesselte“ Kapitalis- 
mus der Gegenwart, der alle gesell- 
schaftlichen Verhältnisse, sofern sie 
nicht der Logik der Kapitalverwertung 
entsprechen, unterminiert, ist dage- 
gen der „normale“ Kapitalismus. Inso- 
fern sich dieser mit zunehmenden 
Krisen und Verelendungsprozessen 
einhergehende Kapitalismus jetzt 
weltweit durchsetzt, sich von einer 
Reihe von Schranken befreit und sich 
als globaler Konkurrenzkapitalismus 
etabliert, erreichen wir historisch ei- 
gentlich erst den Zustand, den Marx 
vor Augen hatte, als er im „Kapital“ die 
kapitalistische Produktionsweise „in 
ihrem idealen Durchschnitt“ analysie- 
ren wollte und dabei festhielt, dass der 
„Weltmarkt ... überhaupt die Basis und 
die Lebensatmosphäre“ des Kapitalis- 
mus bildet. Wird nun vom Staat ver- 
langt, er soll diesen entfesselt-norma- 
len Kapitalismus irgendwie sozial 
zurechtstutzen, dann wird unterstellt, 
dass staatliche Politik könne auch ganz 
anders sein, wenn es die Regierung 
nur wolle, wenn sie sich dem Einfluß 
des Kapitals entziehen und endlich 
einmal das Gute und Richtige tuen 
würde. Zwar hängt Politik immer auch 
von gesellschaftlichen Kämpfen ab, 
und ist daher ein stückweit offen; es 
gibt immer verschiedene Wege, die 
eingeschlagen werden können. Aller- 
dings darf man dabei nicht die struk- 
turellen Zwänge aus den Augen lassen, 
die viel wichtiger sind als die guten 
oder bösen Absichten der Regierung. 
Ganz egal welche Partei die Regierung 
stellt, „die Wirtschaft“ muß funktio- 


nieren und das heißt unter kapitalisti- 
schen Verhältnissen: eine ausreichen- 
de Verwertung muß möglich sein. 
Ohne ausreichende Profite keine Ak- 
kumulation und ohne Akkumulation 
nicht genügend Steuereinnahmen, 
dafür aber hohe Sozialausgaben auf- 
grund steigender Arbeitslosigkeit. 
Auch ohne Korruption, Verfilzung etc. 
muß der Staat in erster Linie eine „or- 
dentliche“ Kapitalverwertung im Blick 
haben. Und Vollbeschäftigung, soziale 
Sicherheit, die Beseitigung von Armut 
etc. sind nun mal nicht die Zwecke des 
Verwertungsprozesses, sondern allen- 
falls seine zeitweiligen Abfallprodukte. 
Einen sozialen, ökologischen oder was 
weiß ich was für einen netten Kapita- 
lismus wird es nur insoweit geben, wie 
dies von der Verwertung her möglich 
ist - und spätestens bei der nächsten 
Krise steht das, was irgendwann ein- 


mal an sozialen Verbesserungen er- 
reicht wurde, wieder zur Disposition.. 


Das Stichwort „Krise“ bringt uns zur 
nächsten Frage. Die zahlreichen 
Crashs an den Aktien- und Devisen- 
märkten in den Wer Jahren wurden 
häufig als Vorboten eines endgültigen 
Zusammenbruchs des Kapitalismus 
interpretiert. Was hältst du von den 
Prognosen dieser Krisentheorien, ist 
der Kapitalismus wirklich schon an 
seine Grenzen gestoßen? 


Im Gegenteil, der Kapitalismus ist als 
globaler Konkurrenzkapitalismus jetzt 
erst richtig entfaltet und Aktiencrashs 


und Krisen sind nicht nur normal, son- 
dern für die weitere Entwicklung des 
Kapitalismus auch notwendig: Fehl- 
entwicklungen, Blockaden der Akku- 
mulation etc. können in einer kapita- 
listischen Ökonomie gar nicht anders 
beseitigt werden. Dass bei diesen 
Crashs zahlreiche Existenzen zerstört 
werden, dass sie Elend hervorbringen, 
dass auch eine Menge Unternehmen 
zugrunde gehen, ist für den Kapitalis- 
mus als Ganzes, als System gewisser- 
maßen eine „Verjüngungskur“. Die 
Zusammenbruchstheorien, die in den 
9er Jahren wieder in Mode kamen, 
sind ja keineswegs neu. Sie gehören 
seit einem Jahrhundert zur 
Grundausstattung des Arbeiterbewe- 
gungsmarxismus. Solche Theorien 
sind nicht nur von der Brutalität der 
Krisen beeinflußt - nach dem Motto: 
wenn so viel kaputt geht, dann kann 
der Kapitalismus doch wohl kaum wei- 


terexistieren — sie sind auch be- 
herrscht von der Suche nach einer „ob- 
jektiven“ Grenze des Kapitalismus, 
einer Entwicklungsschranke, an der 
der Kapitalismus einfach nicht mehr 
weiter kann. Eine solche Vorstellung 
halte ich für eine Illusion, bisher hat 
der Kapitalismus noch jede dieser an- 
geblich objektiven Schranken über- 
wunden. In die Zusammenbruchs- 
theorien der 90er Jahre floß allerdings 
noch eine andere Vorstellung ein, dass 
nämlich der Wirtschaftswunderkapita- 
lismus der 60er und frühen 70e Jahre 
den „normalen“ Kapitalismus reprä- 
sentieren würde und dass daher ein 
Kapitalismus mit Massenarbeitslosig- 
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keit und Verelendungstendenzen be- 
reits sein eigenes Ende einläuten wür- 
de. Der Wirtschaftswunderkapita- 
lismus ist in der Tat vorbei, 
„Vollbeschäftigung“ wird es auf abseh- 
bare Zeit wahrscheinlich nicht mehr 
geben. Dies bedeutet aber nur das 
Ende einer bestimmten Phase des 
Kapitalismus, aber nicht das Ende des 
Kapitalismus überhaupt. 


Könnte die Zuspitzung der Wider- 
sprüche und die Verschärfung der so- 
zialen Gegensätze im globalen Kon- 
kurrenzkapitalismus nicht auch 
neuen Raum für eine antikapitalisti- 
sche Bewegung schaffen? 


Na ja, die Hoffnung sollte man nicht 
aufgeben. Allerdings ist zunächst ein- 
mal mit einer Zunahme von im weite- 
sten Sinne rechten Strömungen zu 
rechnen, die jede Menge faschistischer 
und rassistischer Tendenzen ein- 
schließen. Auch bei vielem was aufden 
ersten Blick vielleicht antikapitalistisch 
aussieht, wäre ich erstmal vorsichtig, 
ob es wirklich um einen grundsätzli- 
chen Antikapitalismus oder nur um ei- 
nen „besseren“, womöglich nationa- 
len Kapitalismus geht. 


Zur Zeit wird in der radikalen Linken 
überlegt, ob es Sinn macht, ihre anti- 
kapitalistischen Inhalte in die 
Antiglobalisierungsbewegung einzu- 
bringen. Könnte das eine Perspektive 
sein? 


Bei der Antiglobalisierungsbewegung 
muß man berücksichtigen, dass sie so 
heterogen ist, dass es sich eigentlich 
gar nicht um eine, sondern um meh- 
rere Bewegungen handelt, die - zeit- 
weise — einen gemeinsamen Gegner 
haben. Das Spektrum reicht von (we- 
nigen) antikapitalistischen Ansätzen, 
über reformistische Strömungen, die 
einen „besseren“, regulierten Kapita- 
lismus wollen, bis hin zu eher konser- 
vativ Tendenzen, die vor allem die ei- 
gene „Nation“ und den von dieser 
Nation angeblich garantierten sozialen 
Besitzstand retten wollen. Und dazwi- 
schen gibt es noch jede Menge Über- 
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schneidungen. Ein bloßes dran hän- 
gen an diese Bewegung mit der vagen 
Hoffnung irgendwann einmal etwas 
anderes einbringen zu können, fände 
ich falsch. Notwendig wäre eine kriti- 
sche Auseinandersetzung mit den in 
der Antiglobalisierungsbewegung vor- 
herrschenden Sichtweisen, was über- 
haupt nicht ausschließt, dass man mit 
bestimmten Gruppen auch gemeinsa- 
me Aktionen machen kann. 


Welche Form von politischer Inter- 
vention macht denn überhaupt noch 
Sinn? Du selbst hast in Göttingen ja 
den klassischen Begriff von Politik als 
das mögliche Machbare kritisiert. Ist 
es am besten, zuhause schlaue Bücher 
zu lesen? 


Nun, ein Patentrezept für die „richti- 
ge“ Form der Intervention habe ich 
auch nicht. Schlaue Bücher zu lesen ist 
jedenfalls bestimmt nicht verkehrt, al- 
lerdings sollte diese Lektüre dann 
auch wieder nach außen getragen wer- 
den. Gerade in den letzten Jahren 
scheinen sich wieder zunehmend jün- 
gere Leute zu engagieren, die nach ei- 
ner Weile nicht nur nach der richtigen 
Aktionsform suchen, sondern auch 
Zusammenhänge besser begreifen 
wollen. Und da gibt es dann häufig nur 
wenige Angebote auch nur das zu ver- 
mitteln, was es schon an Analysen gibt. 
Die Beschäftigung mit „Theorie“ hat 
aber auch eine ganz grundsätzliche 
Bedeutung für linke Politik. Wenn 
man von einer radikal-antikapitalisti- 
schen Position aus agiert, dann sollte 
man sich nicht nur darüber klar sein, 
dass die Abschaffung des Kapitalismus 
in den nächsten 20 oder 30 Jahren 
wohl kaum auf der Tagesordnung ste- 
hen dürfte, man sollte sich auch stets 
der enormen Integrationskraft des ka- 
pitalistischen Systems als Ganzes 
bewußt sein. Ein funktionierendes 
parlamentarisches System besteht ja 
nicht darin, vorhandene Kapitalinter- 
essen einfach nur durchzusetzen. 
Diese Interessen müssen zunächst ein- 
mal artikuliert, miteinander in Ein- 
klang gebracht werden und dabei 
spielt auch eine Rolle, inwiefern es 
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Widerstand gegen diese Interessen 
gibt, wobei dieser Widerstand langfri- 
stig für das System als Ganzes durch- 
aus produktiv sein kann (wären in den 
70er und 80er Jahren all die ursprüng- 
lich geplanten Atomkraftwerke gebaut 
worden, dann wären viele Energie- 
unternehmen heute wahrscheinlich 
pleite). Es gibt immer wieder die Mög- 
lichkeit einige der eigenen Forderun- 
gen irgendwie in den politischen Pro- 
zeß (der nicht nur in den Parlamenten, 
sondern auch in der Öffentlichkeit, in 
den Medien stattfindet) einzubringen 
und dann keimt die Hoffnung auf, dass 
wenn man sich noch mehr auf das Sys- 
tem einläßt — endlich die richtige Par- 
tei gründet und mit ihr Einfluß in den 
Parlamenten gewinnt, oder eine Funk- 
tion in einem wichtigen Beratergre- 
mium einnimmt, oder in wichtige 
Medien kommt, etc. — dass man dann 
noch mehr durchsetzen könne. Und 
um besser in das System reinzukom- 
men, macht man dann ganz langsam 
ein Zugeständnis nach dem anderen. 
So landet man schließlich bei der 
Politik als der „Kunst des Machbaren“. 
Für die Linke besteht immer die 
Gefahr angesichts der Übermacht des 
Kapitalismus zu resignieren, sich nur 
auf die berühmten kleinen Schritte zu 
beschränken und dabei ganz allmäh- 
lich zum gut funktionierenden Be- 
standteil der Maschine zu werden, die 
man doch ursprünglich einmal ab- 
schaffen wollte. Und da ist es dann 
ganz hilfreich, insbesondere dann, 
wenn keine radikale Massenbewegung 
existiert, sich immer wieder klar zu 
machen, in was für einer Gesellschaft 
man eigentlich lebt, sich damit zu be- 
schäftigen wie Staat und Kapital funk- 
tionieren. Voraussetzung jeder Inter- 
vention ist es, sich nicht in der einen 
oder anderen Weise einfangen zu las- 
sen, sondern eine radikale Kritik an 
staatlicher Herrschaft und kapitalisti- 
scher Ausbeutung aufrecht zu erhalten 
— und zwar eine Kritik, die sich nicht 
auf Phrasen beschränkt, sondern die 
auf der Höhe der Entwicklung von 
Staat und Kapital formuliert wird, und 
das ist gar nicht so einfach. 


Danke für das Gespräch! 
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U. Schneider: Antifaschist und 
Unrlebach/Schmidt/Schneider: Gewerkschafter. Willy Schmidt 
Buchenwald - Ein Konzentrati- _ Fine politische Biographie. 200 
onslager. PRV. 186 S., 188 Abb., s_, 30 Abb.., geb., DM 28.00 
Großformat, geb. 3-89144-271-8 3_89144-294-7. In Duisburg 1911 
DM 39.90 Text-Bild-Band über geboren, Buchdrucker, 1933 Or- 
das KZ Buchenwald gestützt auf ganisator des illegalen Kampfes 
zahlreiche Berichte deutscher po- an Rhein und Ruhr, Häftling im 
litischer Häftlinge, auf Dokumen- K7 Buchenwald, führend an der 
te und z.T. bisher unveröffentlich- Selbstbefreiung beteiligt, nach 
(e Bilder. Eine Dokumentation 1945 an führender Stelle in der IG 
dessen, was Menschen an Verbre- Metall für die Arbeit mit Betriebs- 
ülen begehen können - und des- räten verantwortlich. Ein Urge- 
sen, was menschlicher Wider- stein der Arbeiterbewegung in 
Kundswille vermag. Berichten, Bildern, Dokumenten. 
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H. Fisher: Comrades - Bericht eines 
US-Interbrigadisten im spanischen 
Bürgerkrieg. PRV. 243 S., 40 Abb., 
geb. 3-89144-284-X DM 38.00 Einer 
von 3000 amerikanischen Freiwilligen 
im Kampf gegen den Faschismus in 
Spanien berichtet über den Einsatz der 
„Lincoln-Brigade“ an den entschei- 
Iier, der ihm Papier und Bleistift ver- denden Abschnitten der Front, über 
solnfft hatte, schmuggelte die numme- Mut, Verzweiflung und Sterben von 
Herten Blätter heraus und versteckte sie. weißen und schwarzen Amerikanern. 


I; Wucik, J.: Reportage unter dem 
Arung geschrieben. PRV. 160 S., 13 
All, geb. 3-89144-272-6 DM 24.90 
Jullus Fucik, ein bekannter tschechi- 
eher Journalist ging 1939 nach der Be- 
Kelzung in den Untergrund. 1942 ver- 
Iinltet, schrieb er im Pankräcer Gefäng- 
iin seine Erlebnisse auf und der Aufse- 
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I. Litten: Eine Mutter kämpft gegen 
Hitler. PRV. 250 S., geb. 3-89144-283-1 
DM 34.00 Hans Litten war einer der 
wenigen Anwälte der Weimarer Repu- 
blik, der sich konsequent der Vertei- 
digung von Sozialisten und Pazifisten 
widmete. Er überführte Hitler im Mai 
1931 im „Edelpalastprozeß“ als Zeu- 
ge eines Meineides. Vom Tag der Ver- 
haftung an unternahm Irmgard Litten 
alles um ihren Sohn zu retten. Der Be- 
richt über ihren Kampf gegen die NS- 
Mordmaschine erschien 1940 erstma- 
lig in England, Frankreich, Amerika, 
Mexiko und China 


DieKPD 
zwischen 2 
Revolution - 
und _® 
Faschismus 


Gruppe MAGMA: ... denn Angriff ist die beste Ver- 
teidigung. Die KPD zwischen Faschismus und Re- 
volution. PRV, 296 S., geb. 3-89144-263-7 DM 36.00 
„Nach dem Motto ‘Angriff ist die beste Verteidigung’ 
war für die KPD die proletarische Revolution zunächst 
die zentrale Perspektive im antifaschistischen Kampf. 
Sie spielte die Bourgeoisie mit dem Faschismus ihre 
etzte Trumpfkarte aus, so kündigte sich damit für die 
KPD gleichsam der Vorabend der Revolution an. Kom- 
munismus schien zum Greifen nahe.‘ (Aus dem Buch.) 
BE ee Für die Jahre 1918 bis 1933 gibt das Buch im ersten 
A. Buderus, G. Dembowski, W. Teil einen handbuchartigen Überblick über das politi- 
Scheidle: Das zerbrochene Fen- „he Profil wie über Faschismusanalyse der KPD im 
ster. Hools und Nazi-Skins zwi- Ä R R 5 A 
schen Gewalt und Repression, Rahmen der Weimarer Republik. Im zweiten Teil wird 
er und Sozialfeuer- danach gefragt, was für die Partei die Kategorie Volk 
wehr. PRV, 238 S., 12 teils farb. Eee er . 1 : Se 
Abb., geb. 3-89144-285-8 bedeutete, wie sie zu Nationalismus und Antisemitis- 
DM 29.90 Drei Praktiker unter-- mus sowie zur Frauenbewegung stand. Das Werk 
ziehen die herrschende Auffas- schließt mit fünf prägnanten Thesen zur KPD. 
sung und Praxis von Gewaltprä- Die Aut teh Disk e talt 
vention und Sozialarbeit mir Pie Autoren stehen zu Diskussionsveranstaltungen 
zur Verfügung. Kontakt: Pahl-Rugenstein Verlag 
Tel. 02228/632306 Email: prv@che-chandler.com 


Hools und Naziskins einer gründ- 
lichen Kritik, in deren Mittel- 
punkt die Hinterfragung der staat- 


lichen Repression bei gleichzei- RSOpitz: Faschlamus und!Neofee 


. tiger neoliberaler Beharrung auf 


V, Roggan: Auf legalem Weg in 
einen Polizeistaat. Entwicklung 
(les Rechts der inneren Sicherheit. 
Bonn, PRV, 248 S., geb. 3-89144- 
278-5 DM 38.00 Der Bremer Ju- 
fist Roggan kommt zu der Schluß- 
fölgerung, daß das Recht der sog. 
„Inneren Sicherheit“ alle Bürger 
im Visier hat und einem immer 
Alirkeren staatlichen Zugriff aus- 
liefert. 


der These „vom (wirtschaftli- 
chen) Überleben der Stärkeren“ 
steht. 


R. Opitz: Europastrategien des 
deutschen Kapitals 1900-1945. 
PRV. 1070 S. Gb. 10333-3 (Re- 
= mittendenexemplare) Fr. 68.00 
#4 jetzt nur DM 40.00 Dokumente 
zur Hegemonialpolitik der deut- 
schen Eliten aus Politik, Wirt- 
schaft, Wissenschaft und Armee 
sind in diesem Quellwerk mit ei- 
nem umfangreichen Anmer- 
kungsapparat veröffentlicht. 
Reinhard Opitz’ Standartwerk ist 


Pa -Rucensreim 


H. Brar: Imperialismus im 21. Jahr- 
hundert. Sozialismus oder Barbarei. 
PRV, 208 S. 3-89144-293-9 DM 29.90 
Eine Analyse über die Aktualität der 
Leninschen über den Imperialismus als 


höchstem Stadium des Kapitalismus. |; f 
P R 5) ın ınverzichtbar: r age, 
Anhand der internationalen Wire. CNC UN are Grundlag 


schaftspublizistik wird nachgewiesen, WENN €S um die Beurteilung ak- 
daß die Wesenmerkmale des Imperia- tueller politischer, wirtschaftli- 
lismus sich heute auf allen Erschei- cher und militärischer Strategien 
nungsebenen von Politik und Wirt- des neuen Großdeutschland in 
schaft unverkennbar widerspiegeln. Europa geht. 


schismus. PRV. 500 S. geb. 3-89144- 
209-2 DM 49,90 Diese Ausgabe ent- 
hält die beiden seit langem vergriffe- 
nen Bände „Der deutsche Faschismus 
bis 1945“ und „Neofaschismus in der 
Bundesrepublik“ in ungekürzter Fas- 
sung. Georg Fülberth schreibt in „kon- 
kret“ 3/95 über Opitz: „Er war einer 
der originellsten, solidesten und pro- 
duktivesten linken Köpfe in den sech- 
ziger, siebziger und achtziger Jahren. 
(...) die Fülle des Marterials und die 
zugleich präzise Diktion kann Ihnen 
den Atem nehmen. Dieses Buch paßte 
in keinen der üblichen Faschismus- 
Diskurse. Massenbewegungen, Zirkel, 
einzelne Ideologen, finanzielle und 
industrielle Aktionen werden je für 
sich so behandelt und zugleich in Be- 
ziehung zueinander gesetzt, daß die 
einzelnen Elemente unverkürzt blei- 
ben und doch durch die Gesamtheit des 
(monopol)kapitalistischen Sytems be- 
stimmt sind“. 


Che & Chandler 
Versandbuchhandlung 


Breite Str. 47 53111 Bonn 
Tel. 0228/632366 
Fax 0228/634968 
Email: info@che- 
chandler.com 


Dreimal jährlich ein 
Katalog mit Neuerschei- 
nungen und Sonderan- 
gebote aus allen Berei- 


chen linker Literatur. 
Rabatte für Antifa- 
Büchertische und 
Infoläden. 
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